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Gesetzentwurf

der Landesregierung

Gesetz zur Anderung des Thiiringer Vergabegesetzes
und anderer haushaltsrechtlicher Vorschriften

A. Problem und Regelungsbediirfnis

Das Thiringer Vergabegesetz (ThirVgG) vom 18. April 2011 (GVBI.
S. 69)istam 1. Mai 2011 in Kraft getreten. Der Gesetzgeber verfolgt mit
dem Gesetz das Ziel, bei der Vergabe 6ffentlicher Auftrage einen fairen
Wettbewerb und die Gewahrleistung von Lohn- und Sozialstandards si-
cherzustellen. Zudem wird eine 6kologische und soziale Zielstellung ver-
folgt und die Mdglichkeit zur Berlicksichtigung 6kologischer und sozi-
aler Kriterien auf allen Stufen des Vergabeverfahrens eroffnet. Im Jahr
2016 wurde das Thuringer Vergabegesetz durch externe Gutachter ei-
ner Evaluierung unterzogen. Die Evaluierung hat als allgemeines Fazit
zusammenfassend ergeben, dass sich das Thiringer Vergabegesetz in
der Praxis bewahrt hat und von 6ffentlichen Auftraggebern und Unter-
nehmen insgesamt durchaus positiv beurteilt wird.

Die Evaluierung des Thuringer Vergabegesetzes hat aber auch gezeigt,
dass das Gesetz einer Weiterentwicklung bedarf.

Aufgrund der Anderungen des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschran-
kungen (GWB), insbesondere durch die Vergaberechtsmodernisierung
der Europdischen Union und deren Umsetzung in bundesdeutsches
Recht, ist eine Anderung der Verweisungen auf Paragrafen dieses Ge-
setzes erforderlich. Gleichzeitig ist im Unterschwellenbereich eine Har-
monisierung mit den bundesrechtlichen Regelungen fir den Oberschwel-
lenbereich empfehlenswert, weil hierdurch die Unternehmen und die
Vergabestellen entlastet und die Vergabeprozesse beschleunigt wer-
den. Dazu wird die Unterschwellenvergabeordnung (UVgO) vom 2. Fe-
bruar 2017 (BAnz. AT 07.02.2017 B1, AT 08.02.2017 B1) des Bundes
vollumfanglich in Landesrecht tUberfiihrt und fir anwendbar erklart. Die
Unterschwellenvergabeordnung orientiert sich strukturell und inhaltlich
an der fur die Vergabe 6ffentlicher Auftrdge oberhalb der Schwellenwer-
te der Europaischen Union geltenden Vergabeverordnung vom 12. April
2016 (BGBI. | S. 624) in der jeweils geltenden Fassung. Die inhaltliche
Orientierung der Unterschwellenvergabeordnung an den fir den Ober-
schwellenbereich geltenden Vergabevorschriften kommt auch zum Aus-
druck in der Ubernahme der Regelung von zum Beispiel fiir Werkstatten
fur Menschen mit Behinderungen vorbehaltenen Auftrdgen nach § 118
GWB (vergleiche § 1 Abs. 3 UVgO). Sie sieht in Anlehnung an die Vor-
schriften im Oberschwellenbereich die Durchfiihrung des Vergabever-
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fahrens mithilfe elektronischer Mittel (sogenannte E-Vergabe) auch im
Unterschwellenbereich stufenweise verbindlich vor.

Bei der Vergabe 6ffentlicher Auftrdge besteht fir die Vergabestellen so-
wie fUr die Bieter ein hoher burokratischer Aufwand. Dieser wird durch
die Einfihrung des Bestbieterprinzips vermindert. Danach sind die hach
dem Thuringer Vergabegesetz vorzulegenden Erklarungen und Nachwei-
se nur noch von demjenigen Bieter vorzulegen, dem nach Durchfihrung
der Angebotswertung der Zuschlag erteilt werden soll. Zudem wird eine
Reduzierung des Aufwandes aufseiten der Unternehmen sowie aufsei-
ten der &ffentlichen Auftraggeber durch den Verzicht auf die Vorlage der
Eignungsnachweise bewirkt, wenn ein Bieter innerhalb der letzten zwolf
Monate vor Ablauf der Angebotsfrist bei demselben Auftraggeber diese
Nachweise bereits vorgelegt hat. AuRerdem ist die Verdffentlichung so-
wohl in elektronischer Form als auch im Staatsanzeiger im Zeitalter der
Digitalisierung nicht mehr zeitgemafR. Daher besteht kinftig fur staatli-
che Auftraggeber nur noch die Verpflichtung, die Bekanntmachung 6f-
fentlicher Auftrage in elektronischer Form auf der zentralen Landesver-
gabeplattform zu veroéffentlichen. Gleichzeitig wird die Verdffentlichung
von 6ffentlichen Auftragen auf der zentralen Landesvergabeplattform fir
alle Auftraggeber im Sinne des § 2 ThurVgG verpflichtend. Auch dies
stellt einen Beitrag zur Weiterentwicklung und Starkung der elektroni-
schen Verfahrensdurchfiihrung dar und verringert den Verwaltungsauf-
wand sowie die Kosten aufseiten der Vergabestellen. Fir die Wirtschaft
fuhrt die Veroffentlichung aller 6ffentlichen Ausschreibungen auf einer
Plattform zu einer Verringerung des Rechercheaufwands.

Die mit § 4 ThurVgG eingerdumte Moglichkeit der Berucksichtigung um-
weltbezogener Aspekte erscheint nicht ausreichend, um dem Ziel der
umweltvertraglichen und nachhaltigen Beschaffung von Gutern Rech-
nung zu tragen. Um bei der Anschaffung von Investitionsgitern zum Bei-
spiel auch Aspekte der Langlebigkeit, der Wiederverwendbarkeit oder
der Verwertbarkeit in die Betrachtung mit einzubeziehen, wird als neu-
er Absatz 1 eine Bestimmung eingefugt, die die Vergabestellen dazu
anhalt, bei der Beschaffung eines Investitionsgutes in geeigneten Fal-
len darauf hinzuwirken, dass neben den Anschaffungskosten auch das
Lebenszyklusprinzip eines Produktes bertcksichtigt wird. Nach diesem
Prinzip werden auch die Kosten der Nutzung eines Produktes (zum Bei-
spiel Instandhaltungskosten, Energie- und Verbrauchskosten, Kosten fir
die Entsorgung) bedacht und in die Entscheidungsfindung einbezogen.

Zudem wird dem § 4 ThurVgG ein weiterer Absatz angefligt, der einen
Katalog beispielhaft in Betracht kommender umweltbezogener und so-
zialer Aspekte auflistet, die - sofern sie in sachlichem Zusammenhang
mit der Auftragsleistung stehen - auf allen Stufen des Vergabeverfah-
rens berlcksichtigt werden kénnen.

Die bisher im § 13 ThirVgG enthaltenen Gesichtspunkte zur Starkung
sozialer Aspekte (Beteiligung an beruflicher Erstausbildung, Bertick-
sichtigung von MaRnahmen zur Foérderung der Chancengleichheit von
Frauen und Mannern im Beruf) durch Bevorzugung von Bietern sind er-
ganzungsbediirftig. Sie werden um zusatzliche soziale Gesichtspunkte
erweitert (zum Beispiel Mallnahmen der Beschaftigung von Langzeitar-
beitslosen oder von schwerbehinderten Menschen) sowie um umweltbe-
zogene Aspekte (zum Beispiel die Férderung der Energieeffizienz). Damit
wird den Vergabestellen zum Beispiel die Mdglichkeit eroffnet, Bieter, die
schwerbehinderte Menschen beschéaftigen oder MalRnahmen zur Ener-
gieeffizienz ergreifen, bevorzugt zu berlicksichtigen. Die Aufzahlung von



Thuringer Landtag - 6. Wahlperiode

sozialen und umweltbezogenen Maflinahmen ist nur beispielhaft. Nach
der neuen Fassung des § 13 ThiirVgG haben 6ffentliche Auftraggeber
bei Gleichwertigkeit mehrerer Angebote jeweils auf den konkreten Ver-
gabefall bezogen Uber die bereits auf den vorhergehenden Stufen des
Vergabeverfahrens (im sachlichen Zusammenhang mit der Auftragsleis-
tung stehenden) bereits berticksichtigten umweltbezogenen und sozia-
len Aspekte hinaus auch weitere geeignete soziale oder umweltbezoge-
ne Aspekte nach Abschluss der Wertung bei der Zuschlagserteilung zu
bericksichtigen. Um die Berlcksichtigung dieser Kriterien zu starken,
wird diese "Bonusregelung" obligatorisch gemacht.

Im Bereich der Vergabe von Dienstleistungen im 6ffentlichen Personen-
nahverkehr (OPNV) erscheint die Gewahrleistung der Tariftreue nicht
ausreichend. Kunftig durfen diese Leistungen nur noch an Unterneh-
men vergeben werden, die mindestens das in Thuringen fir diese Leis-
tungen in einem einschlagigen und reprasentativen Tarifvertrag vorge-
sehene Entgelt, welches mit einer tariffdhigen Gewerkschaft vereinbart
wurde, zahlen.

Zudem wird fiir den OPNV-Bereich die Méglichkeit zur Verpflichtung des
neuen Betreibers zur Ubernahme der Arbeitnehmer des bisherigen Be-
treibers mit ihren bisherigen Arbeitsbedingungen, wie sie sich aus Ar-
tikel 4 Abs. 5 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 des Europaischen
Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2007 Uber 6ffentliche Per-
sonenverkehrsdienste auf Schiene und Stral’e und zur Aufhebung der
Verordnungen (EWG) Nr. 1191/69 und (EWG) Nr. 1107/70 des Rates
(ABI. L 315 vom 3.12.2007, S. 1) in der jeweils geltenden Fassung er-
gibt, in das Thiringer Vergabegesetz iibernommen.

Eingeflihrt wird ein vergabespezifischer Mindestlohn. Mit einer Lohnun-
tergrenze von 10,04 Euro (brutto) pro Stunde - und damit 85 Cent Uber
dem derzeit in Deutschland geltenden allgemeinen gesetzlichen Mindest-
lohn - soll das Lohnniveau in Thiringen kinftig angehoben werden. Die
staatlichen Auftraggeber vergeben somit Auftrage an Unternehmen nur
dann, wenn sich diese gegenuber dem Auftraggeber verpflichten, ihren
Arbeitnehmern bei der Ausfiihrung der Leistung das Mindeststundenent-
gelt von 10,04 Euro (brutto) zu zahlen. Dabei gehen dem vergabespezi-
fischen Mindestlohn Entgeltregelungen aus allgemeingultigen Tarifver-
tragen oder solchen, die nach dem Arbeithnehmer-Entsendegesetz vom
20. April 2009 (BGBI. I S. 799) oder dem Arbeitnehmertberlassungsge-
setz in der Fassung vom 3. Februar 1995 (BGBI. | S. 158) jeweils in der
jeweils geltenden Fassung anzuwenden sind, vor. Dieses kann somit
auch unter- oder oberhalb des vergabespezifischen Mindestentgelts lie-
gen. Hierdurch wird gewahrleistet, dass jeweils ein paritatisch ausgehan-
deltes Entgelt oder aber das vergabespezifische Mindestentgelt gezahlt
wird. Der vergabespezifische Mindestlohn soll, erstmals zum 1. Dezem-
ber 2019, jahrlich an die allgemeine Tarifentwicklung in Deutschland an-
gepasst werden. Er gilt nicht flr die kommunalen Auftraggeber und flr
die sonstigen Auftraggeber im Sinne des § 2 ThirVgG. Fir diese ist die
Vorgabe eines vergabespezifischen Mindestlohns fakultativ.

Der Auftragswert, bis zu dem Direktauftrage (Beschaffungen ohne ein
Vergabeverfahren) bei Liefer- und Dienstleistungen zulassig sind, er-
scheint nach der Preisentwicklung als zu niedrig und soll deshalb mode-
rat erhoht werden. Dies erfolgt im Rahmen der Anwendbarkeit der Un-
terschwellenvergabeordnung, namentlich der dortigen Regelungin § 14.
Gleichzeitig werden durch die Einfliihrung der Unterschwellenvergabe-
ordnung fiir 6ffentliche Auftraggeber die Moglichkeiten ausgeweitet, Auf-
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trage im Wege der Verhandlungsvergabe (friiher freihandige Vergabe)
zu vergeben. Auch dies bewirkt eine Vereinfachung der Verfahrensab-
laufe sowie eine Entblrokratisierung.

Schlief3lich wird, als zentrales Element des neuen Rechtsrahmens, durch
die Ubernahme der Unterschwellenvergabeordnung die umfassende Di-
gitalisierung der Vergaben unterhalb der Schwellenwerte der Europai-
schen Union (E-Vergabe) eingefiihrt. Diese fuhrt zu einer Reduzierung
von Burokratieaufwand. Dadurch werden Unternehmen von Aufwand
an Personal- und Sachkosten zuséatzlich entlastet und aufseiten der 6f-
fentlichen Auftraggeber Verwaltungsaufwand eingespart. Als Kernele-
mente der Digitalisierung missen Auftraggeber nun 6ffentliche Auftra-
ge immer auch im Internet bekannt machen (§ 28 Abs. 1 UVgO) und die
Vergabeunterlagen den Unternehmen kostenfrei und direkt abrufbar zur
Verfugung stellen (§ 29 UVgO). Auch sollen Bewerber und Bieter nach
einer Ubergangszeit bis zum Ende des Jahres 2019 ihre Teilnahmean-
trage und Angebote grundsatzlich nur noch elektronisch einreichen (§ 38
Abs. 3 UVgO). Die E-Vergabe entlastet jedoch nicht nur von unnétigen
Burokratiekosten, sondern starkt auch den Wettbewerb um 6ffentliche
Auftrage sowie die Transparenz.

Die derzeitige Regelung des Rechtsschutzes von nicht beriicksichtigten
Bietern im Unterschwellenbereich hat sich als nicht ausreichend erwie-
sen. Mit diesem Anderungsgesetz wird dieser Rechtsschutz gestérkt.
Dies erfolgt durch Aufnahme einer Bestimmung, die einen Verstol3 des
offentlichen Auftraggebers gegen die Pflicht zur Information der Bieter,
deren Angebote nicht berticksichtigt werden sollen, mit der Unwirksam-
keit des Vertrages sanktioniert (§ 19 Abs. 2 a ThurVgG). Ebenso wird
sanktioniert, wenn der 6ffentliche Auftraggeber wahrend eines laufen-
den Nachprifungsverfahrens den Zuschlag unter Versto3 gegen das
Verbot der Zuschlagserteilung innerhalb der Nachprifungsfrist der Ver-
gabekammer erteilt.

B. L6ésung

Erlass eines Gesetzes zur Anderung des Thiringer Vergabegesetzes,
mit dem zum einen die Berlcksichtigung sozialer und umweltbezoge-
ner Aspekte eine behutsame Weiterentwicklung erfahrt und zum ande-
ren der Abbau unnétiger Blirokratie, eine Verfahrensvereinfachung und
zugleich die Harmonisierung mit dem Bundesrecht sowie die Einflihrung
der E-Vergabe bewirkt werden.

C. Alternativen

Erwogen wurde eine Abanderung der bestehenden fakultativen Rege-
lung zur Berlcksichtigung sozialer und umweltbezogener Aspekte in
eine Soll-Vorschrift. Gegen eine zwingende Vorgabe der Bericksich-
tigung dieser Aspekte Uber die jetzt vorgesehene Kann-Vorschrift hin-
aus sprechen insbesondere rechtliche Griinde. Fir den Oberschwel-
lenbereich ist bundesrechtlich in den diesbezuglichen Bestimmungen
des Vierten Teils des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen
(GWB) eine fakultative Bertcksichtigung umweltbezogener und sozia-
ler Aspekte auf allen Stufen des Vergabeverfahrens vorgesehen. Eine
Soll-Vorschrift bezliglich der Berticksichtigung sozialer und umweltbe-
zogener Aspekte durch Landesrecht ist fir den Oberschwellenbereich
nach § 129 GWB lediglich fur Ausfuhrungsbedingungen erdffnet. Zwar
ist der Landesgesetzgeber befugt, fir den Unterschwellenbereich eine
Verscharfung bezuglich der Berlcksichtigung dieser Kriterien auf allen
Stufen des Vergabeverfahrens vorzusehen, dies wirde jedoch im fak-
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tischen Widerspruch zu den bundesrechtlichen Regelungen im Ober-
schwellenvergaberecht stehen.

Die Geltung schéarferer Regelungen fiir die Vergabe 6ffentlicher Auftréage
im Unterschwellenbereich gegenliber dem Oberschwellenbereich ware
den betroffenen Unternehmen und Vergabestellen nicht vermittelbar. Sie
wlrde zudem zu einer weiteren Zersplitterung der Vergabevorschriften
fuhren. Auch wurde eine Soll-Vorschrift eine Erhéhung des Burokratie-
aufwandes bewirken und hatte damit gegebenenfalls eine Verringerung
der Beteiligung von kleinen oder mittleren Unternehmen an &ffentlichen
Ausschreibungen zur Folge. Eine starkere Belastung der kleinen oder
mittleren Unternehmen waére jedoch nicht zielfihrend. Sie widerspra-
che darlUber hinaus den Vereinbarungen des Koalitionsvertrags. Dem-
gegeniber sind bereits durch die bestehenden Regelungen des Thurin-
ger Vergabegesetzes weitreichende Mdglichkeiten zur Berlcksichtigung
sozialer und 6kologischer Kriterien fur eine strategische Beschaffung
vorhanden. Diese werden mit dem vorliegenden Anderungsgesetz be-
hutsam fortentwickelt.

D. Kosten

Eine belastbare Datengrundlage flir eine genaue Berechnung des Erfil-
lungsaufwands ist nicht vorhanden. Die Kostenberechnung erfolgte da-
her auf Basis qualifizierter Schatzungen und durch Rickgriff auf beste-
hende Untersuchungen (zum Beispiel das Evaluierungsgutachten und
die Schatzung des Bundesministeriums fur Wirtschaft und Energie zur
Berechnung des Erfillungsaufwands durch die Einfihrung der Unter-
schwellenvergabeordnung).

Es wurde eingeschatzt, dass die vorgesehenen Vereinfachungen, zum
Beispiel der Verzicht auf die doppelte Veroffentlichung und das Bestbie-
terprinzip, zu einer Entblrokratisierung und zu einer Verringerung der
Kosten fihren.

Auch die Harmonisierung des Unterschwellenvergaberechts mit dem fur
den Oberschwellenbereich geltenden Vorschriften wurde im Rahmen der
Evaluierung untersucht und - dem von den Vergabestellen und den Un-
ternehmen oft geduBerten Wunsch folgend - die Ubernahme der Unter-
schwellenvergabeordnung empfohlen.

Durch die Einfuhrung der Unterschwellenvergabeordnung erfolgt eine
Verfahrensvereinfachung dadurch, dass die Mdglichkeiten der Verhand-
lungsvergabe (bislang freihandige Vergabe) ausgeweitet und der Auf-
tragswert fUr Direktauftrége erhoht wird.

Mit der Ubernahme der Unterschwellenvergabeordnung wird zugleich der
nach den bundesrechtlichen Regelungen der §§ 9 bis 12 der Vergabe-
verordnung vom 12. April 2016 (BGBI. | S. 624) in der jeweils geltenden
Fassung fiir Vergaben oberhalb der Schwellenwerte vorgeschriebene
Ausbau der E-Vergabe auch fir den Unterschwellenbereich in Thiringen
unterstutzt. Dieser fihrt im Ergebnis sowohl aufseiten der Beschaffungs-
stellen als auch aufseiten der Wirtschaft zu Einsparungen von Kosten.

Eine Harmonisierung aller Vergabeverfahren unabhangig von den
Schwellenwerten erfordert zwar einen kurzfristigen Umstellungsauf-
wand fir Vergabestellen und Unternehmen, langfristig gesehen bietet
eine friihzeitige Harmonisierung der Vergabeverfahren jedoch weitrei-
chende Mdglichkeiten fiir die Beschleunigung des Vergabeprozesses,
die Freisetzung von Potenzialen flr eine verstarkte strategische Beschaf-
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fung und die Entwicklung neuer Routinen. Inwieweit durch die E-Verga-
be die Angebotspreise der Unternehmen gesenkt werden kdnnen, lasst
sich indessen nicht einschatzen.

Den durch die Verfahrensvereinfachungen voraussichtlich zu erzielen-
den geschéatzten Einsparungen aufseiten der Vergabestellen sowie bei
den Unternehmen stehen Belastungen gegenlber, die jedoch im Ergeb-
nis zu keiner Mehrbelastung auf einer der beiden Seiten fuhren durften.

Durch die Einfihrung des vergabespezifischen Mindestlohns wird fur die
Wirtschaft eine Pflicht zur Zahlung dieses Mindestlohns nicht begrin-
det. Es ist jedoch zu erwarten, dass etwaige Lohnanhebungen, die zur
Durchfuihrung eines Auftrags vorgenommen werden, in die Angebots-
kalkulation einbezogen und gegebenenfalls zu Preissteigerungen fir die
staatlichen Auftraggeber fihren werden. Ob es der Wirtschaft gelingen
wird, etwaige Lohnanpassungen Uiber héhere Preise auszugleichen und
folglich ein wirtschaftlicher Nachteil nicht entsteht oder ob sich die Er-
tragsmarge flr die betroffenen Unternehmen verringert, kann mangels
Datenbasis nicht bewertet und nicht beziffert werden. Mit einem Anstieg
der Prozesskosten ist aufseiten der Unternehmen jedoch zu rechnen:
Der Bestbieter muss eine zusatzliche Erklarung in Form eines Formu-
lars abgeben. Bei den Bietern, die eine auftragsbezogene Lohnanpas-
sung kalkulieren beziehungsweise vornehmen mussen, werden sich die
Verfahrenskosten, zum Beispiel in den Bereichen der Angebotskalkula-
tion und der Lohnbuchhaltung, erhéhen.

Aufseiten der staatlichen Vergabestellen fiihrt dieser neue Standard zu
einem geringfligig hdheren Prifungsaufwand sowie mdglicherweise zu
einer Erhéhung des Preisniveaus der staatlichen Auftrage. Der Anstieg
des Preisniveaus kann mangels Vorliegens belastbarer Daten nicht er-
rechnet werden. Der diesbeziigliche Mehraufwand fiir die staatliche Ver-
waltung ist jedoch im Hinblick auf den sozialpolitischen Nutzen, der al-
lerdings ebenfalls nicht finanziell erfasst werden kann, hinzunehmen.
Finanzielle Auswirkungen auf die kommunalen Vergabestellen hat die-
se Standarderh6hung nicht, weil diese hierdurch nicht betroffen sind.

Gleiches gilt fir die Starkung der Tariftreue im OPNV. Auch hier wird fir
die Unternehmen keine Pflicht zur Anwendung eines bestimmten Ta-
rifvertrages begrindet. Wie beim vergabespezifischen Mindestlohn ist
auch hier unter Umstanden mit einer Lohnkostensteigerung aufseiten
der Bieter zu rechnen, die die Bieter jedoch durch die Einbeziehung in
die Angebotskalkulation Uber die Auftragserteilung mit entsprechend
héheren Preisen ausgleichen kénnen. Zusatzlicher Erklarungsaufwand
ergibt sich flr die Bieter nicht, weil bereits nach geltender Gesetzesla-
ge bei 6ffentlichen Auftragen im Bereich des OPNV eine Erklarung zur
Tariftreue abzugeben ist. Gegebenenfalls ist jedoch auch hier von einer
Erh6éhung der Verfahrenskosten auszugehen. Demgemaf entsteht auch
bei den Vergabestellen kein zusatzlicher Prifungsaufwand in Bezug auf
die entsprechenden Erklarungen. Ahnlich wie beim vergabespezifischen
Mindestlohn ist jedoch mit einem Preisanstieg fir die offentlichen Auf-
traggeber zu rechnen. Auch dieser Mehraufwand kann mangels Vorlie-
gens belastbarer Daten nicht geschatzt werden; er ist jedoch in Anbe-
tracht des Nutzens in Kauf zu nehmen.

Durch die neu eingefiihrte Moglichkeit fur Vergabestellen, soziale und
umweltbezogene Aspekte bei der Zuschlagserteilung obligatorisch zu
bertcksichtigen beziehungsweise das Lebenszyklusprinzip bei der Be-
schaffung eines Investitionsgutes zugrunde zu legen, ergeben sich auf-
seiten der Unternehmen keine Pflichten, diese Kriterien zu erfullen. Aller-
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dings haben Bieter, die die vorgegebenen Standards erfillen und deren
Berilcksichtigung begehren, die entsprechenden Nachweise beizubrin-
gen. Bei den Beschaffungsstellen, die sich flir diese zusatzlichen stra-
tegischen Kriterien entscheiden, erhdhen sich die Verwaltungskosten
aufgrund des Mehraufwands, der sich durch die Formulierung der Kri-
terien und die Prifung der Angebote ergibt. Diese Kostensteigerung ist
aufgrund des sozialpolitischen und 6kologischen Nutzens und im Hin-
blick auf die Thiringer Nachhaltigkeitsstrategie hinzunehmen. Die Be-
ricksichtigung des Lebenszyklusprinzips bei der Beschaffung von Inves-
titionsgltern kann mit héheren Anschaffungskosten verbunden sein, die
aber gegebenenfalls durch geringere Verbrauchskosten und eine langere
Nutzdauer ausgeglichen beziehungsweise unterschritten werden kdnnen.

Ein jeweils einmaliger Aufwand fur das Land wird sich durch die vorge-
sehenen Evaluierungen des Gesetzes ergeben.

Durch die wesentliche Vereinfachung der verwaltungsmafigen Ablau-
fe und den Abbau von Burokratieaufwand bei der Vergabe 6ffentlicher
Auftrage wird aufseiten der Wirtschaft eine Einsparung in Hohe von
2.180.000 Euro jahrlich geschatzt. Diese resultiert aus dem Saldo der
geschatzten jahrlichen Kostenbelastung in Héhe von 1.093.000 Euro
und der geschatzten Kostenentlastung von 3.273.000 Euro pro Jahr.

Aufseiten der 6ffentlichen Haushalte steht einer geschatzten Kostenbe-
lastung von 1.426.000 Euro pro Jahr - zuziglich eines einmaligen Sach-
aufwands in Héhe von 370.000 Euro - eine geschatzte Kostenentlas-
tung von 2.193.000 Euro pro Jahr gegeniber. Es ergibt sich somit flr
die offentlichen Haushalte eine Einsparung von 767.000 Euro pro Jahr.
In diesem Betrag ist die durch die Einfihrung des vergabespezifischen
Mindestlohns und die Starkung der Tariftreue im OPNV zu erwartende
Verteuerung der Vergabepreise bei den staatlichen Vergabestellen be-
ziehungsweise bezogen auf die kommunalen Auftraggeber nur in Bezug
auf die Starkung der Tariftreue im OPNV nicht enthalten. Daten, die hier
eine belastbare und plausible Schatzung ermdglichen, liegen nicht vor.

Zusammenfassend ist festzustellen, dass durch die geplanten Anderun-
gen sowohl aufseiten der Verwaltung als auch aufseiten der Wirtschaft
Kosteneinsparungen zu erwarten sind. Einzelne Kostensteigerungen
werden durch die zu erwartenden erheblichen Einsparpotenziale, ins-
besondere im Hinblick auf die Einflihrung der E-Vergabe, mehr als aus-
geglichen werden. Dies gilt sowonhl fir die Wirtschaft als auch fir das
Land und die Kommunen.

Die Ersparnis beim Erflllungsaufwand der 6ffentlichen Haushalte konn-
te nur fur sdmtliche offentliche Auftraggeber insgesamt errechnet wer-
den. Mangels entsprechender Daten war eine Zuordnung der Erspar-
nise auf staatliche, kommunale oder sonstige 6ffentliche Auftraggeber
nicht maglich.

E. Zusténdigkeit

Federfihrend ist das Ministerium fiir Wirtschaft, Wissenschaft und Di-
gitale Gesellschaft.
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FREISTAAT THURINGEN
DER MINISTERPRASIDENT

An die
Prasidentin des Thiringer Landtags
Frau Birgit Diezel
Jurgen-Fuchs-Stralle 1
99096 Erfurt
Erfurt, den 22. Januar 2019
Sehr geehrte Frau Prasidentin,

hiermit Gberreiche ich den von der Landesregierung beschlossenen
Entwurf des

"Gesetzes zur Anderung des Thiiringer Vergabegesetzes und an-
derer haushaltsrechtlicher Vorschriften"

mit der Bitte um Beratung durch den Landtag in den Plenarsitzungen
am 30./31. Januar/1. Februar 2019.

Mit freundlichen GriiRen

Bodo Ramelow
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Gesetz zur Anderung des Thiiringer Vergabegesetzes
und anderer haushaltsrechtlicher Vorschriften

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1
Anderung des Thiiringer Vergabegesetzes

Das Thuringer Vergabegesetz vom 18. April 2011 (GVBI.
S. 69), geadndert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 23. Juli
2013 (GVBI. S. 194), wird wie folgt geandert:

1. § 1 erhélt folgende Fassung:

ll§ 1
Sachlicher Anwendungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt fir die Vergabe 6ffentlicher Auf-
trage im Sinne der §§ 103 und 104 des Gesetzes ge-
gen Wettbewerbsbeschrankungen (GWB) in der Fas-
sung vom 26. Juni 2013 (BGBI. | S. 1750, 3245) in
der jeweils geltenden Fassung ungeachtet des Errei-
chens der Schwellenwerte nach § 106 GWB, soweit
bei Bauauftrdgen ein geschatzter Auftragswert von
50.000 Euro (ohne Umsatzsteuer) und bei Liefer- und
Dienstleistungsauftragen ein geschatzter Auftragswert
von 20.000 Euro (ohne Umsatzsteuer) (iberschritten
wird. Fir die Schatzung gilt § 3 der Vergabeverord-
nung vom 12. April 2016 (BGBI. | S. 624) in der jeweils
geltenden Fassung.

(2) Bei der Vergabe offentlicher Auftréage sind ungeach-
tet der Auftragswertgrenzen des Absatzes 1 unterhalb
der Schwellenwerte nach § 106 GWB die Regelungen
1. der Verfahrensordnung fiir die Vergabe o6ffentli-
cher Liefer- und Dienstleistungsauftrage unterhalb
der EU-Schwellenwerte (Unterschwellenvergabe-
ordnung - UVgO-) vom 2. Februar 2017 (BAnz. AT
07.02.2017 B1, AT 08.02.2017 B1) und
2. des Teils AAbschnitt 1 der Vergabe- und Vertrags-
ordnung fir Bauleistungen (VOB/A) vom 22. Juni
2016 (BAnz. AT 01.07.2016 B4)
jeweils in der jeweils geltenden Fassung anzuwenden.
Das fiir Angelegenheiten im o6ffentlichen Auftragswe-
sen zustandige Ministerium kann Einzelheiten zu den
Verfahren und Grenzen fiir Auftragswerte festlegen, bis
zu deren Erreichen eine Auftragsvergabe im Wege ei-
ner Beschrankten Ausschreibung, einer Verhandlungs-
vergabe oder einer Freihandigen Vergabe nach den
Bestimmungen der Vergabe- und Vertragsordnung fiir
Bauleistungen und der Unterschwellenvergabeordnung
zulassig ist. Die Beschaffung preisgebundener Schul-
buicher kann unterhalb der Schwellenwerte nach § 106
GWB durch eine Verhandlungsvergabe mit oder ohne
Teilnahmewettbewerb erfolgen. Die Bestimmungen
dieses Gesetzes und aufgrund dieses Gesetzes ge-
hen den Bestimmungen nach Satz 1 vor.

(3) Dieses Gesetz ist nicht anzuwenden auf

1. dieinden §§ 107,108, 109, 116, 117 und 145 GWB
genannten Sachverhalte,

2. die Vergabe von 6ffentlichen Auftragen durch Sek-
torenauftraggeber zum Zweck der Ausiibung einer
Sektorentatigkeit sowie
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3. die Vergabe von Leistungen, die im Rahmen einer
freiberuflichen Tatigkeit erbracht oder im Wettbe-
werb mit freiberuflich Tatigen angeboten werden,
soweit der geschatzte Auftragswert den jeweiligen
Schwellenwert nach § 106 GWB nicht erreicht; es
gilt § 50 UVgO.

(4) Sollen éffentliche Auftrage gemeinsam mit Auftrag-
gebern anderer Bundeslander, des Bundes oder aus
Nachbarstaaten der Bundesrepublik Deutschland ver-
geben werden, soll mit diesen eine Einigung uber die
Einhaltung der Bestimmungen dieses Gesetzes ange-
strebt werden. Kommt eine Einigung nicht zustande,
kann von den Bestimmungen dieses Gesetzes abge-
wichen werden."

§ 2 wird wie folgt geéndert:

a) Nach Absatz 1 Satz 1 wird folgender Satz einge-
fugt:

"Die Auftraggeber stellen sicher, dass die mit der
Vergabe offentlicher Auftrage befassten Beschaf-
tigten Uber angemessene Kenntnisse im Vergabe-
recht verfiigen."

b) In Absatz 3 wird die Verweisung "§ 98 Nr. 2 GWB"
durch die Verweisung "§ 99 Nr. 2 GWB" ersetzt.

§ 3 wird wie folgt geéndert:

a) InAbsatz 1 werden nach dem Wort "Ausschreibun-
gen" ein Komma und das Wort "Verhandlungsver-
gaben" eingeflgt.

b) InAbsatz 2 wird die Verweisung "Vergabe- und Ver-
tragsordnung fir Leistungen" durch die Worte "Ver-
gabeverordnung, der Unterschwellenvergabeord-
nung" ersetzt.

c) Absatz 3 erhélt folgende Fassung:

"(3) Auftraggeber im Sinne des § 2 haben die Be-
kanntmachung eines 6ffentlichen Auftrages in elek-
tronischer Form auf der zentralen Landesvergabe-
plattform zu veréffentlichen."

§ 4 wird wie folgt geandert:
a) Die Uberschrift erhélt folgende Fassung:

"Umweltvertrégliche Beschaffung, Berlicksichti-
gung umweltbezogener und sozialer Aspekte im
Vergabeverfahren"

b) Es wird folgender neue Absatz 1 eingefugt:

"(1) Bei der Beschaffung eines Investitionsgutes mit
einem Stickwert von mehr als 1.000 Euro (ohne
Umsatzsteuer) soll in geeigneten Fallen darauf
hingewirkt werden, dass neben den voraussichtli-
chen Anschaffungskosten unter Bericksichtigung
des Lebenszyklusprinzips die voraussichtlichen Be-
triebskosten Uber die Nutzungsdauer, die Kosten
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fur den Energieverbrauch sowie die Entsorgungs-
kosten bericksichtigt werden."

c) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 2 und die Worte
"Okologische und soziale Belange" werden durch
die Worte "Umweltbezogene und soziale Aspekte"
ersetzt.

d) Folgender Absatz 3 wird angefugt:

"(3) Als umweltbezogene und soziale Aspekte
nach Absatz 2 kénnen insbesondere in Betracht
kommen:

1. derAnteil sozialversicherungspflichtig beschaf-
tigter Arbeitnehmer,

2. die Einbeziehung von Auszubildenden, Lang-
zeitarbeitslosen oder schwerbehinderten Men-
schen in geeignetem Umfang,

3. die Berucksichtigung der Belange von Men-
schen mit Behinderungen,

4. MafRnahmen zur Férderung der Chancengleich-
heit von Frauen und Mannern im Beruf und zur
Vereinbarkeit von Familie und Beruf,

5. die umweltbezogene und soziale Vertraglichkeit
der verwendeten Produkte einschliel3lich deren
Herkunft und Produktion,

6. die Energieeffizienz."

5. § 6 Abs. 1 erhalt folgende Fassung:

"(1) Bei der technischen Spezifikation eines Auftrages
kénnen Umwelteigenschaften oder Auswirkungen be-
stimmter Warengruppen oder Dienstleistungen auf die
Umwelt, oder auch beide, festgelegt werden. Hierzu
kdnnen geeignete Spezifikationen verwendet werden,
die in Umweltgutezeichen definiert sind. Fir die An-
forderungen an Umweltgiitezeichen gelten die jeweils
einschlagigen Bestimmungen der VVergabeverordnung,
der Vergabe- und Vertragsordnung fur Bauleistungen
und der Unterschwellenvergabeordnung."

. § 7 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte "den Verga-
be- und Vertragsordnungen" durch die Worte "der
Vergabeverordnung, der Vergabe- und Vertrags-
ordnung fiir Bauleistungen und der Unterschwel-
lenvergabeordnung" ersetzt.

b) Nach Absatz 2 wird folgender neue Absatz 2 a ein-
gefugt:

"(2 a) Hat ein Bieter in den letzten zwolf Monaten
vor Ablauf der Angebotsfrist einem Auftraggeber
bereits den Nachweis nach Absatz 2 oder andere
Eignungsnachweise nach der Vergabeverordnung,
der Vergabe- und Vertragsordnung fiir Bauleistun-
gen oder der Unterschwellenvergabeordnung vor-
gelegt, so hat er den Auftraggeber unter Benennung
des Vergabeverfahrens darauf hinzuweisen. In den
Fallen des Satzes 1 fordert derselbe Auftraggeber
von dem Bieter diese Eignungsnachweise nur dann
an, wenn begrindete Zweifel an der Eignung des
Bieters bestehen."
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c) Absatz 3 erhélt folgende Fassung:

"(3) Ausgeschlossen werden kann ein Bieter ins-
besondere, wenn dieser bei der Ausfiihrung 6f-
fentlicher Auftrdge nachweislich gegen geltende
umwelt-, sozial- oder arbeitsrechtliche Verpflich-
tungen verstoRen hat oder der Auftraggeber Uber
hinreichende Anhaltspunkte dafur verfugt, dass
der Bieter Vereinbarungen mit anderen Bietern ge-
troffen hat, die eine Verhinderung, Einschrankung
oder Verfalschung des Wettbewerbs bezwecken
oder bewirken."

§ 8 wird wie folgt geéndert:
a) Satz 2 erhalt folgende Fassung:

"Das wirtschaftlichste Angebot bestimmt sich nach
dem besten Preis-Leistungs-Verhaltnis."

b) In Satz 3 wird das Wort "Umweltbelange" durch die
Worte "umweltbezogene Aspekte" ersetzt.

c) Satz 4 wird wie folgt gedndert:

aa)In der Einleitung wird das Wort "Umweltkriteri-
en" durch die Worte "umweltbezogenen Aspek-
ten" ersetzt.

bb)In den Nummern 1 und 2 wird jeweils das Wort
"Umweltkriterien" durch die Worte "umweltbe-
zogenen Aspekte" ersetzt.

§ 10 wird wie folgt gedndert:
a) Die Uberschrift erhélt folgende Fassung:
"Tariftreue, Mindestentgelt und Entgeltgleichheit”
b) Absatz 1 wird wie folgt geandert:
aa)Satz 1 erhalt folgende Fassung:

"Fur Bauleistungen und andere Dienstleistun-
gen, die das Arbeitnehmer-Entsendegesetz
(AENtG) vom 20. April 2009 (BGBI. | S. 799)
oder die das Tarifvertragsgesetz in der Fassung
vom 25. August 1969 (BGBI. | S. 1323) jeweils
in der jeweils geltenden Fassung erfasst, durfen
offentliche Auftrage nur an Unternehmen verge-
ben werden, die sich verpflichtet haben, ihren
Arbeitnehmern bei der Ausflhrung dieser Leis-
tungen Arbeitsbedingungen zu gewahren, die
mindestens den Vorgaben desjenigen Tarifver-
trages entsprechen, an den das Unternehmen
aufgrund des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes
gebunden ist oder der nach dem Tarifvertrags-
gesetz fur allgemein verbindlich erklart wurde."

bb)In Satz 2 wird die Verweisung "§ 5 Nr. 3 AEntG"
durch die Verweisung "§ 5 Satz 1 Nr. 3 AEntG"
ersetzt.
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c)

Absatz 2 erhalt folgende Fassung:

"(2) Offentliche Auftrage flr Dienstleistungen der all-
gemein zuganglichen Beférderung von Personen
im Offentlichen Personennahverkehr dirfen nur an
Unternehmen vergeben werden, die sich verpflich-
tet haben, ihren Arbeitnehmern bei der Ausfiihrung
der Leistung mindestens das in Thuringen fur die-
se Leistung in einem einschlagigen und reprasen-
tativen mit einer tariffdhigen Gewerkschaft verein-
barten Tarifvertrag vorgesehene Entgelt nach den
tarifvertraglich festgelegten Modalitaten zu zahlen
und wahrend der Ausfilhrungslaufzeit Anderungen
des Tarifentgelts nachzuvollziehen. Das fir Arbeit
zusténdige Ministerium gibt im Einvernehmen mit
dem fiir das Verkehrswesen zustandigen Ministeri-
um im Thuringer Staatsanzeiger bekannt, welcher
Tarifvertrag beziehungsweise welche Tarifvertrage
als reprasentativim Sinne des Satzes 1 anzusehen
sind. Der Auftraggeber flhrt diesen oder diese in
der Bekanntmachung oder den Vergabeunterlagen
auf. Bei mehreren festgestellten Tarifvertragen darf
die WahIiméglichkeit des sich bewerbenden Unter-
nehmens nicht beschrankt werden."

Nach Absatz 2 werden die folgenden neuen Abséat-
ze 3 bis 9 eingefugt:

"(3) Bei der Feststellung der Reprasentativitat ei-
nes oder mehrerer Tarifvertrdge nach Absatz 2 ist
auf die Bedeutung des oder der Tarifvertrage im Be-
reich des offentlichen Personennahverkehrs fiir die
Arbeitsbedingungen der Arbeitnehmer abzustellen.
Hierbei kann insbesondere auf
1. die Zahl der von den jeweils tarifgebundenen
Arbeitgebern unter den Geltungsbereich des
Tarifvertrages fallenden Arbeitnehmer oder
2. die Zahl der jeweils unter den Geltungsbereich
des Tarifvertrages fallenden Mitglieder der Ge-
werkschaft, die den Tarifvertrag geschlossen hat
Bezug genommen werden. Es wird ein beratender
Ausschuss fir die Feststellung der Reprasentativi-
tat eines Tarifvertrages oder mehrerer Tarifvertrage
nach den Satzen 1 und 2 bei dem fir das Verkehrs-
wesen zustandigen Ministerium errichtet. Dieser ist
paritatisch aus jeweils drei Vertretern der Gewerk-
schaften, die auf deren Vorschlag durch das fir Ar-
beit zustandige Ministerium zu benennen sind, und
der Arbeitgeber oder Arbeitgeberverbande im Be-
reich des offentlichen Personennahverkehrs, die
auf deren Vorschlag durch das fiir Verkehrswesen
zustandige Ministerium zu benennen sind, zusam-
menzusetzen. Die Beratungen koordiniert und leitet
eine von dem flr Verkehrswesen zustandigen Mi-
nisterium beauftragte Person, die kein Stimmrecht
hat. Das fiir Arbeit zustandige Ministerium entsen-
det einen nicht stimmberechtigten Vertreter in den
Ausschuss, um die Mitglieder in Angelegenheiten
des Arbeits- und Tarifrechts zu unterstitzen. Das
fur Verkehrswesen zustandige Ministerium wird er-
machtigt, im Einvernehmen mit dem fiir Arbeit zu-
standigen Ministerium das Nahere zur Errichtung
und Bestellung des Ausschusses, zur Amtsdau-
er und Amtsfiihrung der Mitglieder, zur Vertretung
der Mitglieder, zum Beratungsverfahren und zur Be-
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schlussfassung sowie zur Geschaftsordnung durch
Rechtsverordnung zu regeln.

(4) Staatliche Auftraggeber vergeben Auftrage an
Unternehmen nur dann, wenn diese sich verpflich-
ten, ihren Arbeitnehmern bei der Ausfihrung der
Leistung ein Mindeststundenentgelt von 10,04 Euro
(brutto) zu zahlen. Als Entgelt im Sinne des Sat-
zes 1 gelten alle Zahlungen, die im arbeitsvertragli-
chen Austauschverhaltnis als Gegenleistung fiir die
vom Arbeitnehmer erbrachte Arbeit gezahlt werden.
Die Verpflichtung zur Zahlung des unter Satz 1 ge-
nannten Mindeststundenentgeltes gilt nicht, wenn
die ausgeschriebene Leistung im sachlichen und
raumlichen Anwendungsbereich
1. eines nach dem Tarifvertragsgesetz fur allge-
meinverbindlich erklarten Tarifvertrages oder
2. eines Tarifvertrages, dessen Geltung durch eine
Rechtsverordnung nach dem Arbeitnehmer-Ent-
sendegesetz auf alle Arbeitgeber und Arbeitneh-
mer erstreckt wurde,
liegt und sich hieraus ein Mindeststundenentgelt
ergibt.

(5) Auszubildende, Praktikanten und Teilnehmen-
de an Bundes- und Jugendfreiwilligendiensten gel-
ten nicht als Arbeitnehmer im Sinne des Absatzes 4
Satz 1. Setzt das Unternehmen Leiharbeitnehmer
im Sinne des Arbeitnehmeriberlassungsgeset-
zes in der Fassung vom 3. Februar 1995 (BGBI. |
S. 158) in der jeweils geltenden Fassung ein, muss
es sicherstellen, dass diese bei der Ausfiihrung des
offentlichen Auftrages nach Mallgabe der Bestim-
mungen des Arbeitnehmeriiberlassungsgesetzes
fur die gleiche Tatigkeit ebenso entlohnt werden,
wie die in seinem Unternehmen vergleichbaren Ar-
beitnehmer; ihr Entgelt muss mindestens der durch
Rechtsverordnung verbindlich festgelegten Lohn-
untergrenze nach dem Arbeitnehmeriberlassungs-
gesetz entsprechen. Liegt eine Rechtsverordnung
nach dem Arbeitnehmeriuberlassungsgesetz nicht
vor, muss das Unternehmen sicherstellen, dass die
eingesetzten Leiharbeitnehmer bei der Ausfiihrung
des offentlichen Auftrages unbeschadet der Ver-
pflichtung nach Satz 2 mindestens das in Absatz 4
Satz 1 genannte Stundenentgelt erhalten. SchlieRt
das Unternehmen Vertrage mit Nachunternehmen,
muss es sicherstellen, dass die vom Nachunterneh-
men beschéaftigten Arbeitnehmer bei der Ausfiih-
rung des Offentlichen Auftrages mindestens das in
Absatz 4 Satz 1 genannte Mindeststundenentgelt
erhalten, sofern flr diese nicht ein Tarifvertrag im
Sinne des Absatzes 4 Satz 3 oder eine Rechtsver-
ordnung nach dem Arbeitnehmeriiberlassungsge-
setz ein Mindeststundenentgelt vorsehen.

(6) Das fiir Arbeit zustéandige Ministerium passt die
Héhe des Mindeststundenentgeltes jahrlich, erst-
mals zum 1. Dezember 2019, an und veréffentlicht
diese im Thiringer Staatsanzeiger. Die Anpassung
richtet sich nach der prozentualen Veranderungs-
rate im Index der tariflichen Monatsverdienste des
Statistischen Bundesamtes fiir die Gesamtwirt-
schaft in Deutschland (ohne Sonderzahlungen); bei
der Ermittlung der Veranderungsrate ist jeweils der
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10.

1.

Durchschnitt der veroffentlichten Daten fiir die letz-
ten vier Quartale zugrunde zu legen.

(7) Die kommunalen Auftraggeber und die sonsti-
gen Auftraggeber im Sinne des § 2 kénnen nach
den Absatzen 4 und 5 verfahren.

(8) Die Absétze 4 und 5 gelten auch bei der Leis-
tungserbringung durch Unternehmen oder vorge-
sehene Nachunternehmen mit Sitz im Ausland, so-
weit die Leistung im Inland erbracht wird.

(9) Auf bevorzugte Bieter nach § 224 Abs. 1 Satz 1
und Abs. 2 sowie § 226 des Neunten Buches So-
zialgesetzbuch findet Absatz 4 keine Anwendung."

e) Derbisherige Absatz 3 wird neuer Absatz 10 und die
Worte "bei Angebotsabgabe" werden gestrichen.

Nach § 10 wird folgender neue § 10 a eingefiigt:

"§10 a
Betreiberwechsel bei der Erbringung
von Personenverkehrsdiensten

Offentliche Auftraggeber kénnen nach der Verordnung
(EG) Nr. 1370/2007 des Europaischen Parlaments und
des Rates vom 23. Oktober 2007 uber 6ffentliche Per-
sonenverkehrsdienste auf Schiene und Stral’e und
zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 1191/69
und (EWG) Nr. 1107/70 des Rates (ABI. L 315 vom
3.12.2007, S. 1) in der jeweils geltenden Fassung ver-
langen, dass der ausgewahlte Betreiber eines offentli-
chen Dienstes die Arbeitnehmer des bisherigen Betrei-
bers zu den Arbeitsbedingungen tibernimmt, die diesen
von dem vorherigen Betreiber gewahrt wurden. Die bis-
herigen Betreiber sind verpflichtet, den &ffentlichen Auf-
traggebern auf Anforderung die hierzu erforderlichen
Unterlagen zur Verfigung zu stellen oder Einsicht in
Lohn- und Meldeunterlagen, Geschaftsblicher und an-
dere Geschaftsunterlagen und Aufzeichnungen zu ge-
wahren, aus denen Umfang, Art, Dauer und tatsach-
liche Entlohnung der Arbeitnehmer hervorgehen oder
abgeleitet werden kdnnen. Die im Rahmen des Verfah-
rens nach Satz 2 entstehenden Aufwendungen des bis-
herigen Betreibers werden durch den 6ffentlichen Auf-
traggeber erstattet. Das Verlangen der Ubernahme der
Arbeitnehmer des bisherigen Betreibers nach Satz 1
ist in der Bekanntmachung oder in den Vergabeunter-
lagen anzugeben."

In § 11 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte "bei Angebots-
abgabe schriftlich" gestrichen.

§ 12 wird wie folgt gedndert:

a) InAbsatz 1 Satz 1 wird das Wort "schriftlich" durch
die Worte "in der fiir Erklarungen des Auftragneh-
mers nach § 12 a Abs. 1 Satz 2 bestimmten Form"
ersetzt.

b) In Absatz 3 Satz 2 werden nach dem Wort "Nach-
unternehmers" ein Komma und die Worte "des
Vorliegens von zwingenden oder fakultativen Aus-
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schlussgrinden nach den Bestimmungen der je-
weils einschlagigen Vergabeverordnung, der Ver-
gabe- und Vertragsordnung furr Bauleistungen und
der Unterschwellenvergabeordnung" eingefiigt.

Nach § 12 wird folgender neue § 12 a eingefiigt:

"§12a
Verfahrensanforderungen zu den Erklarungen,
Bestbieterprinzip

(1) Die nach diesem Gesetz verpflichtend vorzulegen-
den Erklarungen und Nachweise sind nur von dem-
jenigen Bieter, dem nach Abschluss der Wertung der
Angebote der Zuschlag erteilt werden soll (Bestbie-
ter), vorzulegen. Der Auftraggeber bestimmt unter Be-
achtung der jeweils einschlagigen vergaberechtlichen
Formvorschriften in der Bekanntmachung oder in den
Vergabeunterlagen, in welcher Form die Erklarungen
und Nachweise ubermittelt werden mussen.

(2) Der Auftraggeber ist verpflichtet, in der Bekanntma-
chung oder in den Vergabeunterlagen darauf hinzu-
weisen, dass der Bestbieter im Fall der beabsichtigten
Zuschlagserteilung die nach diesem Gesetz verpflich-
tend vorzulegenden Erklarungen und Nachweise nach
Aufforderung innerhalb einer nach Tagen bestimmten
Frist vorlegen muss und dass, bei nicht fristgerechter
Vorlage der verpflichtend vorzulegenden Erklarungen
und Nachweise, das Angebot von der Wertung auszu-
schlief3en ist. Die Frist muss mindestens drei Werktage
betragen und darf finf Werktage nicht Giberschreiten.

(3) Der Auftraggeber fordert den Bestbieter auf, die
nach diesem Gesetz verpflichtend vorzulegenden Er-
klarungen und Nachweise innerhalb der Frist nach Ab-
satz 2 vorzulegen. Die Frist beginnt an dem Tag, der
auf die Absendung dieser Aufforderung folgt. Der Auf-
traggeber kann im Ausnahmefall die Frist verlangern,
wenn die nach diesem Gesetz verpflichtenden Erkla-
rungen und Nachweise nichtinnerhalb des nach Satz 1
bestimmten Zeitraumes vorgelegt werden kdnnen oder
dies im Hinblick auf Art und Umfang des Auftrages an-
gemessen erscheint.

(4) Werden die nach diesem Gesetz verpflichtend vor-
zulegenden Erklarungen und Nachweise nicht inner-
halb der in Absatz 3 bestimmten Frist rechtzeitig beim
Auftraggeber vorgelegt, ist das Angebot abweichend
von § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 von der Wertung auszu-
schlielen. In diesem Fall ist das in der Wertungsrang-
folge nachste Angebot heranzuziehen; auf dieses An-
gebot finden diese Vorschriften Anwendung.

(5) Bei nicht von dem Auftraggeber zu vertretender, ob-
jektiver Dringlichkeit kann dieser vom Bestbieterprinzip
absehen. In diesem Fall sind von den Bietern mit der
Abgabe des Angebotes die nach diesem Gesetz ver-
pflichtend vorzulegenden Erklarungen und Nachweise
dem Auftraggeber vorzulegen. In der Bekanntmachung
oder in den Vergabeunterlagen ist darauf hinzuweisen,
dass die verpflichtend vorzulegenden Erklarungen und
Nachweise mit der Abgabe des Angebotes vorgelegt
werden mussen. Es gilt § 15."
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13.

14.

15.

§ 13 erhalt folgende Fassung:

"§ 13
Berlcksichtigung von sozialen oder
umweltbezogenen MalRnahmen bei

gleichwertigen Angeboten

Bei der Entscheidung Uber den Zuschlag auf ein An-
gebot ist bei sonst gleichwertigen Angeboten Uber die
bereits auf den vorhergehenden Stufen des Vergabe-
verfahrens im sachlichen Zusammenhang mit der Auf-
tragsleistung bertcksichtigten umweltbezogenen und
sozialen Aspekte hinaus das Angebot des Bieters zu
bevorzugen, der in seinem Unternehmen gemessen
an seiner Betriebsstruktur mehr als ein anderer Bieter
mit gleichwertigem Angebot soziale oder umweltbezo-
gene MaBnahmen durchfiihrt. Derartige MaRhahmen
kénnen insbesondere sein:

1. die bestehende Tarifbindung,

2. der Anteil sozialversicherungspflichtig beschaftig-
ter Arbeitnehmer,

3. MalBnahmen zur Férderung der Chancengleichheit
von Frauen und Mannern im Beruf und zur Verein-
barkeit von Familie und Beruf,

4. die Beteiligung an der beruflichen Erstausbildung,

5. die Beschaftigung von Langzeitarbeitslosen oder
schwerbehinderten Menschen,

6. MaBnahmen zur Férderung der Energieeffizienz
oder anderer 6kologischer Ziele.

In der Bekanntmachung oder in den Vergabeunterla-

gen ist anzugeben, welche MaRnahme oder Maf3nah-

men bei sonst gleichwertigen Angeboten nach Satz 1

zugrunde gelegt werden."

§ 14 wird wie folgt gedndert:

a) InAbsatz 1 Satz 2 werden die Worte "Teil Ader Ver-
gabe- und Vertragsordnung fur Bauleistungen und
Teil A der Vergabe- und Vertragsordnung fiir Leis-
tungen" durch die Worte "der Vergabeverordnung,
der Vergabe- und Vertragsordnung fiir Bauleistun-
gen und der Unterschwellenvergabeordnung" er-
setzt.

b) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort "zehn" durch die
Zahl "20" ersetzt.

§ 15 Abs. 1 erhalt folgende Fassung:

"(1) Hat der Bieter
1. aktuelle Nachweise Uber die vollstandige Ent-
richtung von Steuern und Sozialversicherungs-
beitragen,
2. eine Erklarung nach den §§ 10, 11, 12 und 17
oder
3. sonstige Nachweise oder Erklarungen
nicht zum geforderten Zeitpunkt vorgelegt, entscheidet
die Vergabestelle auf der Grundlage der Bestimmun-
gen der Vergabeverordnung, der Unterschwellenverga-
beordnung und der Vergabe- und Vertragsordnung fiir
Bauleistungen, ob das Angebot von der Wertung aus-
geschlossen wird. Fremdsprachige Bescheinigungen
oder Erklarungen sind nur zu berucksichtigen, wenn sie
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16.

17.

18.

18

mit einer Ubersetzung in die deutsche Sprache vorge-
legt worden sind."

§ 17 Abs. 1 wird wie folgt gedndert:

a) In Satz 2 wird die Verweisung "§ 15 Abs. 1 Nr. 1"
durch die Verweisung "§ 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1" er-
setzt.

b) Satz 3 erhalt folgende Fassung:

"Die Bestimmungen der Verordnung (EU) 2016/679
des Europaischen Parlaments und des Rates vom
27. April 2016 zum Schutz natlrlicher Personen
bei der Verarbeitung personenbezogener Daten,
zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der
Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverord-
nung) (ABI. L 119 vom 4.5.2016, S. 1; L 314 vom
22.11.2016, S. 72; L 127 vom 23.5.2018, S. 2) in
Verbindung mit dem Thiringer Datenschutzgesetz
vom 6. Juni 2018 (GVBI. S. 229) jeweils in der je-
weils geltenden Fassung sind im Umgang mit per-
sonenbezogenen Daten zu beachten."

§ 18 wird wie folgt gedndert:

a) InAbsatz 1 Satz 1 werden die Verweisung "§§ 10 bis
12 und 17 Abs. 2" durch die Verweisung "§§ 10, 11,
12 und 17 Abs. 2" ersetzt und nach dem Wort "ver-
einbaren" ein Semikolon und die Worte "bei mehre-
ren VerstofRen darf die Summe der Vertragsstrafen
funf von Hundert des Auftragswertes (netto) nicht
Uberschreiten" eingefugt.

b) Absatz 3 wird wie folgt geandert:

aa)ln Satz 1 wird die Verweisung "§§ 10 bis 12"
durch die Verweisung "§§ 10, 11, 12" ersetzt.

bb)In Satz 4 werden die Worte "und mindestens
sechs Monate der Sperre abgelaufen sind" ge-
strichen.

§ 19 wird wie folgt gedndert:

a) Die Uberschrift erhélt folgende Fassung:
"Information der Bieter, Nachpriifung des Vergabe-
verfahrens unterhalb der Schwellenwerte, Unwirk-
samkeit von 6ffentlichen Auftragen”

b) Absatz 1 wird wie folgt geandert:

aa)Satz 1 wird wie folgt gedndert:

aaa) Die Verweisung "§ 100 GWB" wird durch
die Verweisung "§ 106 GWB" ersetzt.

bbb) Das Wort "und" wird gestrichen und nach
dem Wort "Angebotes" werden die Worte
"und den frihestmdglichen Zeitpunkt der
Zuschlagserteilung" eingefligt.
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19.

20.

bb)In Satz 2 wird das Wort "schriftlich" durch die
Worte "in der nach § 12 a Abs. 1 Satz 2 be-
stimmten Form" ersetzt.

c) Absatz 2 wird wie folgt gedndert:

aa)ln Satz 1 wird das Wort "schriftlich" durch die
Worte "in der nach § 12 aAbs. 1 Satz 2 bestimm-
ten Form" ersetzt und nach den Worten "beim
Auftraggeber" die Worte "eine Verletzung sei-
ner Rechte durch" eingefiigt.

bb)Nach Satz 3 wird folgender neue Satz 4 einge-
fugt:

"In Ausnahmefallen ist eine einmalige Verlange-
rung der Frist durch die Nachpriifungsbehérde
um weitere sieben Kalendertage mdglich; die-
se Verlangerung ist zu begrinden."

d) Nach Absatz 2 wird folgender neue Absatz 2 a ein-
gefugt:

"(2 a) Ein offentlicher Auftrag ist von Anfang an un-
wirksam, wenn der Auftraggeber
1. gegen die Pflicht zur Information der Bieter vor
der Zuschlagserteilung nach Absatz 1 versto-
Ren hat oder
2. den Zuschlag vor Ablauf der Entscheidungsfrist
der Vergabekammer erteilt
und dieser VerstoR in einem Nachprifungsverfah-
ren festgestellt worden ist. Die Unwirksamkeit nach
Satz 1 Nr. 1 oder 2 kann nur festgestellt werden,
wenn sie vom Bieter im Nachprufungsverfahren in-
nerhalb von 30 Kalendertagen nach der Information
der betroffenen Bieter durch den Auftraggeber Giber
den Abschluss des Vertrages, jedoch nicht spater
als drei Monate nach Vertragsschluss, geltend ge-
macht worden ist."

e) InAbsatz 4 wird die Verweisung "Abséatze 1 und 2"
durch die Verweisung "Absatze 1 bis 2 a" ersetzt.

§ 20 erhalt folgende Fassung:

"§ 20
Evaluierung

(1) Dieses Gesetz wird acht Jahre nach Inkrafttreten
des Gesetzes zur Anderung des Thiringer Vergabe-
gesetzes und anderer haushaltsrechtlicher Vorschrif-
ten einer Evaluierung unterzogen.

(2) Hinsichtlich der Auswirkungen des § 10 Abs. 4 bis
8 auf die Lohnentwicklung im Niedriglohnsektor und
die Preissteigerungen offentlicher Auftrage erfolgt eine
Evaluation bereits vier Jahre nach Inkrafttreten des Ge-
setzes zur Anderung des Thiiringer Vergabegesetzes
und anderer haushaltsrechtlicher Vorschriften."

§ 22 wird wie folgt gedndert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1.
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b) Folgender neue Absatz 2 wird angefuigt:

"(2) Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetz-
es zur Anderung des Thiiringer Vergabegesetzes
und anderer haushaltsrechtlicher Vorschriften be-
reits begonnene Vergabeverfahren werden nach
dem Thuringer Vergabegesetz in der am Tag vor
Inkrafttreten des Gesetzes zur Anderung des Thii-
ringer Vergabegesetzes und anderer haushalts-
rechtlicher Vorschriften geltenden Fassung fortge-
setzt und abgeschlossen."

Artikel 2
Anderung der Thiiringer Landeshaushaltsordnung

§ 55 Abs. 1 der Thiringer Landeshaushaltsordnung in der
Fassung vom 19. September 2000 (GVBI. S. 282), die
zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 13. Marz 2014
(GVBI. S. 92) geandert worden ist, erhalt folgende Fassung:

"(1) Dem Abschluss von Vertragen Uber Lieferungen und
Leistungen muss eine Offentliche Ausschreibung oder eine
Beschrankte Ausschreibung mit Teilnahmewettbewerb vo-
rausgehen, sofern nicht die Natur des Geschéfts oder be-
sondere Umstande eine Ausnahme rechtfertigen. Teilnah-
mewettbewerb ist ein Verfahren, bei dem der 6ffentliche
Auftraggeber nach vorheriger 6ffentlicher Aufforderung zur
Teilnahme eine beschrankte Anzahl von geeigneten Un-
ternehmen nach objektiven, transparenten und nichtdiskri-
minierenden Kriterien auswahlt und zur Abgabe von An-
geboten auffordert.”

Artikel 3
Anderung der Thiiringer
Gemeindehaushaltsverordnung

§ 31 der Thiringer Gemeindehaushaltsverordnung vom
26. Januar 1993 (GVBI. S. 181), die zuletzt durch Verord-
nung vom 7. April 2014 (GVBI. S. 150) geéndert worden
ist, erhalt folgende Fassung:

"§ 31
Vergabe von Auftragen

(1) Der Vergabe von Auftragen muss eine Offentliche Aus-
schreibung oder eine Beschrankte Ausschreibung mit Teil-
nahmewettbewerb vorausgehen, sofern nicht die Natur des
Geschéfts oder besondere Umstande ein anderes Verga-
beverfahren zulassen. Teilnahmewettbewerb ist ein Verfah-
ren, bei dem der 6ffentliche Auftraggeber nach vorheriger
offentlicher Aufforderung zur Teilnahme eine beschrank-
te Anzahl von geeigneten Unternehmen nach objektiven,
transparenten und nichtdiskriminierenden Kriterien aus-
wahlt und zur Abgabe von Angeboten auffordert. Entspre-
chendes gilt fiir die VeréduRerung oder die Uberlassung der
Nutzung von Gemeindevermdgen.

(2) Bei der Vergabe von Auftragen und dem Abschluss von
Vertragen sind die Vergabe- und Vertragsordnung fiir Bau-
leistungen und die Verfahrensordnung fir die Vergabe 6f-
fentlicher Liefer- und Dienstleistungsauftrage unterhalb der
EU-Schwellenwerte (Unterschwellenvergabeordnung) so-
wie die zum Offentlichen Auftragswesen ergangenen Richt-
linien des Landes anzuwenden."
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Artikel 4
Anderung der Thiiringer
Gemeindehaushaltsverordnung-Doppik

§ 24 der Thuringer Gemeindehaushaltsverordnung-Doppik
vom 11. Dezember 2008 (GVBI. S. 504), die zuletzt durch
Verordnung vom 10. Dezember 2018 (GVBI. S. 726) ge-
andert worden ist, erhalt folgende Fassung:

"§ 24
Vergabe von Auftragen

(1) Der Vergabe von Auftragen muss eine Offentliche Aus-
schreibung oder eine Beschrankte Ausschreibung mit Teil-
nahmewettbewerb vorausgehen, sofern nicht die Natur des
Geschéfts oder besondere Umstande ein anderes Verga-
beverfahren zulassen. Teilnahmewettbewerb ist ein Verfah-
ren, bei dem der Offentliche Auftraggeber nach vorheriger
offentlicher Aufforderung zur Teilnahme eine beschrank-
te Anzahl von geeigneten Unternehmen nach objektiven,
transparenten und nichtdiskriminierenden Kriterien aus-
wahlt und zur Abgabe von Angeboten auffordert. Entspre-
chendes gilt fiir die VerauRerung oder die Uberlassung der
Nutzung von Gemeindevermdgen.

(2) Bei der Vergabe von Auftragen und dem Abschluss von
Vertragen sind die Vergabe- und Vertragsordnung fir Bau-
leistungen und die Verfahrensordnung fir die Vergabe 6f-
fentlicher Liefer- und Dienstleistungsauftrage unterhalb der
EU-Schwellenwerte (Unterschwellenvergabeordnung) so-
wie die zum Offentlichen Auftragswesen ergangenen Richt-
linien des Landes anzuwenden."

Artikel 5
Neubekanntmachung

Die Préasidentin des Landtags wird erméchtigt, den Wort-
laut des Thiringer Vergabegesetzes in der vom Inkrafttre-
ten des Artikels 1 dieses Gesetzes an geltenden Fassung
im Gesetz- und Verordnungsblatt flir den Freistaat Thirin-
gen bekannt zu machen.

Artikel 6
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am [einsetzen: Datum des ersten Ta-
ges des vierten auf die Verkiindung folgenden Kalender-
monats] in Kraft.
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Begriindung:
A. Allgemeines
l. Grundsétzliches

Das Thiringer Vergabegesetz (ThirVgG) vom 18. April 2011 (GVBI.
S. 69) ist am 1. Mai 2011 in Kraft getreten. Nach § 20 ThirvVgG wurde
das Gesetz flinf Jahre nach seinem Inkrafttreten einer Evaluierung un-
terzogen. Im Ergebnis der Evaluierung wurde festgestellt, dass das Thu-
ringer Vergabegesetz von 6ffentlichen Auftraggebern und Unternehmen
Uberwiegend als gut praktikables Gesetz wahrgenommen und bezlig-
lich seiner Verstandlichkeit und Praktikabilitat Gberwiegend eher posi-
tiv beurteilt wird. Das Thiringer Vergabegesetz stellt damit eine solide
Grundlage fiir die Beschaffung von Lieferungen und Leistungen durch
offentliche Auftraggeber dar. Es hat sich im Kern bewahrt und bedarf
hinsichtlich der Verfolgung seiner strategischen Zielstellung einer be-
hutsamen Weiterentwicklung.

Diese Fortentwicklung erfolgt mit diesem Anderungsgesetz. Die Verga-
berechtsnovelle wird den Grundansatz des Gesetzes, faire, soziale und
Okologische Bedingungen fir den Wettbewerb zu schaffen, beibehalten.
Dabei werden die Ziele des Thiringer Vergabegesetzes, bei der Vergabe
offentlicher Auftrage einen fairen Wettbewerb durch Gewahrleistung von
Lohn-und Sozialstandards sicherzustellen sowie 6kologische und sozi-
ale Kriterien zu berlcksichtigen, gestarkt, ohne die Unternehmen star-
ker zu belasten. Gleichzeitig soll das Verfahren vereinfacht, burokrati-
sche Hirden abgebaut und der Zugang zu Auftragen fir Unternehmen
verbessert werden. Auch soll der Rechtsschutz fiir Bieter gestarkt und
damit die Transparenz der Vergabeverfahren erhdht werden. Die Wei-
terentwicklung des Thiringer Vergabegesetzes orientiert sich an folgen-
den wesentlichen Zielstellungen:

1. Bundesweite Harmonisierung im Unterschwellenbereich unterstut-
zen sowie Einfiihrung der Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)
in Landesrecht;

2. Burokratie abbauen, Aufwand reduzieren und Verfahren vereinfachen
a) Einfihrung des Bestbieterprinzips fur die Erklarungen nach dem

ThurvgG,

b) Verzicht auf die mehrfache Vorlage der Eignungsnachweise in-
nerhalb der letzten zw6lf Monate vor Ablauf der Angebotsfrist bei
demselben Auftraggeber,

c) Verbindliche Einfiihrung der E-Vergabe auch fiir den Unterschwel-
lenbereich ab dem Jahr 2020,

d) Abschaffung der doppelten Verdffentlichungspflicht fir staatliche
Auftraggeber sowie Verpflichtung zur Veréffentlichung der Be-
kanntmachungen fir alle Auftraggeber auf der zentralen Landes-
vergabeplattform,

e) Ausweitung der Mdglichkeiten des Direktauftrages bei Lieferun-
gen und Dienstleistungen durch Erhéhung der Wertgrenze,

f) Erleichterung von Schulbuchbestellungen;

3. Beibehaltung der fakultativen Regelungen zur Beriicksichtigung so-
zialer und umweltbezogener Aspekte;

4. Obligatorische Beriicksichtigung sozialer und umweltbezogener As-
pekte bei gleichwertigen Angeboten durch Bonusregelung;

5. Starkung des Nachhaltigkeitsgesichtspunktes durch Hinwirkung auf
die Berucksichtigung des Lebenszyklusprinzips;
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6. Gewahrleistung eines (Mindest-) Arbeithehmerschutzes durch Vor-
gabe eines vergabespezifischen Mindestentgeltes fiir die Vergabe
offentlicher Auftrage von staatlichen Auftraggebern;

7. Starkung der Tariftreue im OPNV;

Vergabe von OPNV-Leistungen nur an Unternehmen, die ein Entgelt
zahlen, das in Thiringen fir diese Leistung in einem einschlagigen
und reprasentativen Tarifvertrag vorgesehen ist;

8. Starkung des Arbeitnehmerschutzes im OPNV;

Maéglichkeit zur Verpflichtung der Ubernahme der Arbeitnehmer des
bisherigen Betreibers mit den bisherigen Arbeitsbedingungen bei ei-
nem Betreiberwechsel im OPNV;

9. Starkung des Rechtsschutzes im Unterschwellenbereich

Il. Wesentliche Inhalte des Gesetzes

Auf Bundesebene wurde unter Beteiligung der Lander - in Anlehnung
an die modernisierten Vergabevorschriften fur den Oberschwellenbe-
reich - eine Verfahrensordnung fiir die Vergabe von Liefer- und Dienst-
leistungsauftragen im Unterschwellenbereich (Unterschwellenvergabe-
ordnung - UVgO) eingeflihrt. Diese wird umfanglich und unverandert
in Landesrecht Uberfuihrt und fir anwendbar erklart. Die Unterschwel-
lenvergabeordnung wird die derzeit geltende und anzuwendende Ver-
fahrensordnung fir die Vergabe von Liefer- und Dienstleistungen im
Unterschwellenbereich - die VOL/A, Abschnitt 1 - ersetzen. Durch die
verbindliche Einflihrung der Unterschwellenvergabeordnung kommen
fur den Unterschwellenbereich im Wesentlichen einheitliche Verfahrens-
regelungen wie flr den Oberschwellenbereich zur Anwendung. Gleich-
zeitig wird die Anwendung der E-Vergabe weiter vorangetrieben. Mit
Umsetzung der Unterschwellenvergabeordnung in Thiringen wird die
E-Vergabe in Anlehnung an die Vorschriften im Oberschwellenbereich
ab dem 1. Januar 2020 auch im Unterschwellenbereich verbindlich vor-
geschrieben. (FUr den Oberschwellenbereich sehen die bundesgesetz-
lichen Vorschriften die Durchfiihrung von Vergabeverfahren mit Hilfe der
E-Vergabe spatestens bis zum 18. Oktober 2018 verpflichtend fur alle
offentlichen Auftraggeber vor.) AuRerdem wird die Wertgrenze fur Liefer-
und Dienstleistungen, die unter Berlcksichtigung der Haushaltsgrund-
satze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit direkt ohne ein Vergabe-
verfahren beschafft werden durfen, von 500 Euro auf 1 000 Euro erhdht.
Dies bewirkt eine Entlastung der Vergabestellen, die derartige Beschaf-
fungen schnell und einfach tatigen kdnnen. Dartber hinaus wird mit In-
kraftsetzung der Unterschwellenvergabeordnung durch den Bund und
die Lander auch eine bundesweite Harmonisierung der Verfahrensrege-
lungen im Unterschwellenbereich erreicht werden und es werden ferner
(in Angleichung an die fur den Oberschwellenbereich geltenden Rege-
lungen der Vergabeverordnung) die Mdglichkeiten ausgeweitet, Auftra-
ge im Wege der Verhandlungsvergabe (friiher freihdndige Vergabe) zu
vergeben. Die Ziele, Blrokratie abzubauen, Aufwand zu reduzieren und
Verfahren zu vereinfachen, werden umgesetzt durch die Einfihrung des
Bestbieterprinzips fir die nach dem ThirVgG vorzulegenden Erklarun-
gen sowie durch den Verzicht auf die mehrfache Vorlage der Eignungs-
nachweise innerhalb der letzten zwdlf Monate vor Ablauf der Angebots-
frist bei demselben Auftraggeber.

Die Einflihrung des Bestbieterprinzips sieht vor, dass die nach dem Thi-

ringer Vergabegesetz vorzulegenden Erklarungen und Nachweise

- zur Tariftreue und zur Entgeltgleichheit (§ 10 TharVgG),

- zur Beachtung der ILO- Kernarbeitsnormen (§ 11 ThirvVgG) und

- zum Nachunternehmereinsatz und zu Kontrollen (§§ 12, 15, 17
ThurVgG)
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nur noch von demjenigen Bieter vorzulegen sind, dem nach Durchfiih-
rung der Angebotswertung der Zuschlag erteilt werden soll. Nur noch
von diesem Bieter sind die verpflichtend vorzulegenden Erklarungen vor
Zuschlagserteilung einzureichen. Dies flhrt bei den Unternehmen zu ei-
ner Reduzierung des Burokratieaufwands und bei den Vergabestellen
zu einer Verringerung des Priif- und Kontrollaufwandes, ohne dass die
Zielsetzungen des Thiringer Vergabegesetzes beeintrachtigt werden.

Zu einer weiteren Reduzierung des Aufwandes fir den Bieter und des
Prifaufwands der Vergabestellen fiihrt der Verzicht auf die mehrfa-
che Vorlage der Eignungsnachweise innerhalb der letzten zwolf Mona-
te vor Ablauf der Angebotsfrist bei demselben 6ffentlichen Auftragge-
ber. Durch die Neuregelung sind Eignungsnachweise in der Regel nicht
mehr vorzulegen, wenn sie bereits im Rahmen eines anderen Auftra-
ges bei demselben Auftraggeber vorgelegt wurden. Etwas anderes gilt
nur dann, wenn begriindete Zweifel an der Eignung des Bieters beste-
hen. Jedoch hat der Bieter den Auftraggeber darauf hinzuweisen, dass
er - unter Benennung des zugehdrigen Vergabeverfahrens - bereits in-
nerhalb der letzten zwdIf Monate vor Ablauf der Angebotsfrist Nachwei-
se zur Eignung vorgelegt hat.

Die Pflicht der staatlichen Auftraggeber zur doppelten Verdffentlichung
der Bekanntmachung eines 6ffentlichen Auftrages - sowohl im Thirin-
ger Staatsanzeiger als auch zusatzlich in elektronischer Form auf der
zentralen Landesvergabeplattform - entfallt. Klinftig ist die Bekanntma-
chung der 6ffentlichen Auftrage fur alle Auftraggeber im Sinne von § 2
des Gesetzes auf der zentralen Landesvergabeplattform verpflichtend.
Dies stellt einen Beitrag zur Weiterentwicklung und Starkung der elekt-
ronischen Verfahrensdurchflihrung dar und verringert den Verwaltungs-
aufwand sowie die Kosten aufseiten der Vergabestellen. Fur die Wirt-
schaft stellt die Verdffentlichung aller 6ffentlichen Ausschreibungen auf
einer Plattform eine Verringerung des Rechercheaufwands dar.

In § 4 wird als neuer Absatz 1 eine Regelung aufgenommen, die dem
Ziel der umweltvertraglichen und nachhaltigen Beschaffung von Gitern
Rechnung tragt. Um bei der Anschaffung von Investitionsgitern zum
Beispiel auch Aspekte der Langlebigkeit, der Wiederverwendbarkeit
oder der Verwertbarkeit in die Betrachtung mit einzubeziehen wird eine
Bestimmung eingefiigt, die die Vergabestellen dazu anhalt, bei der Be-
schaffung eines Investitionsgutes in geeigneten Fallen darauf hinzuwir-
ken, dass neben den Anschaffungskosten auch das Lebenszyklusprin-
zip eines Produktes berlicksichtigt wird. Nach diesem Prinzip werden
auch die Kosten der Nutzung eines Produktes (zum Beispiel Instand-
haltungskosten, Energie- und Verbrauchskosten sowie die Kosten fir
die Entsorgung) bedacht und in die Entscheidungsfindung einbezogen.

Zudem wird § 4 um einen weiteren Absatz erganzt, der einen Katalog
beispielhaft in Betracht kommender umweltbezogener und sozialer As-
pekte auflistet, die - sofern sie in sachlichem Zusammenhang mit der
Auftragsleistung stehen - auf allen Stufen des Vergabeverfahrens be-
rucksichtigt werden kénnen.

Um die Berlcksichtigung sozialer und umweltbezogener Aspekte wei-
ter zu forcieren wird die bereits in der derzeitigen Gesetzesfassung be-
stehende "Bonusregelung" der Bevorzugung von Bietern, die bestimm-
te Kriterien erfiillen, bei der Zuschlagserteilung weiter ausgebaut. Die
Vorschrift wird um weitere soziale Aspekte (zum Beispiel Beschaftigung
von Langzeitarbeitslosen, Menschen mit Behinderungen) und umwelt-
bezogene Aspekte (zum Beispiel MalRnahmen der Energieeffizienz) er-
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ganzt. Offentliche Auftraggeber haben bei der Entscheidung (iber den
Zuschlag nach Abschluss der Wertung bei gleichwertigen Angeboten
dasjenige Angebot eines Bieters zu bevorzugen, der in seinem Unterneh-
men mehr als ein anderer Bieter soziale oder umweltbezogene MalRnah-
men durchfiihrt. Bei Gleichwertigkeit mehrerer Angebote haben die Ver-
gabestellen somit Uiber die bereits auf den vorhergehenden Stufen des
Vergabeverfahrens (im sachlichen Zusammenhang mit der Auftragsleis-
tung stehenden) bereits berticksichtigten umweltbezogenen und sozia-
len Aspekte hinaus auch andere soziale und umweltbezogene Aspekte
zu berticksichtigen. Die zu berlicksichtigende MaRnahme oder die Mal3-
nahmen sind im Rahmen der Bekanntmachung oder in den Vergabeun-
terlagen anzugeben. Die bisherige Bestimmung, wonach diese Bevor-
zugung nur dann in Betracht kommt, wenn die Bieter der gleichwertigen
Angebote mindestens 25 Arbeitnehmer beschéaftigen, wird gestrichen.
Damit soll auch kleinen Unternehmen die Moglichkeit ertffnet werden,
vom Bonussystem zu profitieren.

Zur Starkung der Tariftreue im OPNV wird das Thiringer Vergabegesetz
dahin gehend geéndert, dass oéffentliche Auftrdge nur noch an Unter-
nehmen vergeben werden dirfen, die ihren Arbeithehmern mindestens
das in Thuringen fur diese Leistung in einem einschlagigen und repra-
sentativen Tarifvertrag vorgesehene Entgelt zahlen, welches mit einer
tariffahigen Gewerkschaft vereinbart wurde. Dadurch wird kinftig aus-
geschlossen, dass Auftragnehmer ein im Vergleich zu einem reprasen-
tativen Tarifvertrag gegebenenfalls niedrigeres Tarifentgelt eines Haus-
tarifvertrages zahlen. Damit wird die entsprechende Vereinbarung des
Koalitionsvertrages zwischen den Parteien DIE LINKE, der SPD und
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN fiir die 6. Wahlperiode des Thiiringer Land-
tages vom 20. November 2014 umgesetzt.

Zur Stéarkung der Rechte der Arbeitnehmer wird fiir den OPNV-Bereich
die Méglichkeit zur Verpflichtung des neuen Betreibers zur Ubernah-
me der Arbeitnehmer des bisherigen Betreibers mit ihren bisherigen Ar-
beitsbedingungen, wie sie sich aus Artikel 4 Absatz 5 der Verordnung
(EG) Nr. 1370/2007 des Europaischen Parlaments und des Rates vom
23. Oktober 2007 ergibt, in das Thiringer Vergabegesetz ibernommen.

Zur Sicherung eines sozialen Mindeststandards wird flr staatliche Auf-
traggeber ein vergabespezifischer Mindestlohn eingefiihrt. Mit einer Lohn-
untergrenze von 10,04 Euro (brutto) pro Stunde - und damit 85 Cent tiber
dem derzeit in Deutschland geltenden allgemeinen gesetzlichen Mindest-
lohn - soll das Lohnniveau im Freistaat Thiringen kinftig angehoben
werden. Die staatlichen Auftraggeber vergeben somit Auftrage an Un-
ternehmen nur dann, wenn sich diese gegenuber dem Auftraggeber ver-
pflichten, ihren Arbeitnehmern bei der Ausflihrung der Leistung das Min-
deststundenentgelt von 10,04 Euro (brutto) zu zahlen. Dabei gehen dem
vergabespezifischen Mindestlohn Entgeltregelungen aus allgemeingilti-
gen Tarifvertragen oder solchen, die nach dem Arbeitnehmerentsende-
beziehungsweise Arbeitnehmeriberlassungsgesetz anzuwenden sind,
vor. Das danach zu zahlende Entgelt kann somit auch unter- oder ober-
halb des vergabespezifischen Mindestentgelts liegen. Hierdurch wird
gewabhrleistet, dass jeweils ein paritatisch ausgehandeltes Entgelt oder
aber das vergabespezifische Mindestentgelt gezahlt wird. Der vergabe-
spezifische Mindestlohn wird jahrlich, erstmals zum 1. Dezember 2019,
an die allgemeine Tarifentwicklung in Deutschland angepasst. Das fir
Arbeit zustandige Ministerium veréffentlicht die Hohe des Brutto-Stun-
denentgelts im Thiringer Staatsanzeiger. Das vergabespezifische Min-
destentgelt gilt nicht fir die kommunalen Auftraggeber und fiir die sons-
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tigen Auftraggeber im Sinne von § 2. Fir diese ist die Vorgabe eines
vergabespezifischen Mindestlohns fakultativ.

Die Héhe des Mindestentgelts ist auf der Grundlage der zu beachtenden
europarechtlichen Vorgaben festgelegt worden. Damit wird dem niedri-
gen Lohnniveau in Tharingen und der geringen Tarifbindung Rechnung
getragen. Im Hinblick auf die Erreichung des Zieles, die Einkommenssi-
tuation der Beschéftigten im Niedriglohnsektor zu verbessern sowie im
Hinblick auf die allgemeine Lohnentwicklung, sollen die Wirkungen die-
ser Regelungen bereits nach vier Jahren evaluiert werden.

SchlieBlich wird zur Starkung des Rechtsschutzes der Bieter im Unter-
schwellenbereich unter anderem eine Regelung aufgenommen, wonach
ein VerstoR des Auftraggebers gegen die Pflicht zur Information der Bie-
ter, deren Angebote nicht beriicksichtigt werden sollen oder der 6ffentli-
che Auftrag unter Verstol gegen das Verbot der Zuschlagserteilung in-
nerhalb der Beanstandungsfrist der Vergabekammer erteilt wird, mit der
Unwirksamkeit des Vertrages sanktioniert wird. Durch diese Regelung
wird eine Gesetzeslicke geschlossen. Damit wird den vom 6ffentlichen
Auftraggeber zu beachtenden gesetzlichen Vorgaben zu gréRerer Ver-
bindlichkeit und Durchsetzbarkeit verholfen.

Zudem wurden unter anderem auch im Hinblick auf die novellierten Re-
gelungen des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen und auf
Bedurfnisse der Praxis Anderungen, redaktionelle Anpassungen sowie
Klarstellungen und Straffungen vorgenommen.

Zur Anpassung an die Einfihrung der Unterschwellenvergabeordnung
mussten die Regelungen des § 55 Thiringer Haushaltsordnung, des
§ 31 Gemeindehaushaltsverordnung und des § 24 Gemeindehaushalts-
verordnung Doppik geandert werden.

lll. Erfiillungsaufwand

Soweit Erflllungsaufwand aus der Vergabe eines Auftrags resultiert, sind
hiervon die Wirtschaft (als Bieter im Vergabeverfahren) und die Verwal-
tung (6ffentlicher Einkauf als fiskalische Tatigkeit) betroffen. Eine be-
lastbare Datengrundlage fir die genaue Darstellung des Erfiillungsauf-
wandes fur die Wirtschaft und die Verwaltung aufgrund der einzelnen
Gesetzesanderungen und der verpflichtenden Einfiihrung der Elektro-
nischen Vergabe (E-Vergabe) fur Vergaben unterhalb der EU-Schwel-
lenwerte ist nicht vorhanden. Die Berechnung des Erfullungsaufwands
erfolgt daher auf Basis qualifizierter Schatzungen und durch Ruckgriff
auf bestehende Untersuchungen wie das Evaluierungsgutachten und
die Schatzung des Bundesministeriums fur Wirtschaft und Energie zur
Berechnung des Erfullungsaufwands durch die Einfuhrung der Unter-
schwellenvergabeordnung.

Im Rahmen der Evaluierung erfolgten durch die Gutachter, die Firma
Wegweiser GmbH Berlin Research & Strategy in Kooperation mit dem
Forschungszentrum fir Recht und Management 6ffentlicher Beschaffung
der Universitat der Bundeswehr Minchen, empirische Untersuchungen
unter anderem zur Anzahl der Vergabestellen, der Bieter, der Auftrags-
arten, der Vergabeverfahren, der Prozesskosten und des burokratischen
Aufwands in Bezug auf die Beschaffungsstellen und die Unternehmen.
Zur Berechnung des Erfullungsaufwands aufgrund der verpflichtenden
Einfihrung der E-Vergabe wurde auf die entsprechende Schatzung des
Bundesministeriums fiur Wirtschaft und Energie abgestellt und diese auf
die Thuringer Rahmenbedingungen bergeleitet. Die Daten des Evalu-
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ierungsgutachtens und der Berechnungen des Bundesministeriums fiir
Wirtschaft und Energie wurden erganzt durch eigene Analysen, Erkennt-
nisse und Annahmen.

Es ist zu betonen, dass die Kostenschatzung insgesamt nur eine gro-
be Anndherung an die tatsdchlichen Kosten leisten kann. Die tatsachli-
chen Kosten sind nur unter Bertcksichtigung der jeweiligen konkreten
Rahmenbedingungen in den betroffenen Unternehmen und Beschaf-
fungsstellen (zum Beispiel Ist-Situation, betroffene Beschaftigte et ce-
tera) zu ermitteln.

Eine Differenzierung des ersparten sowie des anfallenden Erflillungsauf-
wandes nach Land und Kommunen ist mangels vollstandiger und aus-
sagekraftiger Daten zu Auftragsvergaben, insbesondere zu Anzahl und
Verteilung der einzelnen Vergabestellen auf die einzelnen Verwaltungs-
ebenen sowie zur jeweiligen Ausstattung mit Informations- und Kommu-
nikationstechnik (IKT) nicht méglich. Die Berechnung des Erfullungsauf-
wandes erfolgt daher zusammenfassend fir die 6ffentlichen Auftraggeber.

Insgesamt ist festzustellen, dass durch die Vereinfachung der Prozesse
und der Verfahren sowohl fiir die Vergabestellen als auch fiir die Wirt-
schaft eine Kosteneinsparung zu erwarten ist. Einzelne Kostensteige-
rungen werden durch die zu erwartenden erheblichen Einsparpotenzia-
le - insbesondere im Hinblick auf die Einfihrung der E-Vergabe - mehr
als ausgeglichen werden. Dies gilt sowohl fir das Land und die Kom-
munen als auch fir die Wirtschaft.

1. Erfilllungsaufwand fiir Biirger

Burgerinnen und Burger sind durch das Vergaberecht nicht unmittelbar
betroffen. Fur Birgerinnen und Blrger ergibt sich durch das Zweite Ge-
setz zur Anderung des Thiiringer Vergabegesetzes kein zusatzlicher un-
mittelbarer Erflllungsaufwand. Soweit es sich um Auftragsvergaben in
entgeltfinanzierten Bereichen handelt (zum Beispiel Benutzungsgebiih-
ren und/oder Beitrage), sind jedoch Entgelterhéhungen mdglich (zum
Beispiel erhohte Beférderungsentgelte im Zusammenhang mit OPNV-
Leistungen nach einschlagigem Tarifvertrag). Mittelbare Auswirkungen
fur den Birger kdnnen sich daher ergeben. Es liegen jedoch keine Er-
kenntnisse und Daten vor, die eine Ermittlung dieser gegebenenfalls mit-
telbaren finanziellen Auswirkungen ermdglichen.

2. Erfullungsaufwand fir die Wirtschaft

Auf Unternehmen beziehungsweise Bieter in Vergabeverfahren hat die
Gesetzesanderung positive finanzielle Auswirkungen. Bezogen auf die
einzelnen Regelungsinhalte mit finanziellen Auswirkungen werden die
Vollzugskosten, soweit ermittelbar, wie folgt eingeschatzt:

a) Einfiihrung des Bestbieterprinzips fiir die Erklarungen nach dem
Thiiringer Vergabegesetz

Nach dem neu eingefligten § 12 a ThiirVgG sind die Erklarungen nach
dem Thuringer Vergabegesetz nur noch von demjenigen Bieter vorzule-
gen, der den Zuschlag erhalten soll. Fiir die Wirtschaft und die Vergabe-
stellen wird das Vergabeverfahren im Hinblick auf die nach dem Thiringer
Vergabegesetz verpflichtend vorzulegenden Erklarungen und Nachweise
nach den §§ 10, 11, 12, 17 (einschlieBlich der auf die Nachunternehmer
bezogenen Erklarungen und Nachweise) verschlankt und Birokratie ef-
fektiv und erheblich abgebaut. Aufgrund dieser Verfahrenserleichterung
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braucht ein Bieter die entsprechenden Unterlagen erst dann vorzule-
gen, wenn er den Zuschlag erhalten soll. All diejenigen Bieter, die nicht
zum Zuge kommen, haben den Arbeitsaufwand fir die Erstellung der
entsprechenden Unterlagen (unter anderem das Ausfiillen von Formu-
laren) sowie deren Versand erspart. Dies fiihrt zu einer Einsparung bei
den Verwaltungsaufwendungen der Bieter.

Jahrlicher Erflllungsaufwand: - 685.000 Euro
Fallzahl: 44.340

= cirka 30 Vergabeverfahren pro Jahr im Median je Vergabestelle bei
739 offentlichen Auftraggebern (vergleiche S. 36, S. 37/38 Evaluierungs-
gutachten)

= 22.170 Vergabeverfahren pro Jahr
22.170 x cirka 3 Bieter je Vergabeverfahren

(5 Bieter im Median bei 6ffentlichen Ausschreibungen/cirka 35 Prozent
an der Gesamtzahl aller Vergabeverfahren; vergleiche S. 40/41, Evalu-
ierungsgutachten; drei Bieter im Median bei beschrankten Ausschreibun-
gen/cirka 23 Prozent an der Anzahl aller Vergabeverfahren; zwei Bieter
im Median bei freihdndigen Vergaben/cirka 42 Prozent an der Anzahl
aller Vergabeverfahren; vergleiche S. 40, S. 72 Evaluierungsgutachten)

= 66.510 Angebote beteiligter Bieter insgesamt pro Jahr

66.510 x 2/3 = 44.340 Verfahren von Bietern, die keinen Zuschlag er-
halten

Davon erfolgt eine Einsparung bei zwei unterlegenen Bietern (bei die-
sen entfallt die Pflicht zur Vorlage von Erklarungen/Formularen und
Nachweisen)

= 44.340 relevante Angebotsverfahren pro Jahr

Personalaufwand: - 685.000 Euro
Einsparungen je Vergabevorgang:
Personalkosten pro Fall: Lohnsatz 30,90 Euro pro Stunde (mittelwertige
Tatigkeit)/Zeitaufwand 30 Minuten pro Fall x 44 340 Falle = 685.000 Euro

b) Verzicht auf die Vorlage von Eignungsnachweisen innerhalb der
letzten zwolf Monate vor Ablauf der Angebotsfrist bei demselben
Auftraggeber

§ 7 Abs. 2 a ThiirVgG neue Fassung sieht vor, dass ein Bieter, der Eig-
nungsnachweise in den letzten zwolf Monaten vor Ablauf der Angebots-
frist bei demselben Auftraggeber bereits vorgelegt hat, diese im Regel-
fall nicht erneut vorzulegen braucht. Der Bieter hat den Auftraggeber auf
die bereits erfolgte Vorlage hinzuweisen und das betreffende Vergabe-
verfahren zu benennen. Das Vergabeverfahren wird hierdurch verein-
facht und verschlankt. Es ergeben sich aufseiten der Wirtschaft sowie
aufseiten der Vergabestellen Einspareffekte in Bezug auf den Verwal-
tungsaufwand. Bieter, die ihre Unterlagen bereits im Rahmen eines fri-
heren Vergabeverfahrens bei der Vergabestelle vorgelegt haben, brau-
chen bei nachfolgenden Angeboten die entsprechenden Unterlagen
nicht ein weiteres Mal zu erstellen und zu Ubermitteln. Es genugt ein
Verweis auf deren bereits erfolgte vorangegangene Uberlassung. Bei
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diesen Nachweisen handelt es sich zum Beispiel um Zertifikate, Bilan-
zen, Siegel, Qualifikationsnachweise und viele mehr.

Jahrlicher Erflllungsaufwand: - 34.000 Euro
Fallzahl: 4.434

= cirka 30 Vergabeverfahren pro Jahr im Median je Vergabestelle bei
739 offentlichen Auftraggebern (vergleiche S. 36, S. 37/38 Evaluierungs-
gutachten)

= 22.170 Vergabeverfahren pro Jahr
22.170 x 0,20 = Verfahren mit Mehrfachbietern

Annahme, dass bei 20 Prozent aller Vergabeverfahren Angebote von Bie-
tern abgegeben werden, die sich innerhalb des vorangegangenen Jah-
res bereits bei demselben Auftraggeber beworben haben.

= 4.434 relevante Verfahren pro Jahr

Personalaufwand: - 34.000 Euro

Einsparungen je Vergabevorgang:

Personalkosten pro Fall: Lohnsatz 30,90 Euro pro Stunde (mittelwertige
Tatigkeit)/Zeitaufwand 15 Minuten x 4.434 Falle = 34.000 Euro

c) Einfiihrung eines vergabespezifischen Mindestlohns von 10,04
Euro (brutto) pro Stunde fiir staatliche Auftraggeber

§ 10 Abs. 4 ThirVgG schreibt fir staatliche Auftraggeber vor, Auftrage
nur an Bieter zu vergeben, die sich dazu verpflichten, ihren Arbeitneh-
mern bei der Ausfuhrung der Leistung ein Mindeststundenentgelt von
10,04 Euro (brutto) zu bezahlen. Die Hohe des Mindestlohns wird jahr-
lich angepasst. Betroffen hiervon sind nur die Vergabestellen der Lan-
desverwaltung (unmittelbare Staatsverwaltung).

Far die Wirtschaft wird durch diese zusatzliche Vergabevoraussetzung
keine Pflicht begriindet, den Mindestlohn zu bezahlen. Ein Bieter, der
diese Voraussetzung nicht erfillt, ist lediglich von der Auftragsvergabe
ausgeschlossen. Es ist zu erwarten, dass etwaige Lohnanhebungen,
die zur Durchflihrung eines Auftrages vorgenommen werden, in die An-
gebotskalkulation einbezogen werden und gegebenenfalls zu Preisstei-
gerungen fir die staatlichen Auftraggeber fihren werden. Ob es der
Wirtschaft gelingen wird, etwaige Lohnanpassungen Uber héhere Prei-
se ausgeglichen zu bekommen und folglich ein wirtschaftlicher Nachteil
nicht entsteht oder ob sich die Ertragsmarge fiir die betroffenen Unter-
nehmen verringert, kann mangels Datenbasis nicht bewertet und nicht
beziffert werden.

Eine Kostenbelastung, die wahrscheinlich nicht unmittelbar auf die An-
gebotspreise umgelegt werden kann, entsteht jedoch dadurch, dass die
Unternehmen eine weitere Erklarung bezlglich des vergabespezifischen
Mindestlohns vorlegen missen (Fall a). AuRerdem missen die Unter-
nehmen unter Umstanden eine erweiterte Angebotskalkulation erstellen,
wodurch sich im Falle des Zuschlags, auch die Kosten der Lohnbuch-
haltung erhéhen werden (Fall b).

Jahrlicher Erfillungsaufwand: 322.000 Euro
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Fall a (zusatzliches Erklarungsformular): 44.000 Euro
Fallzahl: 5.670 pro Jahr

= cirka 30 Vergabeverfahren pro Jahr im Median je Vergabestelle (alle
Vergabearten) (vergleiche S. 37 Evaluierungsgutachten) bei 189 staat-
lichen Auftraggebern (unmittelbare Staatsverwaltung) (vergleiche S. 36
Evaluierungsgutachten)

= 5.670 Vergabeverfahren pro Jahr

= 5.670 relevante Angebote von Bestbietern pro Jahr

(die Erklarung braucht nur vom Bestbieter vorgelegt zu werden)

Personalaufwand: 44.000 Euro

Mehraufwand fiir Vorlage einer weiteren Bietererklarung je Fall:
Personalkosten pro Fall: Lohnsatz 30,90 Euro pro Stunde (mittelwertige
Tatigkeit)/Zeitaufwand 15 Minuten (fur Ausfiillen und Ubersenden eines
Formulars) x 5.670 = 44.000 Euro

Fall b (erweiterte Angebotskalkulation und Lohnbuchhaltung): 278.000
Euro

Fallzahl: 3.470 pro Jahr (erweiterte Angebotskalkulation) beziehungs-
weise 694 pro Jahr (erweiterte Lohnbuchhaltung)

= cirka 30 Vergabeverfahren pro Jahr im Median je Vergabestelle (alle
Vergabearten) (vergleiche S. 37 Evaluierungsgutachten) bei 189 staat-
lichen Auftraggebern (unmittelbare Staatsverwaltung) (vergleiche S. 36
Evaluierungsgutachten)

= 5.670 Vergabeverfahren pro Jahr

5.670 x cirka 3 Bieter je Vergabeverfahren = 17.010 Bieter bei staatli-
chen Vergabeverfahren

(finf Bieter im Median bei 6ffentlichen Ausschreibungen/cirka 35 Prozent
an der Gesamtzahl aller Vergabeverfahren; vergleiche S. 40/41, Evaluie-
rungsgutachten; drei Bieter im Median bei beschrankten Ausschreibun-
gen/cirka 23 Prozent an der Anzahl aller Vergabeverfahren; zwei Bieter
im Median bei freihdndigen Vergaben/cirka 42 Prozent an der Anzahl
aller Vergabeverfahren; vergleiche S. 40, S. 72 Evaluierungsgutachten)

17.010 x 0,68 x 0,30 aller Bieter = 3.470 Angebote, fiir die eine Lohn-
anpassung zu kalkulieren ist

(Eine genaue Aussage darlber, wie viele Bieter eine Lohnanpassung
vornehmen mdassten, ist nicht méglich. Nach dem |AB-Betriebspanel
Thiringen 2016 sind 32 Prozent der Betriebe in Thiringen tarifgebun-
den. Danach sind 68 Prozent der Betriebe nicht tarifgebunden. Es wird
geschéatzt, dass davon ein Anteil von 30 Prozent weniger als den ver-
gabespezifischen Mindestlohn zahlt)

= 3.470 relevante Verfahren pro Jahr

3.470 Vergabeverfahren pro Jahr x 0,20 = 694 Verfahren pro Jahr
(Eine Aussage dariber, wie viele Unternehmen, die eine Lohnanpas-
sung kalkulieren mussen, auch den Zuschlag erhalten, ist nicht mog-
lich; es wird ein Anteil von 20 Prozent geschatzt)

= 694 relevante Verfahren pro Jahr, bei denen ein héherer Lohn zu zah-
len und zu verbuchen ist
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Personalaufwand: 278.000 Euro

Mehraufwand erweiterte Angebotskalkulation:

Personalkosten pro Fall: Lohnsatz 30,90 Euro pro Stunde (mittelwertige
Tatigkeit)/Zeitaufwand zwei Stunden pro Fall

x 3.470 Falle = 214.000 Euro

Mehraufwand erweiterte Lohnbuchhaltung:

Personalkosten pro Fall: Lohnsatz 30,90 Euro pro Stunde (mittelwertige
Tatigkeit)/Zeitaufwand drei Stunden pro Fall

x 694 Falle = 64.000 Euro

d) Vergabe von OPNV-Leistungen nur an Unternehmen, die min-
destens ein Entgelt zahlen, das in Thiiringen fiir diese Leistung in
einem einschlagigen und reprasentativen Tarifvertrag vorgesehen
ist, der mit einer tariffihigen Gewerkschaft geschlossen wurde so-
wie Regelung zum Betreiberwechsel bei Personenverkehrsdiensten

Nach § 10 Abs. 2, 3 ThurVgG neue Fassung durfen 6ffentliche Auftrage
fur Dienstleistungen der allgemein zugénglichen Beférderung von Per-
sonen im o6ffentlichen Personennahverkehr nur an Unternehmen verge-
ben werden, die sich verpflichtet haben, ihren Arbeitnehmern bei der Aus-
fuhrung der Leistung mindestens das in Thuringen fur diese Leistung in
einem einschlagigen und reprasentativen mit einer tariffahigen Gewerk-
schaft vereinbarten Tarifvertrag vorgesehene Entgelt zu zahlen. Durch
diese Regelung ist die Auftragsvergabe kunftig nicht mehr an Unterneh-
men maoglich, die nach einem Haustarifvertrag zahlen, der gegebenen-
falls im Vergleich zu einem reprasentativen Tarifvertrag ein geringeres
Tarifniveau festlegt. Hierdurch wird eine weitere Voraussetzung fur die
Auftragsvergabe geschaffen. Fir die Wirtschaft wird durch diese zusatz-
liche Vergabevoraussetzung keine Pflicht begriindet, ein Mindestentgelt
zu zahlen. Ein Bieter, der diese Vergabevoraussetzung nicht erflllt, ist
lediglich von der Auftragsvergabe ausgeschlossen. Es ist zu erwarten,
dass eine etwaige Lohnanhebung zur Durchflihrung eines Auftrags nicht
wirtschaftlich nachteilig fir das ausfuhrende Unternehmen sein wird.
Denn es ist davon auszugehen, dass dieses Unternehmen eine etwai-
ge auftragsbezogene Lohnanpassung in die Angebotskalkulation einbe-
ziehen wird und bei Auftragserteilung Uber entsprechend héhere Preise
ausgeglichen bekommt. Da die Tariflohnverpflichtung fir alle Bewerber
gilt, ist fur einen Bewerber, der sein niedrigeres Lohnniveau auf einen
neuen Mindeststandard anpassen muss, auch kein Wettbewerbsnach-
teil im Ausschreibungsverfahren gegeben. Fir die Unternehmen ergibt
sich daher aus dieser Verpflichtung wirtschaftlich kein Nachteil.

Eine zusatzliche Erklarungspflicht wird durch diese Gesetzesanderung
nicht begriindet, da bereits nach gegenwartiger Gesetzeslage eine Er-
klarung zur Tariftreue abzugeben ist. Es ist jedoch davon auszugehen,
dass sich fur die Personennahverkehrs-Unternehmen, die von dieser
Regelung betroffen sind, eine Erhdhung der Verfahrenskosten (Kalku-
lation, Lohnbuchhaltung et cetera) ergeben wird. Aufgrund mangelnder
Datenbasis und der Annahme, dass es sich dabei um lediglich eine ge-
ringe Anzahl betroffener Verfahren handelt und der Blrokratiekostenan-
stieg pro Verfahren gering ist, wird von einer Berechnung des zusatzli-
chen Erfilllungsaufwands abgesehen.

Gemal § 10 a ThirVgG neue Fassung kénnen die 6ffentlichen Auftrag-
geber verlangen, dass der ausgewéhlte Betreiber eines OPNV-Dienstes
die Arbeitnehmer des bisherigen Betreibers zu den Arbeitsbedingungen
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Ubernimmt, die diesen von dem bisherigen Betreiber gewahrt wurden. Da
diese Kann-Regelung auf die bestehende Regelung der EG-Personen-
verkehrsdienste VO (Nr. 1370/2007) Bezug nimmt, werden keine neuen
Pflichten statuiert. Zudem kann keine Aussage dariiber getroffen wer-
den, ob und in welchem Umfang die 6ffentlichen Auftraggeber von die-
ser Kann-Regelung Gebrauch machen werden. Eine Einschatzung tber
eine etwaige Erhéhung des Erflillungsaufwands ist daher nicht moglich.

e) Obligatorische Beriicksichtigung sozialer und umweltbezoge-
ner Aspekte bei gleichwertigen Angeboten durch Bonusregelung

Die bestehende "Bonusregelung" des § 13 ThirVgG, Bieter, die be-
stimmte Kriterien erfiillen, bei der Zuschlagserteilung zu bevorzugen,
wird ausgebaut. Die Vorschrift wird um weitere beispielhaft aufgelistete
soziale Aspekte (zum Beispiel Beschaftigung von Langzeitarbeitslosen,
von schwerbehinderten Menschen) und umweltbezogene Aspekte (zum
Beispiel MalRnahmen der Energieeffizienz) erganzt. Bei der Zuschlags-
erteilung missen bei Vorliegen gleichwertiger Angebote die Bieter be-
vorzugt werden, die soziale oder umweltbezogene Mal3nahmen in ihrem
Unternehmen durchfiihren (obligatorisch). Die 6ffentlichen Auftraggeber
haben die Moglichkeit, weitere Kriterien zu formulieren, die bei der Zu-
schlagserteilung im Falle von gleichwertigen Angeboten relevant sein
kdénnen. Dies fuhrt aufseiten der Verwaltung zu einem Mehraufwand im
Vergabeprozess; auch bei den Bietern wird dies zu einer leichten Erh6-
hung der Verwaltungskosten flhren.

Fir die Wirtschaft ergeben sich dadurch, dass die 6ffentlichen Auftrag-
geber bestimmte soziale oder umweltbezogene Mallnahmen bei der Auf-
tragsvergabe honorieren, wie zum Beispiel die Beschaftigung von Lang-
zeitarbeitslosen, von schwerbehinderten Menschen oder die Férderung
der Energieeffizienz, keine zusatzlichen Kosten. Der 6ffentliche Auftrag-
geber verpflichtet nicht zur Bertcksichtigung dieser MalRnahmen, son-
dern er gewahrt lediglich Unternehmen einen "Bonus" im Sinne einer
Bevorzugung, wenn diese bestimmte soziale und umweltbezogene As-
pekte in ihrem Unternehmen beriicksichtigen. Obgleich das Erfiillen der
entsprechenden Malinahmen nicht zu einer Kostensteigerung bei einer
Auftragsbewerbung fiihrt, ist zu erwarten, dass sich die Verfahrenskos-
ten in geringem Umfang erhdhen. Dies deswegen, weil die Bieter die
entsprechenden Nachweise zusammenstellen und den Angebotsunter-
lagen beifigen mussen.

Jahrlicher Erflillungsaufwand: 308.000 Euro
Fallzahl: 59.859

= cirka 30 Vergabeverfahren pro Jahr im Median je Vergabestelle bei
739 offentlichen Auftraggebern (vergleiche S. 36, S. 37/38 Evaluierungs-
gutachten)

= 22.170 Vergabeverfahren pro Jahr

22.170 x 90 Prozent = 19.953 Falle pro Jahr

Annahme, dass bei 90 Prozent aller Vergabeverfahren zusatzlich Anga-
ben gemacht werden miissen (im Vergleich zur bisherigen Regelung)
bezlglich der Berlcksichtigung sozialer und umweltbezogener Aspekte

19.953 x cirka drei Bieter je Vergabeverfahren = 59.859 Bieter
(finf Bieter im Median bei 6ffentlichen Ausschreibungen/cirka 35 Prozent
an der Gesamtzahl aller Vergabeverfahren; vergleiche S. 40/41, Evaluie-
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rungsgutachten; drei Bieter im Median bei beschrankten Ausschreibun-
gen/cirka 23 Prozent an der Anzahl aller Vergabeverfahren; zwei Bieter
im Median bei freihdndigen Vergaben/cirka 42 Prozent an der Anzahl al-
ler Vergabeverfahren; vergleiche S. 40, S. 72 Evaluierungsgutachten)

= 59.859 Falle

Personalaufwand: 308.000 Euro

Mehraufwand je Vergabevorgang:

Personalkosten pro Fall: Lohnsatz 30,90 Euro pro Stunde (mittelwer-
tige Tatigkeit)/Zeitaufwand 10 Minuten x 59.859 Falle = 308.000 Euro

f) Einfiihrung der Unterschwellenvergabeordnung - Ubernahme in
Landesrecht (Ersatz der VOL/A Abschnitt 1)

hier: Ausweitung der Verhandlungsvergabe (friiher freihandige Ver-
gabe)

Nach § 1 Abs. 2 ThirVgG neue Fassung sind bei der Vergabe von Lie-
ferungen und Dienstleistungsauftragen unterhalb der EU-Schwellenwer-
te die Regelungen der Unterschwellenvergabeordnung anzuwenden.
Die Unterschwellenvergabeordnung wird umfanglich und unverandertin
Landesrecht iibernommen. Sie ersetzt die bisherige VOL/A Abschnitt 1.

Damit werden die bisherigen Falle der freihdndigen Vergabe (nunmehr
Verhandlungsvergabe mit oder ohne Teilnahmewettbewerb) nach § 3
Abs. 5 VOL/A in die Vorschrift des § 8 Abs. 4 UVgO Gbernommen. Zu-
dem werden die Mdglichkeiten, die Verhandlungsvergabe zu wahlen,
ausgeweitet. Hinzugekommen sind folgende vier neue Tatbestande:

« §8Abs. 4 Nr. 2UV(O:
Aufgrund konkreter Umstande ist eine VVergabe ohne vorherige Ver-
handlung nicht mdglich.

*« §8Abs. 4 Nr. 8 UVQO:
Der Aufwand einer anderen Verfahrensart ist unverhaltnismanig.

« §8Abs. 4 Nr. 13 UVQO:
Ersatzteile von Maschinen und Geréaten kdnnen von anderen Unter-
nehmen (als dem urspringlichen Lieferanten) nicht wirtschaftlich be-
zogen werden.

*+ §8Abs. 4 Nr. 14 UVQO:
Eine vorteilhafte Gelegenheit fihrt zu einer wirtschaftlicheren Be-
schaffung.

Insgesamt ergeben sich damit fir die 6ffentlichen Auftraggeber kinftig
mehr Mdglichkeiten, die Verhandlungsvergabe zu wahlen. Die Erweite-
rung der Moglichkeiten der Vergabe im Verhandlungsverfahren bewirkt
eine Einsparung von Kosten aufseiten der Vergabestellen sowie aufseiten
der Wirtschaft. Aufseiten der Unternehmen ist durch die Ausweitung der
Verhandlungsvergabe eine Entlastung zu verzeichnen. Zwar war nach
dem Evaluierungsgutachten aufgrund der geringen Anzahl der eingegan-
genen Antworten im Bereich der freihandigen Vergabe ohne Teilnahme-
wettbewerb keine statistische Auswertung méglich (da sich nahezu alle
Angaben der Unternehmen auf die 6ffentliche Ausschreibung bezogen,
vergleiche S. 92); jedoch ist davon auszugehen, dass bei den Unterneh-
men wie auch bei den Vergabestellen der durchschnittliche Zeitaufwand
bei der Verhandlungsvergabe (ohne Teilnahmewettbewerb) gegeniber
demjenigen Aufwand fir eine 6ffentliche Ausschreibung im Hinblick auf
die Recherche von Ausschreibungen, die Erstellung und Einreichung des
Angebots und die Durchfiihrung des Vergabeverfahrens mit geringerem
Zeitaufwand verbunden ist (zum Zeitaufwand aufseiten der Vergabestel-
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len vergleiche S. 66 letzter Absatz Evaluierungsgutachten.) (Anmerkung:
Aufseiten der Wirtschaft sind hiervon insbesondere kleine und mittlere
Unternehmen betroffen, da die Verhandlungsvergabe [friher freihandi-
ge Vergabe] insbesondere kleinere Auftrage betrifft, um die sich vor al-
lem kleine und mittlere Unternehmen bewerben.)

Jahrlicher Erflllungsaufwand: - 99.000 Euro
Fallzahl: 6.425

= cirka 30 Vergabeverfahren pro Jahr im Median je Vergabestelle bei
739 offentlichen Auftraggebern (vergleiche S. 36, S. 37/38 Evaluierungs-
gutachten)

= 22.170 Vergabeverfahren pro Jahr

Annahme, dass von allen Vergabeverfahren, die bisher nicht freihdndig
(mit oder ohne Teilnahmewettbewerb) beziehungsweise im Verhand-
lungsverfahren (mit oder ohne Teilnahmewettbewerb) vergeben wur-
den, zuklnftig zehn Prozent der Verfahren durch Verhandlungsverga-
be (mit oder ohne Teilnahmewettbewerb) abgewickelt werden kénnen.

22170 x 0,58 = 12.858

Vergabeverfahren, die bisher nicht freihandig (mit oder ohne Teilnahme-
wettbewerb) beziehungsweise im Verhandlungsverfahren (mit oder ohne
Teilnahmewettbewerb) vergeben wurden: cirka 58 Prozent.
(vergleiche S. 40 Evaluierungsgutachten)

12.858 x 10 Prozent = 1.285 relevante Vergabeverfahren pro Jahr (zu-
satzliche Vergaben im Verhandlungsverfahren statt offentlicher/be-
schrankter Ausschreibung)

1.285 x 5 Bieter (fiinf Bieter im Median bei 6ffentlichen Ausschreibun-
gen; vergleiche S. 40/41, Evaluierungsgutachten) = 6.425 betroffene
Unternehmen

Personalaufwand: - 99.000 Euro

Einsparung je betroffenes Unternehmen:

Personalkosten pro Fall: Lohnsatz 30,90 Euro pro Stunde (mittelwertige
Tatigkeit)/Zeitaufwand 30 Minuten x 6.425 Falle = - 99.000 Euro

g) Einfiihrung der Unterschwellenvergabeordnung - Ubernahme in
Landesrecht (Ersatz der VOL/A Abschnitt 1)

hier: Erhéhung des Schwellenwertes fiir die Direktauftrage von 500
Euro auf 1.000 Euro

Nach § 1 Abs. 2 ThiarVgG neue Fassung sind bei der Vergabe von Lie-
ferungen und Dienstleistungsauftragen unterhalb der EU-Schwellenwer-
te die Regelungen der Unterschwellenvergabeordnung anzuwenden.
Die Unterschwellenvergabeordnung wird umfanglich und unverandert
in Landesrecht idbernommen.

Die Unterschwellenvergabeordnung sieht in § 14 einen Auftragswert
von 1.000 Euro (ohne Umsatzsteuer) flr Direktauftrage fir Leistungen
(Dienstleistungen und Lieferungen) vor. Demgegeniber betragt die ent-
sprechende Wertgrenze nach § 3 Abs. 6 VOL/A 500 Euro. Die Erhéhung
des Auftragswertes flr Direktauftrage flihrt dazu, dass wesentlich mehr
offentliche Auftrage im Rahmen eines einfachen und formfreien Verfah-
rens vergeben werden. Dies entlastet sowohl die 6ffentlichen Auftrag-
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geber als auch die Bieter. Die Unternehmen werden insofern entlastet,
als auf deren Seite die Angebotsabgabe in einem einfacheren Verfahren
erfolgen kann und dadurch die Angebotserstellung wesentlich schneller
und mit einem geringeren Verwaltungsaufwand maoglich ist. Diese Ver-
fahrenserleichterung betrifft Liefer- und Dienstleistungsauftrage mit gerin-
gem Auftragswert. Es ist daher davon auszugehen, dass kleine und mitt-
lere Unternehmen von dieser Erleichterung besonders stark profitieren.

Jahrlicher Erflllungsaufwand: - 13.000 Euro
Fallzahl: 426

= cirka 30 Vergabeverfahren pro Jahr im Median je Vergabestelle bei
739 offentlichen Auftraggebern (vergleiche S. 36, S. 37/38 Evaluierungs-
gutachten)

= 22.170 Vergabeverfahren pro Jahr

Davon 70,3 Prozent Liefer- und Dienstleistungen sowie freiberufliche
Leistungen (vergleiche S. 39 Evaluierungsgutachten)

22.170 Vergabeverfahren pro Jahr x 70,3 Prozent = 15.586 Vergabever-
fahren Gber Liefer- und Dienstleistungen sowie freiberufliche Leistungen
(Unterschwellenbereich und Oberschwellenbereich)

Annahme, dass sich von diesen 15.586 Vergabeverfahren die Anzahl der
Direktauftrage aus der Menge der 27,3 Prozent aller Verhandlungsver-
gaben (beziehungsweise friher freihandigen Vergaben) ohne Teilnah-
mewettbewerb generiert:

15.586 x 27,3 Prozent = 4.256 Vergabeverfahren

Annahme, dass von diesen 4.256 Vergabeverfahren zusatzlich zehn Pro-
zent als Direktauftrag vergeben werden

4.256 x 10 Prozent = 426 zuséatzliche Direktauftrage

Personalaufwand: - 13.000 Euro

Einsparung je zusatzlichen Direktauftrag:

Personalkostenersparnis pro Fall: Lohnsatz 30,90 Euro pro Stunde (mit-
telwertige Tatigkeit)/Zeitaufwand 1 Stunde

30,90 Euro x 1 x 426 = 13.000 Euro

h) Einfiihrung der Unterschwellenvergabeordnung - verpflichtende
Einfiihrung der E-Vergabe

Nach § 1 Abs. 2 ThiirVgG neue Fassung sind bei der Vergabe von Liefe-
rungen und Dienstleistungsauftrdgen unterhalb der EU-Schwellenwerte
die Regelungen der Unterschwellenvergabeordnung anzuwenden. Ge-
maR § 7 Abs. 1, § 38 UVgO wird daher die Durchfihrung des Vergabe-
verfahrens im Wege der E-Vergabe verbindlich bis 2020 fir den Unter-
schwellenbereich vorgeschrieben.

Jeder o6ffentliche Auftraggeber einschlieRlich der Kommunen hat da-
fir Sorge zu tragen, dass er die Anforderungen zur Durchfiihrung der
Verfahren mittels elektronischer Mittel entsprechend der Vorgaben der
Unterschwellenvergabeordnung erfiillt. Dabei nimmt die Unterschwel-
lenvergabeordnung Bezug auf die entsprechenden Vorgaben der Ver-
gabeverordnung (VgV) fiir den Oberschwellenbereich, die fir die elekt-
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ronische Durchfiihrung von Vergabeverfahren im Oberschwellenbereich
bereits bis zum 18. Oktober 2018 umgesetzt sein missen.

Mit Einflhrung der E-Vergabe werden sich die Verfahrensablaufe be-
schleunigen und die Verfahrens- und die sonstigen Kosten reduzieren.
Fir die Wirtschaft wird davon ausgegangen, dass die Einfihrung der E-
Vergabe keine oder nur geringflgige Kostenerhéhungen zur Folge haben
wird. Insbesondere wird unterstellt, dass die Unternehmen tber ausrei-
chend Informations- und Kommunikationstechnologie verfigen und In-
vestitionen hierin daher zu vernachlassigen sind.

Zur Berechnung des Erflllungsaufwandes beziehungsweise der Erspar-
nis beim Erfullungsaufwand wird die entsprechende ausfiihrliche Schat-
zung des Bundesministeriums fur Wirtschaft und Energie bei der Ein-
fuhrung der Unterschwellenvergabeordnung herangezogen und diese,
unter Verwendung der empirischen Daten des Evaluierungsgutachtens
der Firma Wegweiser GmbH Berlin Research & Strategy in Koopera-
tion mit dem Forschungszentrum fur Recht und Management 6ffentli-
cher Beschaffung der Universitat der Bundeswehr Miinchen auf Thi-
ringen bezogen.

Jahrlicher Erfullungsaufwand: - 2.442.000 Euro
Fallzahl: 16.878

739 Vergabestellen x 0,95 = 702 Vergabestellen
(es wird geschatzt, dass wenigstens 95 Prozent aller Vergabestellen
wenigstens gelegentlich Liefer- und Dienstleistungsauftrage vergeben)

702 Vergabestellen x 30 Verfahren = 21.060 Verfahren
(cirka 30 Vergabeverfahren pro Jahr im Median je Vergabestelle (ver-
gleiche S. 36, S. 37/38 Evaluierungsgutachten)

21.060 Verfahren x 0,87 = 18.322 Verfahren unterhalb der EU-Schwel-
lenwerte

(es wird davon ausgegangen, dass rund 87 Prozent aller Vergabefah-
ren unterhalb der EU-Schwellenwerte liegen)

18.322 Verfahren x 0,491 = 8.996 Verfahren (Verfahrensarten) fir die
die E-Vergabe kunftig Pflicht wird

(49,1 Prozent aller Vergaben entfallen auf Verfahrensarten, fir die E-
Vergabe kiinftig Pflicht wird (siehe S. 40 Evaluierungsgutachten)

=8.996 Verfahren x 0,297 = 2.672 Verfahren fiir Liefer- und Dienstleis-
tungen

(29,7 Prozent aller Vergaben entfallen auf Liefer- und Dienstleistungen,
siehe S. 39 Evaluierungsgutachten)

= 2.672 Verfahren x 0,60 = 1.603 Verfahren unter halb des relevanten
Schwellenwertes

(es wird pauschal unterstellt, dass 40 Prozent der Vergaben unterhalb
der Wertgrenze von 25.000 Euro liegen)

Somit ist von rund 1.603 Vergabeverfahren auszugehen, die zur Ver-
gabe von Liefer- und Dienstleistungen im Wege der 6ffentlichen Aus-
schreibung, der beschrankten Ausschreibung beziehungsweise der Ver-
handlungsvergabe mit Teilnahmewettbewerb durchgefihrt werden und
deren Auftragswert oberhalb der Wertgrenze von 25.000 Euro liegt und
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die daher der der durch die Unterschwellenvergabeordnung eingefiihr-
ten Pflicht zur E-Vergabe unterfallen.

=18.332 Verfahren abezuglich 1.603 Verfahren = 16.719 Verfahren x
0,30 = 5.016 Verfahren

(Weiterhin wird davon ausgegangen, dass rund 30 Prozent aller Verga-
beverfahren, die nicht der Unterschwellenvergabeordnung-E-Vergabe-
pflicht unterfallen, freiwillig elektronisch vergeben werden)

= 1.603 Verfahren + 5.016 Verfahren = 6.619 Verfahren
(Summe aller Pflicht-E-Vergabeverfahren und der freiwilligen E-Verga-
beverfahren)

= 6.619 Verfahren x 0,85 = 5.626 Verfahren
(Es wird unterstellt, dass von der Gesamtzahl der zu erwartenden E-Ver-
gabeverfahren derzeit bereits 15 Prozent elektronisch vergeben werden)

= 5.626 Verfahren x 3 = 16.878 Falle (Anzahl der Angebote)

cirka drei Bieter je Vergabeverfahren

(finf Bieter im Median bei 6ffentlichen Ausschreibungen/cirka 35 Prozent
an der Gesamtzahl aller Vergabeverfahren; vergleiche S. 40/41, Evaluie-
rungsgutachten; drei Bieter im Median bei beschrankten Ausschreibun-
gen/cirka 23 Prozent an der Anzahl aller Vergabeverfahren; zwei Bieter
im Median bei freihandigen Vergaben/cirka 42 Prozent an der Anzahl al-
ler Vergabeverfahren; vergleiche S. 40, S. 72 Evaluierungsgutachten)

Fallzahl = 16.868

Ersparnis Erfullungsaufwand: -2.442.000 Euro

= 16.878 x 144,68 Euro = 2.442.000 Euro

(Der Bund hat im Rahmen der Berechnung des Erflllungsaufwandes
folgende Einsparungen pro Bieter und Angebot berechnet: Lohnkosten
94,68 Euro und Sachkosten 50,00 Euro = 144,68 Euro Gesamterspar-
nis pro Verfahren)

i) Beriicksichtigung des Lebenszyklusprinzips bei der Beschaffung
von Investitionsgiitern

Gemal § 4 Abs. 1 ThiirVgG neue Fassung ist bei der Beschaffung von
Investitionsgltern in geeigneten Fallen das Lebenszyklusprinzip zu be-
achten. In diesen Fallen wird der Bearbeitungsaufwand zum Erstellen der
Angebotsunterlagen steigen, da erhdhte Darlegungen zu den Betriebs-
kosten, der Nutzungsdauer und den Entsorgungskosten erforderlich sind.

Jahrlicher Erfillungsaufwand: 463.000 Euro
Fallzahl: 19.953

= cirka 30 Vergabeverfahren pro Jahr im Median je Vergabestelle bei
739 offentlichen Auftraggebern (vergleiche S. 36, S. 37/38 Evaluierungs-
gutachten)

= 22.170 Vergabeverfahren pro Jahr

Davon 60,3 Prozent Liefer- und Dienstleistungen und 30,0 Prozent Bau-
leistungen (vergleiche S. 39 Evaluierungsgutachten). Es wird unterstellt,
dass von den Liefer- und Dienstleistungen 50 Prozent und von den Bau-
leistungen 100 Prozent die Beschaffung von Investitionsgiitern betref-
fen. Danach betrifft die Investitionsgiiterbeschaffung cirka 60 Prozent
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der Gesamtbeschaffungen. Weiter wird unterstellt, dass davon cirka 50
Prozent fir eine Lebenszyklusbetrachtung geeignet sind.

22.170 Vergabeverfahren pro Jahr x 0,30 = 6.651 Vergabeverfahren zur
Beschaffung von Investitionsgltern

= 6.651 Verfahren x 3 = 19.953 Falle (Anzahl der Angebote)

cirka drei Bieter je Vergabeverfahren

(fanf Bieter im Median bei 6ffentlichen Ausschreibungen/cirka 35 Prozent
an der Gesamtzahl aller Vergabeverfahren; vergleiche S. 40/41, Evaluie-
rungsgutachten; drei Bieter im Median bei beschrankten Ausschreibun-
gen/cirka 23 Prozent an der Anzahl aller Vergabeverfahren; zwei Bieter
im Median bei freihdndigen Vergaben/cirka 42 Prozent an der Anzahl
aller Vergabeverfahren; vergleiche S. 40, S. 72 Evaluierungsgutachten)

Personalaufwand: 463.000 Euro

Zusatzliche Kosten je Angebotserstellung:

Personalkosten pro Fall: Lohnsatz 30,90 Euro pro Stunde (mittelwerti-
ge Tatigkeit)/Zeitaufwand cirka 45 Minuten

23,18 Euro x 19.953 = 463.000 Euro

Ersparnis Erfullungsaufwand fiir die Wirtschaft

Durch die wesentliche Vereinfachung der verwaltungsmaRigen Ablau-
fe und den Abbau von Burokratieaufwand bei der Vergabe &ffentlicher
Auftrage wird aufseiten der Wirtschaft jahrlich eine Einsparung in Héhe
von 2.180.000 Euro geschatzt. Diese resultiert aus dem Saldo, der ge-
schatzten jahrlichen Kostenbelastung in H6he von 1.093.000 Euro und
der geschatzten -entlastung von 3.273.000 Euro im Jahr.

3. Erfullungsaufwand der Verwaltung

3.1 Die Verwaltung (Land, Kommunen und sonstige 6ffentliche Auftrag-
geber)

Aufseiten der Verwaltung hat die Gesetzesanderung ebenfalls positive
finanzielle Auswirkungen. Eine Differenzierung des ersparten sowie des
anfallenden Erfiillungsaufwandes nach Land, Kommunen und sonstige
offentliche Auftraggeber ist mangels vollstandiger und aussagekréaftiger
Daten zu Auftragsvergaben, insbesondere zu Anzahl und Verteilung der
einzelnen Vergabestellen auf die einzelnen Auftraggeber, die Verwal-
tungsebenen, zu den jeweiligen Rahmenbedingungen in den einzelnen
Beschaffungsstellen (Ist-Situation, betroffene Beschaftigte et cetera) so-
wie zur jeweiligen Ausstattung mit Informations- und Kommunikations-
technik (IKT) nicht moglich. Der jahrliche Erfillungsaufwand wird daher
fur die gesamte Verwaltung insgesamt dargestellt.

Bezogen auf die einzelnen Regelungsinhalte mit finanziellen Auswir-
kungen fir die Verwaltung werden die Vollzugskosten, soweit ermittel-
bar, wie folgt eingeschéatzt:

a) Abschaffung der zusiatzlichen Veréffentlichungspflicht im Thiirin-
ger Staatsanzeiger fir staatliche Auftraggeber/Veréffentlichungs-
pflicht fur alle Auftraggeber auf der zentralen Landesvergabeplatt-
form

Nach § 3 Abs. 3 ThirVgG neue Fassung sind zukunftig Bekanntma-

chungen &ffentlicher Ausschreibungen und Teilnahmewettbewerbe auf
der zentralen Landesvergabeplattform zu veréffentlichen. Durch die Ab-
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schaffung der Veroffentlichungspflichtim Thiringer Staatsanzeiger flr die
staatlichen Vergabestellen wird der Verwaltungs- und Biirokratieaufwand
reduziert und es werden die Kosten fiir die Veréffentlichung im Tharin-
ger Staatsanzeiger erspart. Obgleich die kommunalen Vergabestellen
und die sonstigen o6ffentlichen Auftraggeber neben der verpflichtenden
Veréffentlichung auf der Landesvergabeplattform auch weitere Bekannt-
machungsmedien nutzen kdénnen, wird davon ausgegangen, dass die-
se aus Kostengriinden zukinftig nur noch die Landesvergabeplattform
nutzen werden. Die Nutzung der Landesvergabeplattform ist kostenfrei.
Die Vergabestellen brauchen nunmehr keine Unterlagen mehr zur Ver-
offentlichung im Thiringer Staatsanzeiger zu erstellen. Aulierdem fallen
keine Veroffentlichungskosten fir die Anzeigen im Thiringen Staatsan-
zeiger mehr an. Die Kostenersparnis betrifft alle staatlichen Auftragge-
ber. Die sonstigen 6ffentlichen Auftraggeber sind nur insoweit betroffen,
als sie bisher Vergaben im Thiringer Staatsanzeiger veroffentlichten
und dies aufgrund der geanderten Rahmenbedingungen zukiinftig nicht
mehr tun werden. Daten hierzu liegen nicht vor; es wird geschatzt, dass
dies auf einen Anteil von cirka 25 Prozent der sonstigen 6ffentlichen Auf-
traggeber zutrifft.

Jahrlicher Erflllungsaufwand: - 1.061.000 Euro
Fallzahl: 5.550 pro Jahr

cirka 30 Vergabeverfahren pro Jahrim Median je Vergabestelle (alle Ver-
gabearten) (vergleiche S. 37 Evaluierungsgutachten)

= 30 x 0,55 = 16,5 ~ 17 Vergabeverfahren der 6ffentlichen Ausschrei-
bung oder des offentlichen Teilnahmewettbewerbs pro Jahr im Median
je Vergabestelle

Davon cirka 55 Prozent 6ffentliche Ausschreibungen und 6ffentliche Teil-
nahmewettbewerbe (vergleiche S. 40 Evaluierungsgutachten)

=17 x 189 = 3.123 Falle pro Jahr zuzlglich
189 staatliche Auftraggeber (vergleiche S. 36 Evaluierungsgutachten)

=17 x 550 x 0,25 = 2.337 Falle pro Jahr
550 sonstige offentliche Auftraggeber (vergleiche S. 36 Evaluierungs-
gutachten); Annahme: hiervon sind 25 Prozent betroffen

Summe Falle pro Jahr = 5.550

Sachaufwand gesamt: - 985.000 Euro

Einsparungen je Vergabevorgang:

Sachkosten pro Fall: 177,40 Euro

(durchschnittlich cirka 175 Euro Kosten der Veroffentlichung im Tharin-
ger Staatsanzeiger + 2,40 Euro Portokosten)

= 177,40 Euro pro Fall x 5.550 Falle = - 985.000 Euro

Personalaufwand gesamt: -76.000 Euro

Einsparungen je Vergabevorgang:

Personalkosten pro Fall: Lohnsatz 27,50 Euro pro Stunde/Zeitaufwand
30 Minuten pro Fall

(Formulare ausfillen, ausdrucken, kopieren, unterzeichnen, archivie-
ren, hausinterne Geschéftsgange, Geschéftsgange im TMIK, Ubersen-
dung an Verlag)

= 13,75 Euro pro Fall x 5.550 Falle = - 76.000 Euro
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b) Einfiihrung des Bestbieterprinzips fiir die Erklarungen nach dem
Thiiringer Vergabegesetz

Aufgrund der Einfihrung des Bestbieterprinzips wird auch aufseiten
der offentlichen Auftraggeber der Birokratieaufwand wesentlich redu-
ziert. Anders als nach bisheriger Rechtslage haben Vergabestellen nur
mehr diejenigen Erkldrungen und Nachweise nach den §§ 10, 11, 12,
17 ThurVgG (einschliel3lich der auf die Nachunternehmer bezogenen
Erklarungen und Nachweise) zu prufen, die derjenige Bieter vorlegt, der
den Zuschlag erhalten soll. Der Prufungsaufwand in Bezug auf alle an-
deren Bieter entfallt.

Jahrlicher Erflllungsaufwand: - 305.000 Euro
Fallzahl: 44.340 pro Jahr

cirka 30 Vergabeverfahren pro Jahr im Median je Vergabestelle bei 739
offentlichen Auftraggebern (vergleiche S. 36, S. 37/38 Evaluierungs-
gutachten)

=30 x 739 = 22.170 Vergabeverfahren pro Jahr

Drei Bieter beteiligten sich durchschnittlich pro Vergabeverfahren (funf
Bieter im Median bei 6ffentlichen Ausschreibungen/cirka 35Prozent an
der Gesamtzahl aller Vergabeverfahren; vergleiche S. 40/41, Evaluie-
rungsgutachten; drei Bieter im Median bei beschrankten Ausschreibun-
gen/cirka 23 Prozent an der Anzahl aller Vergabeverfahren; zwei Bieter
im Median bei freihandigen Vergaben/cirka 42 Prozent an der Anzahl al-
ler Vergabeverfahren; vergleiche S. 40, S. 72 Evaluierungsgutachten);
davon muss nur noch ein Bieter die Erklarungen und Nachweise bei-
bringen, so dass fur zwei Bieter dieser Aufwand wegfallt

= 22.170 Vergabeverfahren x 2 Bieter = 44.340 Falle

Personalaufwand: - 305.000 Euro

Einsparungen je Vorgang:

Personalkosten pro Fall: Lohnsatz 27,50 Euro pro Stunde (mittelwerti-
ge Tatigkeit)/Zeitaufwand 15 Minuten pro Angebot (Einsparung fur die
Uberpriifung von Erklarungen/Formularen und Nachweisen beziiglich
Vollstandigkeit und Plausibilitat von cirka zwei unterlegenen Bietern, bei
denen die Pflicht zur Vorlage von Erklarungen und Nachweisen entfallt)
= 6,88 Euro pro Fall x 44.340 Falle = - 305.000 Euro

c) Verzicht auf die Vorlage von Eignungsnachweisen innerhalb der
letzten 12 Monate vor Ablauf der Angebotsfrist bei demselben Auf-
traggeber

Es ist davon auszugehen, dass durch den Verzicht auf die Vorlage von
Eignungsnachweisen innerhalb der letzten zwolf Monate vor Ablauf der
Angebotsfrist bei demselben Auftraggeber bei der Verwaltung, im Ge-
gensatz zur Wirtschaft, keine Verfahrensvereinfachung eintreten wird.
Soweit unterschiedliche Vergabestellen desselben Auftraggebers betrof-
fen sind, muss ein Austausch der Dokumente zwischen diesen stattfin-
den, der einen zusatzlichen Verwaltungsaufwand bedeutet. Auch wenn
dieselbe Vergabestelle betroffen ist, wird sich der Verwaltungsaufwand
leicht erhéhen, da die Vergabestelle die Unterlagen aus abgelaufenen
Verfahren heranziehen muss.

Jahrlicher Erfullungsaufwand: 122.000 Euro
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Fallzahl: 4 434 pro Jahr

cirka 30 Vergabeverfahren pro Jahr im Median je Vergabestelle bei 739
offentlichen Auftraggebern (vergleiche S. 36, S. 37/38 Evaluierungsgut-
achten) = 22.170 Vergabeverfahren pro Jahr

Annahme, dass bei 20 Prozent aller Vergabeverfahren Angebote von Bie-
tern abgegeben werden, die sich innerhalb des vorangegangenen Jah-
res bereits bei demselben Auftraggeber beworben haben.

= 22.170 Verfahren pro Jahr x 0,20 = 4.434 Verfahren

Personalaufwand: 122.000 Euro

Mehraufwand je Vergabevorgang:

Personalkosten pro Fall: Lohnsatz 27,50 Euro pro Stunde (mittelwertige
Tatigkeit)/Zeitaufwand 60 Minuten

= 27,50 Euro x 4.434 Falle = 122.000 Euro

d) Einfiihrung eines vergabespezifischen Mindestlohns von 10,04
Euro (brutto) pro Stunde fiir staatliche Auftraggeber

Durch die (obligatorische) Einflihrung des vergabespezifischen Mindest-
lohns fiir staatliche Auftraggeber wird flr staatliche Auftraggeber eine
weitere gesetzliche Voraussetzung fiir die Vergabe o6ffentlicher Auftra-
ge geschaffen. Betroffen sind hier nur die unmittelbaren landeseigenen
Behdrden.

Es ist zu erwarten, dass diese Regelung zu einer Erhéhung des Preis-
niveaus bezuglich der zu vergebenden Auftrage fuhrt. Die Vorgabe des
vergabespezifischen Mindestlohns wird voraussichtlich dazu fuhren,
dass Unternehmen einen etwaigen Lohnkostenanstieg in das Angebot
einpreisen werden. Dies wird unter Umstanden auch eine Verteuerung
der Preise fur die staatlichen Auftraggeber zur Folge haben. In welchem
Umfang zusétzliche Kosten aufgrund solcher Preissteigerungen fiur die
staatlichen Auftraggeber entstehen, kann nicht ermittelt werden. Daten,
die eine solche Berechnung ermdglichten, liegen nicht vor.

Jedenfalls ist mit einer Erhdhung des Verwaltungsaufwandes aufseiten
der staatlichen Auftraggeber zu rechnen. Dies deswegen, weil die Ein-
fihrung des neuen Standards bei den staatlichen Vergabestellen neue
Prufungspflichten begrindet.

Jahrlicher Erflllungsaufwand: 34.000 Euro

Fallzahl: 5.670 pro Jahr

= cirka 30 Vergabeverfahren pro Jahr im Median je Vergabestelle (alle
Vergabearten) (vergleiche S. 37 Evaluierungsgutachten) bei 189 staat-
lichen Auftraggebern (unmittelbare Staatsverwaltung)

(vergleiche S. 36 Evaluierungsgutachten) = 5.670 Falle

Personalaufwand: 34.000 Euro

Mehraufwand je Vergabevorgang:

Personalkosten pro Fall: Lohnsatz 36,30 Euro pro Stunde (Tatigkeit ge-
hobener Dienst)/Zeitaufwand 10 Minuten pro Fall (fiir Uberpriifung Er-
klarungsformular von Bestbieter, dass heil3t ein Erklarungsformular pro
Vergabe)

= 6,05 Euro x 5.670 Falle = 34.000 Euro

e) Vergabe von OPNV-Leistungen nur an Unternehmen, die mindes-
tens ein Entgelt zahlen, das in Thiiringen fiir diese Leistung in ei-
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nem einschldgigen und reprasentativen Tarifvertrag vorgesehen ist,
der mit einer tariffahigen Gewerkschaft geschlossen wurde sowie
Regelung zum Betreiberwechsel bei Personenverkehrsdiensten

Nach der Neuregelung in § 10 Abs. 2, 3 ThirVgG neue Fassung ist die
Auftragsvergabe im Bereich des OPNV nicht mehr an Unternehmen
mdglich, die ihre Arbeitnehmer nach einem Haustarifvertrag bezahlen,
der gegebenenfalls im Vergleich zu einem reprasentativen Tarifvertrag
ein geringeres Tarifniveau vorsieht. Das fir Arbeit zustandige Ministe-
rium gibt im Einvernehmen mit dem fir das Verkehrswesen zustandi-
gen Ministerium im Thiringer Staatsanzeiger bekannt, welche Tarifver-
trage als reprasentativ im Sinne dieser Bestimmung anzusehen sind.
Das fur das Verkehrswesen zustandige Ministerium errichtet im Einver-
nehmen mit dem fur Arbeit zustadndigen Ministerium einen Ausschuss
aus Vertretern der Gewerkschaften und Arbeitgeber oder Arbeitgeber-
verbande, der bei der Feststellung der Reprasentativitat der Tarifvertra-
ge beratend mitwirkt.

Aufgrund dieses neuen Standards ist eine Erhdhung des Preisniveaus
bezlglich der zu vergebenden &ffentlichen Auftrage zu erwarten. Da-
bei ist davon auszugehen, dass Unternehmen durch die Verpflichtung
zur Zahlung eines Mindestentgelts einen etwaigen Lohnkostenanstieg
in das Angebot einpreisen werden. Dies kann zu einer Verteuerung der
Vergabe fuhren. Wie hoch die zusatzlichen Kosten aufgrund solcher
Preissteigerungen fur die 6ffentlichen Auftraggeber sein werden, kann
nicht ermittelt werden.

Die Einfiihrung dieser neuen Vorgabe begriindet bei den &ffentlichen Ver-
gabestellen keine zusatzlichen Prifungspflichten, die zu héheren Ver-
waltungsaufwendungen fihren. Fur die Landesverwaltung ergibt sich
jedoch ein geringfligiger Mehraufwand durch die Errichtung und Be-
treuung des beratenden Ausschusses.

Jahrlicher Erflllungsaufwand: 3.000 Euro

Fallzahl: einer pro Jahr
(Errichtung und Beratung Ausschuss beziglich reprasentativer Tarif-
vertrage)

Personalaufwand: 3.000 Euro

Personalkosten pro Fall: Lohnsatz 58,10 Euro pro Stunde (Tatigkeit ho-
herer Dienst)/Zeitaufwand 60 Stunden (Mehraufwand gegenulber bis-
herigem Verfahren: Festlegung/Einladung Ausschussmitglieder, Aus-
schusssitzungen)

= 58,10 Euro x 60 Stunden = 3.000 Euro Mehraufwand

Gemal § 10 a ThirVgG neue Fassung kénnen die 6ffentlichen Auftrag-
geber verlangen, dass der ausgewahlte Betreiber eines OPNV-Dienstes
die Arbeitnehmer des bisherigen Betreibers zu den Arbeitsbedingungen
Ubernimmt, die diesen von dem bisherigen Betreiber gewahrt wurden.
Da diese Kann-Regelung auf die bestehende Regelung der EG-Perso-
nenverkehrsdienste VO (Nr. 1370/2007) Bezug nimmt, werden keine
neuen Pflichten statuiert. Zudem kann keine Aussage darlber getroffen
werden, ob und in welchem Umfang die 6ffentlichen Auftraggeber von
dieser Kann-Regelung Gebrauch machen werden. Eine Einschatzung
Uber eine etwaige Erhéhung des Erflllungsaufwands beziehungsweise
der Angebotspreise ist daher nicht mdglich.
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f) Obligatorische Beriicksichtigung sozialer und umweltbezoge-
ner Aspekte bei gleichwertigen Angeboten durch Bonusregelung

Die Erweiterung der bestehenden "Bonusregelung" des § 13 ThurVgG
Bieter, die bestimmte Kriterien erfillen, bei der Zuschlagserteilung zu
bevorzugen, flihrt zu einem Anstieg der Verwaltungskosten bei den
Vergabestellen, da nunmehr stets entsprechende soziale oder umwelt-
bezogenen Aspekte vorzugeben sind. Entsprechende Vorgaben mius-
sen formuliert und verfahrensentsprechend ausgewertet und einbezo-
gen werden. Mehraufwand besteht jedoch nur insoweit als nicht bisher
schon von der Bonusregelung fakultativ Gebrauch gemacht wurde. Da-
ten hierzu liegen nicht vor, es wird ein Anteil von zehn Prozent geschatzt.

Jahrlicher Erfullungsaufwand: 724.000 Euro

Fallzahl: 2.217 pro Jahr

= cirka 30 Vergabeverfahren pro Jahr im Median je Vergabestelle bei 739
offentlichen Auftraggebern (vergleiche S. 36, S. 37/38 Evaluierungsgut-
achten) = 22.170 Vergabeverfahren pro Jahr

22.170 x 90 Prozent = 19.953 Falle

Annahme, dass bei 90 Prozent aller Vergabeverfahren zusatzlich Anga-
ben gemacht werden mussen bezlglich der Berticksichtigung sozialer
und umweltbezogener Aspekte

Personalaufwand: 724.000 Euro

Mehraufwand je Vergabevorgang:

Personalkosten pro Fall: Lohnsatz 36,30 Euro pro Stunde (mittelwerti-
ge Tatigkeit)/Zeitaufwand 1 Stunde (Formulierung der Kriterien, Priifung
der eingereichten Unterlagen)

= 36,30 Euro x 19.953 = 724.000 Euro

g) Einfiihrung der Unterschwellenvergabeordnung - Ubernahme in
Landesrecht (Ersatz der VOL/A Abschnitt 1)

hier: Ausweitung der Verhandlungsvergabe (friiher freihandige Ver-
gabe)

Nach § 1 Abs. 2 ThirVgG neue Fassung sind bei der Vergabe von Liefe-
rungen und Dienstleistungsauftragen unterhalb der EU-Schwellenwerte
die Regelungen der Unterschwellenvergabeordnung anzuwenden. Die
Unterschwellenvergabeordnung wird umfanglich und unverandert in Lan-
desrecht Gbernommen.

Die Mdoglichkeiten, die Verhandlungsvergabe (mit oder ohne Teilnahme-
wettbewerb/friiher: freihandige Vergabe mit oder ohne Teilnahmewettbe-
werb) zu wahlen, werden dadurch um vier neue Tatbestande ausgeweitet.
Dies bewirkt eine Einsparung von Kosten aufseiten der Vergabestellen.
Zwar war nach dem Evaluierungsgutachten aufgrund der geringen An-
zahl der eingegangenen Antworten im Bereich der freihdndigen Vergabe
ohne Teilnahmewettbewerb keine statistische Auswertung mdéglich (da
sich nahezu alle Angaben der Unternehmen auf die 6ffentliche Ausschrei-
bung bezogen, vergleiche S. 92); der zeitliche Aufwand fiir die Durch-
fihrung einer Verhandlungsvergabe (ohne Teilnahmewettbewerb) im
Gegensatz zur 6ffentlichen Ausschreibung wird von den Vergabestellen
jedoch vor allem im Hinblick auf die Erstellung von Vergabeunterlagen,
die Prifung und Wertung der Angebote, die Vergabeentscheidung, die
Dokumentation des Vergabeverfahrens und die Kontrolle der Erfillung
der Verpflichtungen des Auftragnehmers geringer eingeschatzt (verglei-
che S. 66 Evaluierungsgutachten).
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Jahrlicher Erflillungsaufwand: - 233.000 Euro

Fallzahl: 1.286

cirka 30 Vergabeverfahren pro Jahr im Median je Vergabestelle bei 739
offentlichen Auftraggebern (vergleiche S. 36, S. 37/38 Evaluierungsgut-
achten) = 22.170 Vergabeverfahren pro Jahr

= 22.170 Vergabeverfahren x 0,10 = 2.217

Annahme, dass von allen Vergabeverfahren, die bisher nicht freihandig
(mit oder ohne Teilnahmewettbewerb) beziehungsweise im Verhand-
lungsverfahren (mit oder ohne Teilnahmewettbewerb) vergeben wur-
den, zuklnftig zehn Prozent der Verfahren durch Verhandlungsverga-
be (mit oder ohne Teilnahmewettbewerb) abgewickelt werden kénnen.

= 2.217 Verfahren x 0,58 = 1.286 relevante Vergabeverfahren pro Jahr
(zusatzliche Vergaben im Verhandlungsverfahren statt 6ffentlicher/be-
schrankter Ausschreibung)

Vergabeverfahren, die bisher nicht freihandig (mit oder ohne Teilnah-
mewettbewerb) beziehungsweise im Verhandlungsverfahren (mit oder
ohne Teilnahmewettbewerb) vergeben wurden: cirka 58 Prozent. (ver-
gleiche S. 40 Evaluierungsgutachten)

Personalaufwand: - 233.000 Euro

Personalkostenersparnis pro Fall (Vergabeverfahren):

Lohnsatz 36,30 Euro pro Stunde (Tatigkeit gehobener Dienst) x Einspa-
rung Zeitaufwand cirka fliinf Stunden (300 Minuten) (cirka 21 Stunden
Dauer einer 6ffentlichen Ausschreibung im Unterschied zu cirka 15 Stun-
den Dauer einer freihandigen Vergabe beziehungsweise Verhandlungs-
vergabe jeweils ohne Teilnahmewettbewerb - vergleiche S. 66 letzter
Absatz Evaluierungsgutachten - ergibt sechs Stunden Einsparung Zeit-
aufwand pro Verhandlungsverfahren, abeziglich einer Stunde Mehrauf-
wand zur Begriindung der Ausnahme)

= 36,30 Euro pro Stunde x 5 Stunde x 1.286 Falle = 233.000 Euro

h) Einfiihrung der Unterschwellenvergabeordnung - Ubernahme in
Landesrecht (Ersatz der VOL/A Abschnitt 1)

hier: Erhohung des Schwellenwertes fiir Direktauftrage von 500
Euro auf 1.000 Euro

Nach § 1 Abs. 2 ThiarVgG neue Fassung sind bei der Vergabe von Lie-
ferungen und Dienstleistungsauftragen unterhalb der EU-Schwellenwer-
te die Regelungen der Unterschwellenvergabeordnung anzuwenden.
Die Unterschwellenvergabeordnung wird umfanglich und unverandert
in Landesrecht ibernommen.

Die Unterschwellenvergabeordnung sieht in § 14 eine Erhéhung der
Wertgrenze fir Direktauftrage fir Leistungen (Dienstleistungen und Lie-
ferungen) auf 1.000 Euro (ohne Umsatzsteuer) Auftragswert vor. Die-
se Erhéhung gegentiber der bisherigen Wertgrenze von 500 Euro (§ 3
Abs. 6 VOL/A) bewirkt eine Entlastung der Vergabestellen insbesonde-
re bei der Beschaffung von wertmafig geringen Standardleistungen im
Liefer- und Dienstleistungsbereich. Derartige Beschaffungen kdénnen
kiinftig schnell und einfach getatigt werden. Der zeitliche Aufwand wird
vor allem im Hinblick auf die Erstellung von Vergabeunterlagen, die Pri-
fung und Wertung der Angebote, die Vergabeentscheidung, die Doku-
mentation des Vergabeverfahrens und die Kontrolle der Verpflichtungen
des Auftragnehmers erheblich reduziert.

Jahrlicher Erfillungsaufwand: - 186.000 Euro
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Fallzahl: 426

cirka 30 Vergabeverfahren pro Jahr im Median je Vergabestelle bei 739
offentlichen Auftraggebern (vergleiche S. 36, S. 37/38 Evaluierungsgut-
achten)

=30 x 739 = 22.170 Vergabeverfahren pro Jahr

=22.170 x 0,703 = 15.586 Vergabeverfahren Uber Liefer- und Dienst-
leistungen sowie freiberufliche Leistungen (Unterschwellenbereich und
Oberschwellenbereich

(70,3 Prozent sind Liefer- und Dienstleistungen sowie freiberufliche Leis-
tungen (vergleiche S. 39 Evaluierungsgutachten)

= 15.586 x 27,3 Prozent = 4.256 Vergabeverfahren

Annahme, dass sich von diesen 15.586 Vergabeverfahren die Anzahl der
Direktauftrage aus der Menge der 27,3 Prozent aller Verhandlungsver-
gaben (beziehungsweise friher freihandigen Vergaben) ohne Teilnah-
mewettbewerb generiert:

= 4.256 x 10 Prozent = 426 zusatzliche Direktauftrage
Annahme, dass von diesen 4.256 Vergabeverfahren zusatzlich 10 Pro-
zent als Direktauftrag vergeben werden

Personalaufwand: - 186.000 Euro

Einsparung je Fall (zusatzlicher Direktauftrag):
Personalkostenersparnis pro Fall: Lohnsatz 36,30 Euro pro Stunde (ge-
hobener Dienst) x Zeitaufwand zwolf Stunden (Aufwand fir Verhand-
lungsvergabe beziehungsweise freihandige Vergabe 15 Stunden im Me-
dian (vergleiche Seite 66 Evaluierungsgutachten) abziiglich 3 Stunden
Aufwand fiir Direktauftrage)

= 36,30 Euro x 12 x 426 = 186.000 Euro

i) Einfiihrung der Unterschwellenvergabeordnung - verpflichtende
Einflihrung der E-Vergabe

Nach § 1 Abs. 2 ThirVgG neue Fassung sind bei der Vergabe von Liefe-
rungen und Dienstleistungsauftragen unterhalb der EU-Schwellenwerte
die Regelungen der Unterschwellenvergabeordnung anzuwenden. Ge-
maf § 7 Abs. 1, § 38 UVgO wird daher die Durchfihrung des Vergabe-
verfahrens im Wege der E-Vergabe verbindlich bis 2020 fur den Unter-
schwellenbereich vorgeschrieben.

Mit Einfihrung der E-Vergabe werden sich die Verfahrensablaufe inner-
halb der Verwaltung beschleunigen und die Verfahrens- und die sons-
tigen Kosten reduzieren. Fir die Verwaltung wird davon ausgegangen,
dass die Einfuhrung der E-Vergabe teilweise auch einen einmaligen
Aufwand fur den Erwerb von Softwarel6sungen zur Folge haben wird.

Zur Berechnung des Erfiillungsaufwandes beziehungsweise der Erspar-
nis beim Erfillungsaufwand wird die entsprechende ausfiihrliche Schat-
zung des Bundes bei der Einfiihrung der Unterschwellenvergabeordnung
herangezogen und diese, unter Verwendung der empirischen Daten des
Evaluierungsgutachtens, auf Thiringen bezogen.

aa) Einmaliger Sachaufwand: 173.000 Euro

Fallzahl: 259

= 739 Vergabestellen x 0,35 = 259 Vergabestellen

(Der Bund hat im Rahmen der Berechnung des Erflllungsaufwandes an-
genommen, dass 35 Prozent aller Vergabestellen IKT-Gerate und Pro-
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gramme neu anschaffen missen, um zukiinftig E-Vergaben durchzu-
fihren zu kénnen.)

= 259 Vergabestellen x 667 Euro = 173.000 Euro

(Der Bund hat im Rahmen der Berechnung des Erfillungsaufwandes
berechnet, dass die Anschaffungskosten fiir neu anzuschaffende IKT-
Gerate und Programme durchschnittlich 667 Euro betragen.)

Einmaliger Aufwand zur Anschaffung von IKT-Geraten und Software:
173.000 Euro

bb) Jahrlicher Erfillungsaufwand: - 408.000 Euro

Fallzahl: 5.626

(Die hier relevante Fallzahl entspricht derjenigen, die oben fiir den Be-
reich der Wirtschaft als Anzahl der Vergabeverfahren berechnet wurde,
fur die zukiinftig E-Vergabeverfahren durchzufiihren sind)

Personalaufwand: - 408.000 Euro

(Nach den Schatzungen des Bundes belauft sich die Zeitersparnis fir

die einzelnen Prozessschritte sowie die entsprechenden Lohnstunden-

kosten wie folgt:

» Bereitstellen der Vergabeunterlagen: 82 Minuten und 27,50 Euro/
Stunde
=82 x (27,50 Euro/60 Minuten) x 5.626 Vergabeverfahren = 211.000
Euro

*  Kommunikation wahrend der Angebotsphase : sechs Minuten und
36,30 Euro/Stunde
= 6 x (36,30 Euro/60 Minuten) x 5.626 Vergabeverfahren = 20.000
Euro

* Annahme von Teilnahmeantragen und Angeboten: 6 Minuten und
27,50 Euro/Stunde
=6 x (27,50 Euro/60 Minuten) x 5.626 Vergabeverfahren x 3 Ange-
bote = 46.000 Euro

» Mitteilung an Bieter: elf Minuten und 36,30 Euro/Stunde
=11 x (36,30 Euro/60 Minuten) x 5.626 Vergabeverfahren = 38.000
Euro

» Abschluss des Vorgangs: der Bund beziffert die Einsparung auf 16,44
Euro/Verfahren
= 16,44 x 5.626 Vergabeverfahren = 93.000 Euro

j) Evaluierung des Thiiringer Vergabegesetzes nach a) acht Jahren
und b) nach vier Jahren betreffend die Wirkung des vergabespezi-
fischen Mindestlohns

Gemal § 20 Abs. 1 ThuarVgG wird das Thuringer Vergabegesetz acht
Jahre nach Inkrafttreten dieser Gesetzesanderung evaluiert. GemaR Ab-
satz 2 erfolgt im Hinblick auf die Wirkung des vergabespezifischen Min-
destlohns bereits eine Evaluierung nach vier Jahren. Durch diese Rege-
lungen entsteht fur die Verwaltung jeweils ein einmaliger Mehraufwand.
Dieser besteht in den Sachkosten flr die Anfertigung diesbeziglicher
Gutachten sowie in den Bearbeitungskosten fur deren Ausschreibung,
Begleitung und Auswertung.

a) Evaluierung des gesamten Gesetzes nach acht Jahren

Einmaliger Erfillungsaufwand: 148.000 Euro
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Fallzahl: 1

Einmaliger Sachaufwand: cirka 120.000 Euro
(Vergabe eines Gutachtens)

Einmaliger Personalaufwand: 28.000 Euro

Personalkosten: Lohnsatz 58,10 Euro pro Stunde (Tatigkeit hdherer
Dienst)/Zeitaufwand cirka 480 Stunden (3 Monate) (Ausschreibung, Be-
gleitung und Auswertung des Gutachtens Uber die Evaluierung)

= 58,10 Euro x 480 = 28.000 Euro

b) Evaluierung der Wirkung des vergabespezifischen Mindestlohns nach
vier Jahren

Einmaliger Erfullungsaufwand: 49.000 Euro
Fallzahl: 1

Einmaliger Sachaufwand: cirka 40.000 Euro
(Vergabe eines Gutachtens, Schatzung ein Drittel der Kosten eines um-
fassenden Gutachtens)

Einmaliger Personalaufwand: 9.000 Euro

Personalkosten: Lohnsatz 58,10 Euro pro Stunde (Tatigkeit hoherer
Dienst)/Zeitaufwand cirka 160 Stunden (1 Monat) (Ausschreibung, Be-
gleitung und Auswertung des Gutachtens ber die Evaluierung)

= 58,10 Euro x 160 = 9.000 Euro

k) Beriicksichtigung des Lebenszyklusprinzips bei der Beschaffung
von Investitionsgiitern

Gemal § 4 Abs. 1 ThirVgG neue Fassung ist bei der Beschaffung von
Investitionsgitern in geeigneten Fallen das Lebenszyklusprinzip zu be-
achten. In diesen Fallen wird der Bearbeitungsaufwand zum Erstellen
der Angebotsunterlagen steigen, da erhéhte Darlegungen zu den Be-
triebskosten, der Nutzungsdauer und den Entsorgungskosten erforderlich
sind. Die Beriicksichtigung des Lebenszyklusprinzips bei der Beschaf-
fung von Investitionsgiitern kann zwar mit héheren Anschaffungskosten
verbunden sein, es wird jedoch davon ausgegangen, dass diese durch
geringere Verbrauchskosten und eine l1angere Nutzdauer ausgeglichen
beziehungsweise unterschritten werden kénnen.

Jahrlicher Erflllungsaufwand: 543.000 Euro

Fallzahl: 19.953

= cirka 30 Vergabeverfahren pro Jahr im Median je Vergabestelle bei
739 offentlichen Auftraggebern (vergleiche S. 36, S. 37/38 Evaluierungs-
gutachten)

= 22.170 Vergabeverfahren pro Jahr

Davon 60,3 Prozent Liefer- und Dienstleistungen und 30,0 Prozent Bau-
leistungen (vergleiche S. 39 Evaluierungsgutachten). Es wird unterstellt,
dass von den Liefer- und Dienstleistungen 50 Prozent und von den Bau-
leistungen 100 Prozent die Beschaffung von Investitionsgiitern betref-
fen. Danach betrifft die Investitionsgliterbeschaffung cirka 60 Prozent der
Gesamtbeschaffungen. Weiter wird unterstellt, dass davon cirka 50 Pro-
zent fur eine Lebenszyklusbetrachtung geeignet sind.
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22.170 Vergabeverfahren pro Jahr x 0,30 = 6.651 Vergabeverfahren zur
Beschaffung von Investitionsgltern

= 6.651 Verfahren x 3 = 19.953 Falle (Anzahl der Angebote)

cirka drei Bieter je Vergabeverfahren

(funf Bieter im Median bei 6ffentlichen Ausschreibungen/cirka 35Prozent
an der Gesamtzahl aller Vergabeverfahren; vergleiche S. 40/41, Evaluie-
rungsgutachten; drei Bieter im Median bei beschrankten Ausschreibun-
gen/cirka 23 Prozent an der Anzahl aller Vergabeverfahren; zwei Bieter
im Median bei freihdndigen Vergaben/cirka 42 Prozent an der Anzahl
aller Vergabeverfahren; vergleiche S. 40, S. 72 Evaluierungsgutachten)

Personalaufwand: 543.000 Euro

Zusatzliche Kosten pro Angebotsbearbeitung:

Personalkosten pro Fall: Lohnsatz 36,30 Euro pro Stunde (gehobener
Dienst)/Zeitaufwand cirka 45 Minuten

27,22 Euro x 19.953 = 543.000 Euro

Aufseiten der 6ffentlichen Haushalte steht einer geschatzten jahrlichen
Kostenbelastung von 1.426.000 Euro pro Jahr - zuzlglich eines einma-
ligen Aufwands in Héhe von insgesamt 370.000 Euro - eine geschatz-
te jahrliche Kostenentlastung von 2.193.000 Euro pro Jahr gegenuber.
Es ergibt sich somit fur die 6ffentlichen Haushalte eine laufende jahrli-
che Einsparung von 767.000 Euro pro Jahr (exclusive des einmaligen
Aufwands).

3.2 Die kommunalen Gebietskorperschaften

Far die kommunalen Haushalte ergibt sich eine Kostenentlastung. Die
Ersparnis beim Erfillungsaufwand der 6ffentlichen Haushalte konnte je-
doch nur fir sdmtliche 6ffentlichen Auftraggeber errechnet werden; er
ist nicht gesondert bezifferbar.

B. Zu den einzelnen Bestimmungen
Zu Artikel 1 (Anderung des Thiiringer Vergabegesetzes)
Zu Nummer 1 (§ 1 Sachlicher Anwendungsbereich)

Aufgrund der bundesgesetzlichen Novellierung des Teil 4 des Gesetz-
es gegen Wettbewerbsbeschrankungen (GWB) und der Vergabeverord-
nung (VgV) werden in Absatz 1 und Absatz 2 die Verweisungen auf die
Vorschriften des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen und der
Vergabeverordnung an die diesbezuglich neu benannte Paragraphen-
Zahlung angepasst.

Die im bisherigen Absatz 1 angegebene Vorschrift des § 99 GWB zur
Definition der 6ffentlichen Auftrage enthielt in der dortigen in Bezug ge-
nommenen Fassung des GWB vom 15. Juli 2005 (BGBI. | S. 2114; 2009,
3850) die Definition von Bauauftragen, Liefer- und Dienstleistungsauftra-
gen. Aufgrund mehrfacher Anderungen des § 99 GWB wurde zwischen-
zeitlich eine Regelung zu Baukonzessionen in die Vorschrift des § 99
GWB aufgenommen, wahrend die Dienstleistungskonzessionen weiter-
hin nicht vom Anwendungsbereich des Gesetzes gegen Wettbewerbs-
beschrankungen erfasst wurden. Durch die Novellierung des Teils 4 des
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen, die am 18. April 2016 in
Kraft getreten ist, sind die 6ffentlichen Auftrage nunmehrin § 103 GWB
definiert, der eine Bestimmung der Baukonzessionen nicht mehr ent-
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halt. Diese sind, und erstmalig auch die Dienstleistungskonzessionen,
in einer eigenstandigen Vorschrift, getrennt von den 6ffentlichen Auftra-
gen, geregelt (§ 105 GWB). Durch die Bezugnahme auf die Fassung des
§ 99 GWB in der Bekanntmachung vom 15. Juli 2005 (BGBI. | S. 2114;
2009, 3850) wird deutlich, dass das Gesetz ausschlieBlich fir die Ver-
gabe der klassischen offentlichen Auftrage (Bau-, Liefer- und Dienstleis-
tungsauftrage) gelten sollte. Daher spricht der Wortlaut des Gesetzes
in Absatz 1 und Absatz 2 auch nur von der Vergabe von Bauauftragen,
Liefer- und Dienstleistungsauftragen. Der sachliche Anwendungsbereich
sollte somit nur die klassischen o6ffentlichen Auftrage umfassen. Dass
die Konzessionen nicht zu den klassischen o6ffentlichen Auftragen ge-
horen, zeigen die nunmehr separaten Regelungen zur Definition der 6f-
fentlichen Auftrage in § 103 GWB und zur Definition der Konzessionen
in § 105 GWB. Im Hinblick auf die in Bezug genommene Ausgangs-Fas-
sung des § 99 GWB (s. oben) und den dadurch zum Ausdruck gekom-
menen Willen, auf die klassischen oOffentlichen Auftrdge (Bauauftrage,
Liefer- und Dienstleistungsauftrage) abzustellen, wird zur Wahrung des
Gleichklangs mit dem urspriinglichen sachlichen Anwendungsbereich
des Gesetzes weiterhin auf die Vergabe o6ffentlicher Auftrage im Sinne
des § 103 GWB abgestellt.

Der genannte § 104 GWB beschreibt die verteidigungs- oder sicherheits-
spezifischen &ffentlichen Auftrage. Bei diesen Auftrdgen handelt es sich
auch um offentliche Auftréage Uber Liefer-, Bau- und Dienstleistungen, je-
doch solche der besonderen Art. Die urspriinglich in Bezug genomme-
ne Fassung des § 99 GWB erfasste mit den dort enthaltenen Definitio-
nen fur Liefer-, Bau- und Dienstleistungsauftrdge auch diese speziellen
Auftrdge. Im Zuge der vielfachen Novellierungen des Gesetzes gegen
Wettbewerbsbeschrankungen wurden verteidigungs- und sicherheitsre-
levante Auftrage im § 99 GWB ausdricklich geregelt. In der am 18. Ap-
ril 2016 in Kraft getretenen Novelle des Gesetzes gegen Wettbewerbs-
beschrankungen sind diese speziellen 6ffentlichen Auftrage nunmehr in
einer eigenstandigen Vorschrift enthalten. Im Hinblick darauf, dass es
sich bei diesen Auftradgen grundsatzlich um 6ffentliche Auftrdge im Sin-
ne von Bau-, Liefer- und Dienstleistungsauftragen handelt, ist daher im
sachlichen Anwendungsbereich auch § 104 GWB zu nennen. In Anleh-
nung an die fUr derartige Vergaben fir den Bereich oberhalb der EU-
Schwellenwerte im Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrankungen gere-
gelte Ausnahme (§ 145 GWB) gilt diese Ausnahme nach Absatz 3 auch
fur den Anwendungsbereich dieses Gesetzes. Diese Ausnahme ist da-
mit auch auf entsprechende Vergaben im Unterschwellenbereich anzu-
wenden (siehe Begrindung zu Absatz 3).

In Absatz 1 entfallt zur Klarstellung die Formulierung "in Thuringen". Der
sachliche Anwendungsbereich regelt, welche Bestimmungen bei der Ver-
gabe offentlicher Auftrage von den nach dem Gesetz bestimmten Auf-
traggebern anzuwenden sind. In Anbetracht des mit der Regelung zum
sachlichen und personlichen Anwendungsbereich zusammen zu betrach-
tenden Sinnes und Zweckes, den gesetzlich definierten Auftraggebern
vorzugeben, welche vergaberechtlichen Bestimmungen von diesen an-
zuwenden sind, ist die bisherige Formulierung irrefihrend. Der sachli-
che Anwendungsbereich istimmer im Zusammenhang mit dem persén-
lichen Anwendungsbereich zu sehen. Dass heil3t, die nach dem Gesetz
festgelegten Auftraggeber haben die durch das Gesetz vorgegebenen
vergaberechtlichen Bestimmungen auch fir die Vergabe 6ffentlicher Auf-
trage aullerhalb Thiringens zu beachten (zum Beispiel Auftrage betref-
fend die Landesvertretung Thiringen in Berlin). Der mit den Regelungen
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des Gesetzes verfolgte Sinn und Zweck kommt durch eine sprachliche
Glattung nunmehr eindeutig zum Ausdruck.

In Absatz 2 bringt die Formulierung "ungeachtet der Auftragswertgrenzen
des Absatzes 1" klarstellend ohne inhaltliche Anderung zum Ausdruck,
dass auch unterhalb der Anwendungswertgrenzen des Absatzes 1, un-
terhalb der die Bestimmungen des Thuringer Vergabegesetzes nicht
anwendbar sind, gleichwohl die in Absatz 2 genannten, fur den Unter-
schwellenbereich geltenden Verfahrensordnungen anzuwenden sind.

Nach Absatz 2 sind bei der Vergabe von Liefer- und Dienstleistungs-
auftragen unterhalb der EU-Schwellenwerte nunmehr die Regelungen
der Unterschwellenvergabeordnung anzuwenden. Die Unterschwellen-
vergabeordnung ersetzt die bisherige VOL/A Abschnitt 1, die das Thi-
ringer Vergabegesetz bislang in Kraft gesetzt hatte. Die Unterschwel-
lenvergabeordnung wurde vom Bund unter Beteiligung der Lander zur
Vereinheitlichung der Verfahrensvorschriften fur die Vergabe von Lie-
fer- und Dienstleistungsauftrégen im Unterschwellenbereich erarbeitet.
Der Bund hat mit Wirkung zum 2. September 2017 seine Vergabestel-
len zur Anwendung der Unterschwellenvergabeordnung durch die Neu-
fassung der Allgemeinen Verwaltungsvorschriften zu § 55 der Bundes-
haushaltsordnung verpflichtet. Auch die anderen Lander haben oder
werden voraussichtlich fiir ihre Vergabestellen die Geltung der Unter-
schwellenvergabeordnung anordnen. Fir Thidringen werden die Rege-
lungen der Unterschwellenvergabeordnung, wie bisher die Regelun-
gen des Abschnitts 1 der VVergabe- und Vertragsordnung fiir Leistungen
(VOL), nunmehr fur anwendbar erklart. Die Anwendbarkeit der VOB/A
Abschnitt 1 ist bereits geltende Rechtslage. Erganzend wird in diesem
Zusammenhang darauf hingewiesen, dass die ausdrtickliche Nennung
des Teils B der Vergabe- und Vertragsordnung fir Leistungen (VOL/B)
und des Teils B der Vergabe- und Vertragsordnung fiir Bauleistungen
(VOB/B) nicht erforderlich ist. Zur Anwendung der VOL/B und der VOB/B
sind bereits Regelungen in der Vergabe- und Vertragsordnung fir Bau-
leistungen und in der Unterschwellenvergabeordnung enthalten. Auf-
grund der Anwendung der Vergabe- und Vertragsordnung fiir Bauleis-
tungen und in der Unterschwellenvergabeordnung kommen damit auch
die Regelungen der VOL/B und der VOB/B zur Anwendung. Im Hinblick
auf die ausdriickliche Nennung der im Unterschwellenbereich anzuwen-
denden Verfahrensordnungen ware das Beibehalten der Aussage des
bisherigen letzten Halbsatzes des Satzes 1 redundant. Daher ist dieser
Halbsatz entbehrlich.

In Absatz 2 Satz 2 ist die Einfigung des Begriffs der Verhandlungsver-
gabe eine redaktionelle Anpassung an die Begrifflichkeit in der Unter-
schwellenvergabeordnung. Der Begriff der Verhandlungsvergabe wird
in der Unterschwellenvergabeordnung verwendet. Der Begriff der Ver-
handlungsvergabe entspricht dem der bisherigen Freihandigen Verga-
be; er ersetzt flir den Bereich der Liefer- und Dienstleistungen im Unter-
schwellenbereich den Begriff der Freihandigen Vergabe. Da der Begriff
der Freihandigen Vergabe aber in der VOB/A weiterhin verwendet wird,
ist es erforderlich, beide Termini anzugeben.

In Absatz 2 Satz 2 wird der Begriff der "Vergabe- und Vertragsordnun-
gen" an die geltenden Verfahrensordnungen angepasst. Die flr die Re-
gelung des Satzes 2 mafgeblichen, im Unterschwellenbereich gelten-
den Verfahrensordnungen werden konkret benannt; in diesem Fall sind
das die Vergabe- und Vertragsordnung fiir Bauleistungen und die Un-
terschwellenvergabeordnung.
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Zur Beschaffung preisgebundener Schulblicher enthalt das Gutachten
zur Evaluierung des Thiringer Vergabegesetzes die Empfehlung, eine
diesbezligliche Ausnahmeregelung zu schaffen. Diese Empfehlung wird
durch die Regelung in Absatz 2 Satz 3 umgesetzt.

Zur Festlegung von Einzelheiten der Verfahren in der Thiringer Verwal-
tungsvorschrift zur Vergabe 6ffentlicher Auftrage wird die entsprechende
Einflgung in Absatz 2 Satz 2 aufgenommen. Von derin § 8 Abs. 4 Nr. 17
UVgO fiir die Lander bzw. Landesministerien eréffneten Moglichkeit wur-
de Gebrauch gemacht. Hinsichtlich der Verfahren der Verhandlungsver-
gabe mit oder ohne Teilnahmewettbewerb wird auf die diesbezlgliche Be-
stimmung des § 12 Unterschwellenvergabeordnung (UVgO) verwiesen.

Mit der Aufnahme des neuen Satzes 4 in Absatz 2 wird klargestellt, dass
die Regelungen des Thuringer Vergabegesetzes und aufgrund des Thi-
ringer Vergabegesetzes den Regelungen der im Unterschwellenbereich
anzuwendenden Vergabe- und Vertragsordnung fir Bauleistungen und
der Unterschwellenvergabeordnung vorgehen.

Ziel der Regelung des Absatzes 3 Nummer 1 ist es, die fir den Be-
reich oberhalb der EU-Schwellenwerte im Gesetz gegen Wettbewerbs-
beschrankungen (GWB) flir die Vergabe offentlicher Auftrage geregel-
ten Ausnahmen von der Anwendbarkeit des Teils 4 des Gesetzes gegen
Wettbewerbsbeschrankungen auch fiir den Geltungsbereich dieses Ge-
setzes und damit auch fir die Vergaben im Unterschwellenbereich anzu-
wenden. Das bedeutet, dass fur die Anwendbarkeit dieses Gesetzes die
genannten Ausnahmeregelungen des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schrankungen entsprechend gelten. Die Unterschwellenvergabeordnung
Ubernimmt diese Ausnahmen fiir die Vergabe von Liefer- und Dienstleis-
tungsauftragen. Eine vergleichbare Vorschrift findet sich in Abschnitt 1
der VOB/A nicht. Es ist jedoch nicht darstellbar, an Vergaben unterhalb
der EU-Schwellenwerte hohere Anforderungen zu stellen als an Verga-
ben oberhalb der europarechtlichen Schwellenwerte. Daher sollen die
Ausnahmen vom Anwendungsbereich des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschrankungen auch fir den Anwendungsbereich dieses Ge-
setzes gelten und somit auch fiir die Vergabe von Bauauftragen im Un-
terschwellenbereich implementiert werden.

Die Regelung in Absatz 3 Nummer 2 stellt klar, dass flir die Vergabe von
Sektorenauftragen die Bestimmungen des Thiringer Vergabegesetzes
nicht anzuwenden sind. Dabei handelt es sich nur um die Vergabe von
Auftragen durch Sektorenauftraggeber zum Zweck der Austibung einer
Sektorentatigkeit. Die Regelung gibt die geltende Rechtslage zur An-
wendung des Thuringer Vergabegesetzes wieder. In Ermangelung ei-
ner bisherigen Regelung im Thiringer Vergabegesetz wurde die Frage
bislang in dem Rundschreiben zur Anwendung des Thiringer Vergabe-
gesetzes und der Thiiringer Richtlinien zum Offentlichen Auftragswesen
vom 11. April 2011 sowie in der Thiringer Verwaltungsvorschrift zur Ver-
gabe offentlicher Auftrage vom 16. September 2014 klargestellt. Die Auf-
nahme dieser klarstellenden Regelung ist zur eindeutigen Bestimmung
des Anwendungsbereichs der Bestimmungen des Thuringer Vergabe-
gesetzes sachlich geboten.

Die Regelung in Absatz 3 Nummer 3 gibt die geltende Rechtslage zur Ver-
gabe freiberuflicher Leistungen im Unterschwellenbereich wieder, die bis-
lang in der Thuringer Verwaltungsvorschrift zur Vergabe 6ffentlicher Auf-
trage vom 16. September 2014 dargestellt ist. Diese Rechtslage kommt
auch in § 50 der Unterschwellenvergabeordnung zum Ausdruck, der zur
Vergabe von freiberuflichen Leistungen eine Sonderregelung zu den Ub-
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rigen Vorschriften der Unterschwellenvergabeordnung enthalt. Die Vor-
schrift des § 50 der Unterschwellenvergabeordnung greift die Regelung
des § 55 der Bundeshaushaltsordnung beziehungsweise des § 55 der
Thiringer Landeshaushaltsordnung auf und stellt klar, dass auch frei-
berufliche Leistungen grundsatzlich im Wettbewerb zu vergeben sind.
In der Bekanntmachung der Erlauterungen zur Unterschwellenverga-
beordnung vom 2. Februar 2017 (BAnz AT 07.02.2017 B2) wird zu § 50
der Unterschwellenvergabeordnung ausgefiihrt, dass bei der Vergabe
von freiberuflichen Leistungen ohne Bindung an die tbrigen Vorschrif-
ten der Unterschwellenvergabeordnung so viel Wettbewerb zu schaf-
fen ist, wie dies nach der Natur des Geschafts oder nach den besonde-
ren Umstanden moglich ist. Durch die Verweisung auf § 50 UVgO wird
sein Regelungsgehalt aus Griinden der Rechtsklarheit und Rechtsein-
deutigkeit in das Gesetz aufgenommen.

Der neue Absatz 4 regelt die Anwendbarkeit des Gesetzes, wenn meh-
rere Auftraggeber zusammenwirken und Auftrdge vergeben. Die Rege-
lung gibt dem Auftraggeber auf, mit den anderen in der Vorschrift ge-
nannten Auftraggebern eine Einigung hinsichtlich der Geltung der Inhalte
dieses Gesetzes anzustreben, eréffnetihm aber auch eine Abweichung,
sollte eine Einigung nicht méglich sein.

Zu Nummer 2 (§ 2 Persoénlicher Anwendungsbereich)
Zu Buchstabe a (Absatz 1)

Die Erganzung in Absatz 1 Satz 2 ist deklaratorischer Rechtsnatur. Die
Evaluierung des Thiringer Vergabegesetzes hat ergeben, dass die Uber-
wiegende Mehrheit der aufseiten der Vergabestellen mit der Auftragsver-
gabe befassten Beschéftigten nicht explizit fir die Durchfiihrung von Ver-
gabeverfahren ausgebildet ist. Der Hinweis auf die Sicherstellung eines
angemessenen Ausbildungsniveaus bringt die Notwendigkeit der Pro-
fessionalisierung der Auftragsvergabe im Hinblick auf ihre zunehmen-
de Komplexitat und eine starker strategisch ausgerichtete Beschaffung
zum Ausdruck. Dies bedeutet, dass mit einer Verwaltungsaufgabe Per-
sonal betraut wird, das geeignet und in der Lage ist, die Aufgabe rechts-
konform und ordnungsgemafn durchzufihren. In dieser Hinsicht ist der
Hinweis als Appell an die diesbezlglich bestehende Verantwortung der
Auftraggeber zu verstehen.

Zu Buchstabe b (Absatz 3)

Die geénderte Verweisung in Absatz 3 stellt eine redaktionelle Anderung
und Anpassung an die im Teil 4 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schrankungen (GWB) neu benannte Paragraphen-Zahlung dar.

Zu Nummer 3 (§ 3 Mittelstandsforderung)
Zu Buchstabe a (Absatz 1)

Die Einfligung des Begriffs der Verhandlungsvergabe ist eine redaktio-
nelle Anpassung an die Unterschwellenvergabeordnung. Der Begriff der
Verhandlungsvergabe wird in der Unterschwellenvergabeordnung ver-
wendet. Der Begriff der Verhandlungsvergabe entspricht dem der bishe-
rigen Freihandigen Vergabe; er ersetztim Unterschwellenbereich fiir den
Bereich der Liefer- und Dienstleistungen den Begriff der Freihandigen
Vergabe. Da der Begriff der Freihandigen Vergabe aber in der VOB/A
weiterhin verwendet wird, ist es erforderlich, beide Termini anzugeben.
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Zu Buchstabe b (Absatz 2)

Die Anderung ist eine redaktionelle Folgeénderung zur Bestimmung der
Anwendbarkeit der Unterschwellenvergabeordnung nach § 1 Abs. 2.
Es wird die Bezeichnung der nunmehr fur die Vergabe von Liefer- und
Dienstleistungsauftragen im Unterschwellenbereich geltenden neuen Ver-
fahrensordnung aufgenommen. Zudem ist in die Aufzdhlung die ab dem
18. April 2016 geltende Vergabeverordnung aufzunehmen, in die der fur
den Oberschwellenbereich geltende Abschnitt 2 der Vergabe- und Ver-
tragsordnung fir Leistungen integriert wurde.

Zu Buchstabe ¢ (Absatz 3)

Die Umformulierung des Satzes stellt gegenliber der Formulierung in
dem bisherigen Absatz 3 Satz 1 eine redaktionelle Anpassung an die in
den Bestimmungen zur Ver6ffentlichung von Auftragsbekanntmachungen
der Vergabeverordnung (§ 40 Abs. 2 und 3 VgV) und der Unterschwel-
lenvergabeordnung (§ 28 Abs. 1 UVgO) verwendete Formulierung dar.

Aufgrund dieser neuen Regelung haben Auftraggeber die Bekanntma-
chung ihrer 6ffentlichen Ausschreibungen und 6ffentlichen Teilnahmewett-
bewerbe auf der zentralen Landesvergabeplattform zu veroffentlichen.
Durch die erfolgte Aufhebung des Kabinettbeschlusses lll. 1. der 135. Ka-
binettsitzung vom 20. Juli 1993 entfallt die Verpflichtung der staatlichen
Auftraggeber, die Bekanntmachung ihrer 6ffentlichen Ausschreibungen
und offentlichen Teilnahmewettbewerbe im Thiringer Staatsanzeiger zu
veroffentlichen. Die Evaluierung des Thiringer Vergabegesetzes hat ge-
zeigt, dass die Veroffentlichungspflicht im Thiringer Staatsanzeiger nicht
mehr zeitgemal ist und von den Vergabestellen als zu kosten- und zeitin-
tensiv angesehen wird. Dementsprechend istim Evaluierungsgutachten
eine Handlungsempfehlung zur Abschaffung der doppelten Veroffentli-
chungspflicht enthalten. Durch die Abschaffung der Veréffentlichungs-
pflicht im Thiringer Staatsanzeiger werden der Verwaltungs- und Bliro-
kratieaufwand sowie die Kosten reduziert.

Die Verpflichtung zur Verdffentlichung auf der Internetseite des offent-
lichen Auftraggebers oder einer Internetplattform folgt zudem aus § 28
UVgO. Die Anderung bestimmt lediglich den Ort der elektronischen Be-
kanntmachung, die Landesvergabeplattform. Durch die Einbeziehung der
Auftraggeber nach § 2 in die Pflicht zur Veréffentlichung auf der zentra-
len Landesvergabeplattform wird fur die Wirtschaft eine Vereinfachung
erzielt, da Unternehmen fiir die Recherche 6ffentlicher Auftrdge nur noch
eine Veroffentlichungsstelle prifen missen. Anzumerken ist, dass die
Bekanntmachung eines zu vergebenden 6ffentlichen Auftrags im Ober-
schwellenbereich nach den hierfur geltenden Vergabevorschriften zu er-
folgen hat und zu verdffentlichen ist.

Es wird zur Klarstellung darauf hingewiesen, dass davon die Vorschrif-
ten zur Kommunikation und Durchfiihrung von Vergabeverfahren mithilfe
elektronischer Mittel unberihrt bleiben. Die Durchfiihrung von Vergabe-
verfahren und die Kommunikation in Vergabeverfahren mithilfe elektro-
nischer Mittel bestimmen sich nach den hierfir maf3geblichen bundes-
gesetzlichen Vergabevorschriften fir den Oberschwellenbereich (GWB,
VgV, VOB/A) und nach den jeweils einschlagigen Verfahrensvorschrif-
ten flr den Unterschwellenbereich (VOB/A und UVgO).
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Zu Nummer 4 (§ 4 Umweltvertragliche Beschaffung, Beriicksichti-
gung umweltbezogener und sozialer Aspekte)

Zu Buchstabe a (Uberschrift)

Im Hinblick auf die Aufnahme der Regelung in Absatz 1 wird die Uber-
schrift entsprechend ergénzt. Die Anderung der Worte "6kologische und
soziale Kriterien" in "umweltbezogene und soziale Aspekte" ist rein re-
daktioneller Natur und dient der Angleichung an die verwendeten Worte
in § 97 Abs. 3 GWB; eine inhaltliche Anderung ist damit nicht verbunden.

Zu Buchstabe b (Absatz 1)

Die Regelung weist bei der Beschaffung eines Investitionsgutes auf die
Berucksichtigung des so genannten Lebenszyklusprinzips hin. Nach die-
sem Prinzip werden nicht nur die Anschaffungskosten, sondern auch die
Kosten der Nutzung (zum Beispiel Betriebspersonalkosten, Instandhal-
tungskosten, Energie- und Verbrauchskosten) und der Entsorgung eines
Produktes betrachtet. Die Regelung dient dazu, bei der Beschaffung ei-
nes Investitionsgutes zum Beispiel auch Aspekte der Langlebigkeit, der
Wiederverwendbarkeit oder der Verwertbarkeit in die Betrachtung ein-
zubeziehen und zu bedenken. Die Vorschrift zielt somit darauf ab, bei
der Beschaffung von Investitionsgltern u.a. die Umweltvertraglichkeit in
den Blick zu nehmen. Den Beduirfnissen der Praxis nach einer flexiblen
Handhabung und dem Gebot der Wirtschaftlichkeit wird durch die For-
mulierung "in geeigneten Fallen" Rechnung getragen. Die Formulierung,
dass bei der Beschaffung eines Investitionsgutes in geeigneten Fallen auf
die Berucksichtigung des Lebenszyklusprinzips hingewirkt werden soll,
ist auf ein diesbezlgliches qualifiziertes Bemihen gerichtet. Im geeig-
neten Fall bedeutet dieses Bemiihen zu priifen, ob und in welchem Um-
fang bei der Beschaffung eines Investitionsgutes das Lebenszyklusprin-
zip Bertiicksichtigung finden kann. Dies gewahrleistet Flexibilitat in den
Bereichen, in denen Griinde fir die Nicht-Berticksichtigung oder Hinder-
nisse fir die Beriicksichtigung des Lebenszyklusprinzips bestehen. Unter
Investitionsgitern sind materielle und immaterielle Guiter zu verstehen,
die nicht zum Verbrauch, sondern zur langerfristigen beziehungsweise
mehrmaligen Nutzung bestimmt sind. Im Hinblick auf die haushaltsrecht-
liche Natur des Vergaberechts wird der Begriff des Investitionsgutes aus
Griinden eines 6konomischen, nachhaltigen und effizienten Handelns
der offentlichen Auftraggeber durch einen Stlickwert in Hohe eines Be-
trages festgelegt. Absatz 1 kommt in Betracht, wenn die Lieferung ei-
nes Investitionsgutes Hauptleistungsgegenstand der Beschaffung oder
wesentlicher Bestandteil einer Dienst- oder Bauleistung ist.

Zu Buchstabe ¢ (Absatz 2)

Der bisherige Wortlaut des § 4 wird unverandert als Absatz 2 Gbernom-
men. Die Anderung der Worte "dkologische und soziale Belange" in
"umweltbezogene und soziale Aspekte" ist rein redaktioneller Natur und
dient der Angleichung an die verwendeten Worte in § 97 Abs. 3 GWB;
eine inhaltliche Anderung ist damit nicht verbunden.

Zu Buchstabe d (Absatz 3)

Der Katalog der aufgelisteten umweltbezogenen und sozialen Aspekte
stellt eine beispielhafte Nennung dar. Aufgrund der Formulierung "insbe-
sondere" ist die aufgefiihrte Nennung der in Betracht kommenden Be-
lange nicht abschlieRend. Durch die Bezugnahme auf Absatz 2 wird da-
rauf hingewiesen, dass die in Betracht kommenden umweltbezogenen
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und sozialen Aspekte im sachlichen Zusammenhang mit der Auftrags-
leistung stehen miissen, wie dies in Absatz 2 gefordert wird.

Zu Nummer 5 (§ 6 Technische Spezifikation)

Die jeweils fur den Oberschwellenbereich und Unterschwellenbereich
einschlagigen Bestimmungen der Vergabeverordnung, der Vergabe-
und Vertragsordnung fur Bauleistungen und der Unterschwellenvergabe-
ordnung enthalten jeweils dezidierte Regelungen der Anforderungen an
Gutezeichen. Daher ist im Hinblick auf eine Vereinfachung der Rechts-
anwendung ein Verweis auf diese Bestimmungen ausreichend; der Re-
gelungsgehalt wird dadurch nicht verandert. Der Einschub der Worte
"oder auch beide" stellt lediglich eine redaktionelle Anpassung dar; eine
inhaltliche Anderung ist damit nicht verbunden.

Zu Nummer 6 (§ 7 Auswahl der Bieter)
Zu Buchstabe a (Absatz 2)

Der fiir den Oberschwellenbereich geltende Abschnitt 2 der Vergabe- und
Vertragsordnung fiir Leistungen wurde in die ab dem 18. April 2016 gel-
tende Vergabeverordnung integriert und der fur den Unterschwellenbe-
reich geltende Abschnitt 1 der Vergabe- und Vertragsordnung fur Leis-
tungen wird durch die Unterschwellenvergabeordnung ersetzt (siehe § 1
Abs. 2). Durch diese redaktionelle Folgednderung erfolgt die Anpassung
an die geadnderten Bezeichnungen der wie bisher in Bezug genommenen
Verfahrensordnungen, die sich aufgrund der gednderten Bezeichnungen
nunmehr nicht mehr unter dem einheitlichen Begriff Vergabe- und Ver-
tragsordnungen zusammenfassen lassen. Aufgrund des Wortlautes von
Satz 1 ("auch") wird darauf hingewiesen, dass darlber hinaus auch die
durch die Vergabeverordnung (§ 48 Abs. 8 VgV) und die Unterschwel-
lenvergabeordnung (§ 35 Abs. 6 UVgO) fiir den Bereich der Liefer- und
Dienstleistungen eingefihrten Mdglichkeiten des Nachweises der Eig-
nung unter anderem durch Eintragung in einem amtlichen Verzeichnis
genutzt werden kdnnen.

Zu Buchstabe b (Absatz 2 a)

Im Ergebnis der Evaluierung wurde festgestellt, dass der Anteil der klei-
nen und mittleren Unternehmen, die sich seit dem Inkrafttreten des Ge-
setzes an Vergabeverfahren beteiligt haben, wegen des buirokratischen
Aufwandes leicht ricklaufig war. Auch mit dieser Regelung soll der Bu-
rokratieaufwand fur die Bieter reduziert und der Anreiz, sich an Verga-
beverfahren zu beteiligen, erhht werden.

Wenn ein Bieter innerhalb der letzten zwdlf Monate vor Ablauf der An-
gebotsfrist bei demselben Auftraggeber bereits Eignungsnachweise vor-
gelegt hat, sind diese Eignungsnachweise vom Bieter nicht nochmals
vorzulegen. Derselbe Auftraggeber fordert von dem Bieter diese Eig-
nungsnachweise nur an, wenn er begriindete Zweifel an der Eignung
des Bieters hat. Den Bieter trifft hierbei eine Hinweispflicht. Der Bieter
hat den Auftraggeber auf die bereits erfolgte Vorlage der Eignungsnach-
weise innerhalb des maRgeblichen Zeitraumes nach Satz 1 bei dem-
selben Auftraggeber hinzuweisen und das konkrete Vergabeverfahren
zu benennen. Dies dient auch dazu, den Vergabestellen, insbesonde-
re den grofieren Vergabestellen, den Rechercheaufwand zu erleichtern
und zu vereinfachen.
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Zu Buchstabe c (Absatz 3)

Die vergaberechtlichen Bestimmungen des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschrankungen, der Vergabe- und Vertragsordnung fiir Bauleis-
tungen und der Unterschwellenvergabeordnung enthalten dezidierte Re-
gelungen zu den Ausschlussgriinden, unter anderem auch zu fakultativen
Ausschlussgrinden. Nach den insoweit einschlagigen Vorschriften sind
im Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrankungen und in der diesbezlg-
lich auf das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrankungen verweisenden
Unterschwellenvergabeordnung die Mdglichkeiten, einen Bieter fakulta-
tiv auszuschlieRen, nicht vom Vorliegen eines rechtskraftigen Urteils ab-
hangig, wie dies die bisherige Regelung des Absatzes 3 vorsieht. Das
Vorliegen eines rechtskraftigen Urteils fur einen fakultativen Ausschluss
nach dem bisherigen Gesetzeswortlaut ist im Hinblick auf die vorge-
nannten Bestimmungen und den insoweit bedingungslosen fakultativen
Ausschluss ohne Vorliegen eines rechtskraftigen Urteils nicht gerecht-
fertigt. Diese Inkongruenzen sind mit Blick auf die Rechtsanwendung
in der Praxis zu vermeiden. Daher wird die Regelung des fakultativen
Ausschlusses an die maRgeblichen vergaberechtlichen Bestimmungen
im Oberschwellenbereich angepasst und der entsprechende Wortlaut
Ubernommen. Zudem bringt die Formulierung "insbesondere" zum Aus-
druck, dass dartber hinaus die in den diesbezuglich einschlagigen ver-
gaberechtlichen Bestimmungen enthaltenen weiteren zwingenden und
fakultativen Ausschlussgrinde auch zur Anwendung kommen. Die An-
passung an die mal3geblichen Bestimmungen dient der Rechtsklarheit
und der Rechtssicherheit sowie der Vereinheitlichung der vergaberecht-
lichen Bestimmungen. Die Harmonisierung der vergaberechtlichen Be-
stimmungen fuhrt zudem zu einer Vereinfachung und Erleichterung in
der Rechtsanwendung.

Zu Nummer 7 (§ 8 Erteilung des Zuschlags)
Zu Buchstabe a

Die geanderte Fassung des Satzes 2 unterstreicht und erganzt den
Regelungsgehalt des Satzes 1. Der neue Satz 2 umfasst zugleich den
Regelungsgedanken des bisherigen Satzes 2. Der Zuschlag ist weiter-
hin auf das wirtschaftlichste Angebot zu erteilen. Das wirtschaftlichste
Angebot ist auf der Grundlage des besten Preis-Leistungs-Verhaltnis-
ses zu ermitteln. Auch weiterhin kann wie bisher der Zuschlag allein auf
das preislich giinstigste Angebot erteilt werden. Durch die Aufnahme
des neuen Satz 2 erfolgt auch eine sprachliche Anpassung an die dies-
bezlglich geltenden vergaberechtlichen Bestimmungen des Gesetzes
gegen Wettbewerbsbeschrankungen, der Vergabeverordnung, der Ver-
gabe- und Vertragsordnung fiir Bauleistungen und der Unterschwellen-
vergabeordnung. Zur weiteren Bestimmung und Auslegung des besten
Preis-Leistungs-Verhaltnisses kdnnen die vorgenannten einschlagigen
Bestimmungen herangezogen werden; die Ubernahme des vollstandigen
Wortlautes dieser Regelungen in den Gesetzestext ist daher entbehrlich.

Zu Buchstabe b
Die Anderung des Wortes "Umweltbelange" in Satz 3 in "umweltbezo-
gene Aspekte" ist rein redaktioneller Natur. Sie dient der Angleichung an

die verwendeten Worte in § 97 Abs. 3 GWB und der Verwendung iden-
tischer Begriffe; eine inhaltliche Anderung ist damit nicht verbunden.
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Zu Buchstabe ¢
Zu Doppelbuchstaben aa und bb

Die Anderung der Worte "Umweltkriterien” in Satz 4 jeweils in "umweltbe-
zogene Aspekte" ist rein redaktioneller Natur. Sie dient der Angleichung
an die verwendeten Worte in § 97 Abs. 3 GWB und der Verwendung
identischer Begriffe; eine inhaltliche Anderung ist damit nicht verbunden.

Zu Nummer 8 (§ 10 Tariftreue, Mindestentgelt und Entgeltgleichheit)
Zu Buchstabe a (Uberschrift)

Im Hinblick auf die Aufnahme einer Regelung zum vergabespezifischen
Mindestentgelt wird die Uberschrift entsprechend erganzt.

Zu Buchstabe b (Absatz 1)
Zu Doppelbuchstabe aa

Absatz 1 Satz 1 wird erganzt um die Verpflichtung, den bei der Ausfiih-
rung der Leistung eingesetzten Arbeithnehmern Arbeitsbedingungen zu
gewahren, die den Vorgaben eines nach dem Tarifvertragsgesetz fir all-
gemein verbindlich erklarten Tarifvertrages entspricht. Zur Sicherstellung
eines fairen Wettbewerbs und zur Verhinderung eines Unterbietungswett-
bewerbs um Lohn- und Sozialstandards wird die 6ffentliche Auftragsver-
gabe ebenso an die als Ausflihrungsbedingung zu verpflichtende Ge-
wahrung der Arbeitsbedingungen geknipft, die mindestens den nach
dem Tarifvertragsgesetz fir allgemein verbindlich erklarten Tarifvertra-
gen entsprechen. Die Aufnahme einer weiteren Regelung mit Bezug-
nahme auf die erweiterten Moglichkeiten nach der reformierten neuen
EU-Entsende-Richtlinie (siehe unter anderem Artikel 3 Abs. 8 Unterab-
satz 2 der Richtlinie (EU) 2018/957 des Europaischen Parlaments und
des Rates vom 28. Juni 2018) ist entbehrlich. Die bereits geltende Fas-
sung des § 10 Abs. 1 ThirVgG nimmt in seinem Wortlaut generell auf
das Arbeitnehmer-Entsendegesetz in seiner jeweils geltenden Fassung
Bezug. Durch diese generelle Bezugnahme und dynamische Verwei-
sung auf die jeweils geltende Fassung des Arbeitnehmer-Entsendege-
setzes ist auch die kiinftige Umsetzung der neuen o. a. EU-Entsende-
Richtlinie im Arbeitnehmer-Entsendegesetz (Umsetzungsfrist bis zum
30. Juli 2020) erfasst.

Die Streichung "bei der Angebotsabgabe"” ist eine Folgednderung der
Regelung des Bestbieterprinzips (§ 12 a). Entgegen der friiheren Geset-
zesfassung ist es nach der Neuregelung nicht mehr notwendig von den
Bietern bei der Abgabe des Angebotes eine schriftliche Erklarung Gber
die Einhaltung der Voraussetzungen zu fordern. Die Erfordernisse wer-
den durch die neu eingefiihrte Vorschrift des § 12 a ausreichend gewabhrt.

Die Streichung der Formvorgabe "schriftlich" macht das Gesetz zukunfts-
sicher im Hinblick auf die schrittweise Einfuhrung der elektronischen Kom-
munikation (E-Vergabe). Mit der Einfiihrung des § 12 a Abs. 1 Satz 2 wird
die Form an die fur den Oberschwellenbereich geltenden Regelungen
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen, der Vergabe- und
Vertragsordnung fur Bauleistungen (VOB/A, Abschnitt 2) und der Ver-
gabeverordnung sowie fiir den Unterschwellenbereich geltenden Rege-
lungen der Unterschwellenvergabeordnung und der Vergabe- und Ver-
tragsordnung fur Bauleistungen (VOB/A, Abschnitt 1) angepasst. Die
anzuwendende Form wird im konkreten Einzelfall und in der jeweiligen
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Einfihrungsphase nach den jeweils einschlagigen Vorschriften vom Auf-
traggeber bestimmt und in der Bekanntmachung oder in den Vergabe-
unterlagen bekannt gemacht.

Zu Doppelbuchstabe bb

Die Verweisung in Satz 2 wird redaktionell angepasst, weil § 5 des Ar-
beithnehmer-Entsendegesetzes seit dem Jahr 2014 aus zwei Satzen be-
steht. Eine inhaltliche Anderung ist damit nicht verbunden.

Zu Buchstabe c (Absatz 2)

Die Regelung setzt den Auftrag aus dem Koalitionsvertrag zwischen
den Parteien DIE LINKE, SPD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN fiir die
6. Wahlperiode des Thuringer Landtags vom 20. November 2014 zur
Regelung der Tariftreue im o6ffentlichen Personennahverkehr um. Die
Feststellung der Reprasentativitat von Tarifvertragen obliegt der Kom-
petenz und Zustandigkeit der flr die Bereiche des Verkehrswesens und
des Arbeits- und Tarifrechts zustandigen Ministerien.

Die Befugnis des Landesgesetzgebers zum Erlass der Tariftreuerege-
lung fir die Vergabe von OPNV-Dienstleistungen ergibt sich aus Arti-
kel 72 Absatz 1 des Grundgesetzes in Verbindung mit Artikel 74 Abs. 1
Nr. 11 des Grundgesetzes (Recht der Wirtschaft) - und nicht aus Arti-
kel 74 Abs. 1 Nr. 12 des Grundgesetzes (Arbeitsrecht). Fiur die Abgren-
zung zwischen den Kompetenztiteln kommt es in erster Linie auf den Re-
gelungsgegenstand und den Gesamtzusammenhang der Regelung an.
Danach fallen die Vorschriften Gber die Vergabe von 6ffentlichen Auftra-
gen und somit auch die Tariftreueregelung fiir die Vergabe von OPNV-
Dienstleistungen unter den Begriff "Recht der Wirtschaft". Da sich aus
dieser Tariftreueregelung kein eigenstandiger Anspruch des Arbeitneh-
mers gegeniber seinem Arbeitgeber ergibt, ware eine Zuordnung der
Regelung zum Recht der Arbeit im Sinne von Artikel 74 Abs. 1 Nr. 12 des
Grundgesetzes verfehlt. Zudem ist in der Regelung, dass die fur Arbeit
und fir Verkehrswesen zustandigen Fachressorts zusammen mit einem
beratenden Ausschuss feststellen, welcher Tarifvertrag beziehungswei-
se welche Tarifvertrage als reprasentativim OPNV-Bereich anzusehen
sind, keine Regelung des Arbeitsrechts zu sehen. Durch diese Regelung
des § 10 Abs. 2 und Absatz 3 wird keine tarifvertragliche Regelung ge-
schaffen, auch wird durch diese Regelung nicht in bestehende Tarifver-
trage in irgendeiner Art und Weise eingegriffen oder deren Wirksamkeit
in irgendeiner Form beschrankt. Die Geltung der Tarifvertrage besteht
weiterhin uneingeschrankt zwischen den Tarifvertragsparteien. Durch
diese Regelung wird eine Bedingung fur die offentliche Auftragsverga-
be festgelegt, die als Anknipfungspunkt auf das vorgesehene Entgelt
in einem reprasentativen beziehungsweise mehreren reprasentativen
Tarifvertragen Bezug nimmt, um dieses fir die 6ffentliche Auftragsver-
gabe zugrunde zu legen. Damit wird keine arbeitsrechtliche Regelung
getroffen. Die landesrechtliche Tariftreueregelung fir die Vergabe von
OPNV-Dienstleistungen betrifft allein das Verhaltnis zwischen 6ffentli-
chem Auftraggeber und Auftragnehmer (Unternehmer) im Rahmen der
Vergabe eines 6ffentlichen Auftrages. Ebenso spricht die im Zusammen-
hang mit der Regelung stehende Sanktionsvorschrift (§ 18 ThirVgG),
nach der ein Verstol3 gegen die Tariftreueregelung fur die Vergabe von
OPNV-Dienstleistungen zum Beispiel mit einer Auftragssperre sanktio-
niert werden kann, fir eine vergaberechtliche Zuordnung und damit fur
eine Zuordnung unter den Begriff "Recht der Wirtschaft". Die Verknup-
fung zwischen Verpflichtung und Sanktion macht deutlich, dass es sich
bei der Tariftreueregelung fiir die Vergabe von OPNV-Dienstleistungen
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um eine Ausgestaltung der Bedingungen fiir die Teilnahme am Wettbe-
werb um eine 6ffentliche Auftragsvergabe und damit um einen vergabe-
rechtlichen Regelungsgegenstand handelt. Im Ergebnis der Abwagung
zwischen den Kompetenztiteln "Recht der Wirtschaft" und "Arbeitsrecht"
ist die Tariftreueregelung fiir die Vergabe von OPNV-Dienstleistungen
dem Recht der Wirtschaft zuzuordnen.

Da sich aus Artikel 72 Abs. 1 des Grundgesetzes, wonach die Lander im
Bereich der konkurrierenden Gesetzgebung die Befugnis zur Gesetzge-
bung nur solange und soweit haben, wie der Bund von seiner Gesetzge-
bungskompetenz nicht durch Gesetz Gebrauch gemacht hat, auch keine
Sperrwirkung ergibt, kann das Land die Tariftreueregelung fur die Ver-
gabe von OPNV-Dienstleistungen treffen. Dabei ist festzustellen, dass
sich auch aus dem allgemeinen Vergaberecht (insbesondere GWB) kei-
ne Sperrwirkung fir den Landesgesetzgeber ergibt. Denn, obgleich der
Bundesgesetzgeber mit dem vierten Teil des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschrankungen von seiner Gesetzgebungskompetenz in Bezug
auf das Vergaberecht - jedenfalls im Oberschwellenbereich - bereits
umfassend Gebrauch gemacht hat, hat er dies in Bezug auf die Ausfih-
rungsbedingungen nicht abschlieend getan. Der Landesgesetzgeber
ist daher in Bezug auf die gesetzliche Definition verpflichtender Ausfih-
rungsbedingungen nicht gesperrt. Aus § 128 GWB ergibt sich, dass es
sich bei der Tariftreueregelung fiir die Vergabe von OPNV-Dienstleistun-
gen um derartige Ausfiihrungsbedingungen handelt.

Einen fir die 6ffentliche Auftragsvergabe bedeutenden Bereich von
Leistungen fur offentliche Auftraggeber stellt der in Absatz 2 geregel-
te offentliche Personennahverkehr dar. Die Erbringung von Verkehrs-
dienstleistungen unterfallt dem Anwendungsbereich der europdischen
Niederlassungsfreiheit. Die im Verkehrsbereich insoweit einschlagige
europaische Niederlassungsfreiheit wird nach Artikel 49 des Vertrages
Uber die Arbeitsweise der Europadischen Union (AEUV) konkretisiert.
Nach Artikel 49 AEUV sind Beschrankungen der freien Niederlassung
von Staatsangehorigen eines Mitgliedstaates im Hoheitsgebiet eines
anderen Mitgliedstaates grundsatzlich verboten. Die Niederlassungs-
freiheit umfasst die Aufnahme und Auslibung selbststandiger Erwerbs-
tatigkeit sowie die Grindung und Leitung von Unternehmen nach den
Bestimmungen des Aufnahmestaates fur seine eigenen Angehdrigen.
Das Erfordernis der Einhaltung bestimmter Tarifvertréage stellt keine Be-
hinderung der Niederlassungsfreiheit dar, da derartige Bedingungen in
Vergabeverfahren nicht die nationalen Organisations- oder Ordnungs-
vorschriften fir die Niederlassung betreffen, sondern die Modalitaten der
Leistungserbringung fur den 6ffentlichen Auftraggeber. Daruber hinaus
kénnen auch Beschrankungen der Niederlassungsfreiheit aus Griinden
des Allgemeinwohls gerechtfertigt sein. Die Umsetzung eines effektiven
Arbeitnehmerschutzes, wie dies durch die Regelung des § 10 Abs. 2 ver-
folgt wird, kann auch fir den Verkehrsbereich als Rechtfertigung dienen.
Fir die Zulassigkeit von Tariftreueregelungen im Bereich des 6ffentlichen
Personennahverkehrs Iasst sich die Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 he-
ranziehen. Nach Artikel 4 Abs. 6 der Verordnung kann der Auftraggeber
den Betreiber bei der Vergabe von oéffentlichen Personennahverkehrs-
diensten im Einklang mit nationalem Recht dazu verpflichten, bestimm-
te Qualitatsstandards einzuhalten. Aus Erwagungsgrund 17 der Verord-
nung ergibt sich, dass es sich bei diesen Standards auch um soziale
Kriterien, wie Mindestarbeitsbedingungen und Verpflichtungen aus Kol-
lektivvereinbarungen handeln kann. Auch ist in Erwagungsgrund 17 aus-
drucklich vorgesehen, dass besondere soziale Normen und Dienstleis-
tungsqualitdtsnormen vorgeschrieben werden kdnnen, um das Risiko
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des Sozialdumpings zu verhindern. Durch das Abstellen auf die Entgel-
te nach einschlagigen und reprasentativen Tarifvertragen sollen bei der
Vergabe von OPNV-Dienstleistungen die in dieser Branche bestehen-
den "breitenwirksamen" Lohnstandards gesichert und gestarkt werden.
Beim Wettbewerb um derartige Auftrage soll eine Abwartsspirale beim
Lohnniveau zu Lasten der Arbeitnehmer vermieden werden. Die Gewahr-
leistung von Lohnstandards dient letztlich auch der Sicherung und Sta-
bilitat der sozialen Sicherungssysteme. Im Hinblick auf die Verfolgung
dieser gesetzgeberischen Zwecke kann somit von der Zulassigkeit von
Tariftreueverpflichtungen fiir den OPNV-Bereich ausgegangen werden.
Absatz 2 stellt daher fir den Bereich des 6ffentlichen Personennahver-
kehrs auf einschlagige und reprasentative Tarifvertrage in Thiiringen ab.
Die Unternehmen missen ihren Beschaftigten mindestens ein Entgelt
zahlen, das in einem solchen Tarifvertrag vorgesehen ist. Durch die of-
fene Formulierung und die Moglichkeit des Abstellens auf mehrere Ta-
rifvertrage wird die nach Artikel 9 Abs. 3 des Grundgesetzes garantierte
Tarifautonomie gewahrt. Die vorliegend in Betracht kommende verfas-
sungsrechtlich geschiitzte negative Koalitionsfreiheit nach Artikel 9 Ab-
satz 3 des Grundgesetzes ist nicht betroffen. Die negative Koalitions-
freiheit umfasst das Recht des Einzelnen, einer Koalition fernzubleiben
oder aus ihr auszutreten. Diese negative Komponente des Artikels 9 Ab-
satz 3 des Grundgesetzes schiitzt davor, dass ein Zwang oder Druck
auf die Nichtorganisierten ausgelibt wird, einer Organisation beizutre-
ten. Das Bundesverfassungsgericht sah zum Beispiel die negative Koa-
litionsfreiheit nicht durch die Regelungen zur Allgemeinverbindlicherkla-
rung gemal § 5 TVG als beeintrachtigt an. Allein dadurch, dass jemand
den Vereinbarungen fremder Tarifvertragsparteien unterworfen wird, ist
ein spezifisch koalitionsrechtlicher Aspekt nicht betroffen. Seine Recht-
sprechung hat das Bundesverfassungsgericht weiter fortentwickelt und
fihrt in einer weiteren Entscheidung aus, dass "wenn in der Regel nicht
einmal der Druck auf einen AuRenseiter durch seine Bindung an einen
ganzen Tarifvertrag infolge dessen Allgemeinverbindlicherklarung die
negative Koalitionsfreiheit zu verletzen vermag, so kann die Bindung
eines Aulenseiters lediglich an ein einzelnes tarifvertragliches Element
noch weniger als unzuldssiger Druck in Richtung auf einen Koalitions-
beitritt qualifiziert werden." Die Tatsache, dass die gesetzliche Rege-
lung an den Ergebnissen von Koalitionsverhandlungen ankniipft, stellt
fur sich genommen noch keine Verletzung des Grundrechts der negati-
ven Koalitionsfreiheit dar. Da die gesetzliche Normierung sowohl die ta-
rifich gebundenen Unternehmen als auch die nicht gebundenen Unter-
nehmen betrifft, kann von der Regelung kein Beitrittsdruck ausgehen.
Hier kann in Bezug auf die geplante Regelung nichts anderes gelten,
als bezlglich der anderen unterschiedlichen Formen der gesetzlichen
Tariferstreckung. Somit ist durch die Regelung des § 10 Abs. 2 die ver-
fassungsrechtlich geschiitzte negative Koalitionsfreiheit nach Artikel 9
Abs. 3 des Grundgesetzes nicht berthrt.

Da offentliche Dienstleistungsauftrage im Personennahverkehr regel-
maRig lange Laufzeiten haben, fordert das Gesetz, dass wahrend der
Ausfiihrungslaufzeit eintretende Anderungen nachzuvollziehen sind.

Die Streichung "bei der Angebotsabgabe" ist eine Folgednderung der
Regelung des Bestbieterprinzips (§ 12 a). Entgegen der friiheren Geset-
zesfassung ist es nach der Neuregelung nicht mehr notwendig von den
Bietern bei der Abgabe des Angebotes eine schriftliche Erklarung tUber
die Einhaltung der Voraussetzungen zu fordern. Die Erfordernisse wer-
den durch die neu eingefuhrte Vorschrift des § 12 a ausreichend gewahrt.
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Hinsichtlich der Streichung der Formvorgabe "schriftlich" wird auf die obi-
gen Ausfiihrungen zu Absatz 1 verwiesen.

Zu Buchstabe d (Abséatze 3 bis 9)

Die in Absatz 3 fir die Feststellung der Reprasentativitat eines Tarifver-
trags oder mehrerer Tarifvertrage aufgezahlten Merkmale sind aufgrund
des Wortlautes ("insbesondere") nicht abschliel3end. Zur Feststellung der
Reprasentativitat eines Tarifvertrages oder von Tarifvertragen wird ein be-
ratender Ausschuss beim fir das Verkehrswesen zustéandigen Ministeri-
um errichtet. Fur die Regelung der Einzelheiten des Verfahrens enthalt
die Vorschrift eine Ermachtigung zum Erlass einer Rechtsverordnung.

Nach den MalRRgaben des Absatzes 4 werden von staatlichen Auftrag-
gebern Auftrage nur unter Zugrundelegung des neu eingefihrten ver-
gabespezifischen Mindestlohns vergeben. Die Verpflichtung zur Zah-
lung des Mindeststundenentgelts erfolgt durch Erklarung gegentber
dem Auftraggeber. Die Regelung verpflichtet nur die unmittelbare Lan-
desverwaltung. Die kommunalen Auftraggeber, die mittelbare Landes-
verwaltung (zum Beispiel Beliehene) sowie die sonstigen Auftraggeber
nach § 2 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 3 sind von dieser Pflicht nicht erfasst.
Aufgrund der durch das vergabespezifische Mindeststundenentgelt zu
erwartenden Kostensteigerungen fir die 6ffentlichen Auftraggeber wird
diese Regelung derzeit auf die staatlichen Auftraggeber beschrankt. Im
Rahmen der gemafR § 20 Abs. 2 durchzufihrenden Evaluierung betref-
fend die Wirkung des vergabespezifischen Mindestlohns auf die Lohn-
entwicklung im Niedriglohnsektor sowie auf das Preisniveau staatlicher
Auftrage soll eine umfassende Analyse der Regelung erfolgen und sol-
len die Ergebnisse einer zukiinftigen Bewertung zugrunde gelegt wer-
den; die Erkenntnisse der Evaluierung bleiben abzuwarten.

Die Befugnis des Landesgesetzgebers zum Erlass der vergabespezifi-
schen Mindestlohnregelung ergibt sich aus Artikel 72 Abs. 1 des Grund-
gesetzes in Verbindung mit Artikel 74 Abs. 1 Nummer 11 des Grundge-
setzes (Recht der Wirtschaft) und nicht aus Artikel 74 Abs. 1 Nummer 12
des Grundgesetzes (Arbeitsrecht). Fir die Abgrenzung zwischen den
Kompetenztiteln kommt es in erster Linie auf den Regelungsgegen-
stand und den Gesamtzusammenhang der Regelung an. Danach fal-
len die Vorschriften Uber die Vergabe von o6ffentlichen Auftragen und
somit auch die vergabespezifische Mindestlohnregelung unter den Be-
griff "Recht der Wirtschaft". Da sich aus der Mindestlohnregelung kein
eigenstandiger Anspruch des Arbeitnehmers gegentber seinem Arbeit-
geber ergibt, ware eine Zuordnung der Regelung zum Recht der Arbeit
im Sinne von Artikel 74 Abs. 1 Nummer 12 des Grundgesetzes verfehilt.
Die landesrechtliche Mindestlohnregelung betrifft allein das Verhaltnis
zwischen offentlichem Auftraggeber und Auftragnehmer (Unternehmer)
im Rahmen der Vergabe eines o6ffentlichen Auftrages. Ebenso spricht
die im Zusammenhang mit der Regelung stehende Sanktionsvorschrift
(§ 18 ThiirVgG), nach der ein Verstol3 gegen die Mindestlohnregelung
zum Beispiel mit einer Auftragssperre sanktioniert werden kann, fiir eine
vergaberechtliche Zuordnung und damit fiir eine Zuordnung unter den
Begriff "Recht der Wirtschaft". Aus der Verknipfung zwischen Verpflich-
tung und Sanktion ergibt sich, dass es sich bei der Mindestlohnregelung
um eine Ausgestaltung der Bedingungen fiir die Teilnahme am Wettbe-
werb um eine 6ffentliche Auftragsvergabe und damit um einen vergabe-
rechtlichen Regelungsgegenstand handelt. Im Ergebnis der Abwagung
zwischen den Kompetenztiteln "Recht der Wirtschaft" und "Arbeitsrecht”
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ist die vergabespezifische Mindestlohnregelung dem Recht der Wirt-
schaft zuzuordnen.

Da sich aus Artikel 72 Abs. 1 des Grundgesetzes, wonach die Lander im
Bereich der konkurrierenden Gesetzgebung die Befugnis zur Gesetzge-
bung nur solange und soweit haben, wie der Bund von seiner Gesetz-
gebungskompetenz nicht durch Gesetz Gebrauch gemacht hat, auch
keine Sperrwirkung ergibt, kann das Land die vergabespezifische Min-
destlohnregelung treffen. Dabei ist festzustellen, dass sich auch aus
dem allgemeinen Vergaberecht (insbesondere GWB) keine Sperrwir-
kung fir den Landesgesetzgeber ergibt. Denn, obgleich der Bundes-
gesetzgeber mit dem vierten Teil des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schrankungen von seiner Gesetzgebungskompetenz in Bezug auf das
Vergaberecht - jedenfalls im Oberschwellenbereich - bereits umfassend
Gebrauch gemacht hat, hat er dies in Bezug auf die Ausfuhrungsbedin-
gungen nicht abschlieRend getan. Der Landesgesetzgeber ist daher in
Bezug auf die gesetzliche Definition verpflichtender Ausfiihrungsbedin-
gungen nicht gesperrt. Aus § 128 GWB ergibt sich, dass es sich bei der
Mindestlohnregelung um derartige Ausfihrungsbedingungen handelt.

Die Aufnahme der Regelung eines vergabespezifischen Mindestlohns in
das Thuringer Vergabegesetz, der kiinftig bei der Auftragsvergabe zu be-
ricksichtigen ist, erfolgt unter Beachtung der Rechtsprechung des Euro-
paischen Gerichtshofs (EuGH). Hierzu gehéren das EuGH-Urteil in der
Rechtssache Ruffert (Urteil vom 03.04.2008, Rs. C-346/06) und in der
Folge die Entscheidungen des EuGH in der Rechtssache Bundesdru-
ckerei (Urteil vom 18.09.2014, Rs. C-549/13) sowie in der Rechtssache
RegioPost (Urteil vom 17.11.2015, Rs. C-115/14).

In der Rechtssache RegioPost hat der EUGH festgestellt, dass das Uni-
onsrecht (Artikel 26 der Richtlinie 2004/18/EG) der vergabespezifischen
Mindestlohnregelung des Landestariftreuegesetzes Rheinland-Pfalz nicht
entgegensteht. Die Entscheidung des EuGH wirft in Bezug auf die dort
getroffene Feststellung, dass im entscheidungserheblichen Zeitpunkt
noch keine andere nationale Regelung einen niedrigeren Lohn fir die
Branche vorsah, die Frage auf, ob ein vergabespezifischer Mindestlohn
vor dem Hintergrund des inzwischen bestehenden Bundesmindestlohn-
gesetzes weiterhin unionskonform ist. In diesem Zusammenhang gilt es
zu bedenken, dass sich die Rechtskraft der EuGH-Urteile nur auf die
ihm konkret vorgelegte Rechtsfrage und den konkret zugrunde liegenden
Sachverhalt erstreckt. Das bedeutet, dass der EuGH Uber die Unions-
konformitat eines vergabespezifischen Mindestlohns bei gleichzeitiger
Geltung eines flachendeckenden bundesweiten Mindestlohns in der Re-
giopost-Rechtssache nicht entschieden hat. Aus diesem Grunde lassen
sich aus diesem Urteil keine Prognosen uber das Ergebnis einer neuen
einzelfallbezogenen Prifung einer vergabespezifischen Mindestlohnre-
gelung treffen. Insbesondere ist nicht ersichtlich, ob der EuGH im Rah-
men einer neu anzustellenden Prifung eine nationale flachendeckende
Mindestlohnregelung tberhaupt berlicksichtigen wiirde beziehungswei-
se welche Bedeutung er einer solchen Regelung beimessen wiirde.

Zu der Frage, ob eine landesgesetzliche vergabespezifische Mindest-
lohnregelung europarechtskonform ist, wurde vom Land Mecklenburg-
Vorpommern im Zusammenhang mit der Erarbeitung eines Gesetzes
zur Anderung vergaberechtlicher Vorschriften zur rechtlichen Absiche-
rung ein Rechtsgutachten eingeholt. Danach steht insgesamt "die Eu-
roparechtskonformitat einer landesgesetzlichen vergabespezifischen
Mindestlohnregelung ... unter der Bedingung, dass der beabsichtigte
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(Mindest-)Arbeitnehmerschutz auch erforderlich ist. Erforderlich ist eine
landesgesetzliche vergabespezifische Mindestlohnregelung, wenn es
erstens regionale/landesspezifische Besonderheiten, zum Beispiel erhoh-
te Lebenshaltungskosten gibt, und zweitens der bezweckte Arbeitnehmer-
schutz nicht bereits durch eine anderweitige Regelung gewahrt wird. ..."
"Ob und inwieweit ... Besonderheiten bestehen, muss mit entsprechen-
dem statistischen Zahlenmaterial (zum Beispiel zu Lebenshaltungskos-
ten, Durchschnittseinkommen) untersucht werden.""... Vergaberechtliche
landesspezifische Mindestentgeltregelungen als verpflichtende Ausfiih-
rungsbedingungen [unterliegen] - auch nach der Vergaberechtsreform
2016 - keiner Kompetenzsperre durch das allgemeine Vergaberecht ..."

Bezogen auf das vorgenannte Erforderlichkeitskriterium sind fir Tharin-
gen folgende landesspezifische Besonderheiten festzustellen:

- Niedrige Tarifbindung: Mit Blick auf den Arbeitnehmerschutz besteht
eine relativ niedrige Tarifbindung der Betriebe in Thiringen. Die Haupt-
aufgabe der Tarifpartner, insbesondere der Arbeitnehmervertreter, ist,
im Ergebnis der tariflichen Auseinandersetzungen fir die Arbeitneh-
mer ein hinreichendes Einkommen zu erzielen. Ein solches Ergeb-
nis fur moglichst viele Arbeitnehmer zu erreichen wird umso schwie-
riger, je weniger Betriebe in Thuringen der Tarifbindung unterliegen.
In Thiringen sind 22 Prozent der Betriebe tarifgebunden (mit 46 Pro-
zent der Beschéftigten). Im Bundesdurchschnitt liegt dieser Wert bei
32 Prozent (58 Prozent der Beschéftigten).

- Ruckstand beim Lohn- und Gehaltsniveau: Das durchschnittliche jahr-
liche Arbeitsentgelt (Bruttolohn/-gehalt zuziglich Arbeitgeberbeitra-
ge zur Sozialversicherung) lag in Thiuringen im Jahr 2016 bei 33.700
Euro. Der bundesdeutsche Durchschnitt lag bei 40.602 Euro. Thi-
ringen erreicht damit 83 vom Hundert des gesamtdeutschen Durch-
schnitts.

- Hoher Anteil an Beschaftigten mit Niedriglohn: Nach der Erhebung
der Verdienststruktur des Statistischen Bundesamtes lag der Anteil
der Beschaftigungsverhaltnisse mit Niedriglohn im April 2014 in Thi-
ringen bei 33,7 Prozent und damit erheblich Uber dem Bundesdurch-
schnitt von 21,4 Prozent. Betrachtet man ausschlief3lich Vollzeit-Be-
schaftigungsverhaltnisse fallt der Unterschied noch gravierender aus:
Hier betrug der Anteil in Thlringen 26,6 Prozent gegenuber dem Bun-
deswert von 10,2 Prozent. Als Niedriglohn wird dabei ein Gesamtbrut-
toverdienst von weniger als zehn Euro pro Stunde eingestuft. Aktu-
ellere Daten liegen nicht vor, da die Verdienststrukturerhebung nur
alle vier Jahre durchgefiihrt wird (die Zahlen fiir das Jahr 2014 wur-
den im September 2016 veréffentlicht).

- Erhdhte Armutsgefahrdung: Laut Mikrozensus lag die so genannte
Armutsgefahrdungsquote (Anteil der Bevolkerung, die Gber weniger
als 60 Prozent des Medianwertes eines nach einer OECD-Definition
berechneten Aquivalenzeinkommens verfiigt) in Thiringen mit 17,2
Prozent um 1,5 Prozentpunkte beziehungsweise 9,6 Prozent Uber
dem Bundesdurchschnitt (15,7 Prozent). Besonders relevant fir die
diskutierte Fragestellung ist das Ausmal’ der Armutsgefahrdung bei
abhéangig Beschaftigten. Hier betrug die Quote in Thiringen in 2016
8,6 Prozent und war damit um einen Prozentpunkt beziehungswei-
se 13,2 Prozent hoher als der Bundeswert von 7,6 Prozent. Die Ar-
mutsgefahrdung ist damit fir abhangig Beschaftigte im Vergleich zur
Gesamtbevolkerung Uberdurchschnittlich erhdht.
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- Niedriges Einkommensniveau: Auch das niedrige Einkommensni-
veau in Thiringen ist in diese Betrachtung einzubeziehen. Die Ge-
samteinnahmen der privaten Haushalte betragen im Jahr 2013 im
Durchschnitt je Haushalt und Monat brutto 3 310 Euro; der Bundes-
durchschnitt in 2013 liegt bei brutto 5 142 Euro.

Die dargelegten landesspezifischen Besonderheiten verdeutlichen die
Erforderlichkeit des Arbeithnehmerschutzes, der unter dieser Vorausset-
zung auch mit dem Instrument des Vergaberechts, der Beachtung eines
landesgesetzlichen vergabespezifischen Mindestlohns, verfolgt werden
kann. Sinn und Zweck des vergabespezifischen Mindeststundenentgel-
tes ist es, die Situation der Arbeitnehmer nicht nur wahrend der Erbrin-
gung der Leistung zu verbessern, sondern auch zu einer nachhaltige-
ren Verbesserung der Einkommenssituation beizutragen.

Weitere Bedingung einer europarechtskonformen landesgesetzlichen
vergabespezifischen Mindestlohnregelung ist, dass der bezweckte Ar-
beithehmerschutz nicht bereits durch eine anderweitige generelle Rege-
lung gewahrt wird. Insofern besteht fir den Gesetzgeber ein Spielraum,
dessen untere Grenze der allgemeine bundesweite Mindestlohn nach
dem Mindestlohngesetz darstellt und dessen obere Grenze der unters-
te Tariflohn (ohne Zulagen/Zuschlage) eines geeigneten Tarifvertrages
bildet. Im Hinblick auf den Arbeithehmerschutz, der Gewahrleistung ei-
nes hinreichenden Entgelt- und Lohntarifs zur Existenzsicherung, 1&sst
sich der Tarifvertrag fur die Gebaudereiniger als geeigneter Malstab
ansehen. Die Branche der Gebaudereiniger stellt eine beschéaftigungs-
starke Branche dar. Zudem ist der 6ffentliche Dienst ein mafigeblicher
Auftraggeber in diesem Bereich. Durch die Beauftragung der Geb&au-
dereinigungsunternehmen kann somit seitens der Offentlichen Auftrag-
geber auf die Héhe der Vergltung der in dieser Branche tatigen Arbeit-
nehmer positiv Einfluss genommen werden. Aufgrund der sozialen und
beschéftigungspolitischen Gegebenheiten in Thiringen wird als MaR-
stab der unterste Tariflohn fur die gewerblichen Beschéaftigten in der Ge-
baudereinigung herangezogen. Der betragt nach dem ab dem 1. Januar
2019 geltenden Tarifvertrag 10,05 Euro (brutto) pro Stunde (Lohngrup-
pe 1in den Landern Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen,
Sachsen-Anhalt und Thiringen). Unter Berucksichtigung dessen, dass
die Verpflichtung zur Zahlung eines Mindeststundenentgeltes nach der
Rechtsprechung des EuGH nicht einer unzulassigen Tariftreueerklarung
gleichkommen darf, ergibt sich aufgrund des Tarifabstandes ein verga-
bespezifisches Mindeststundenentgelt von 10,04 Euro (brutto).

Vor diesem Hintergrund wird davon ausgegangen, dass der durch § 10
Absatz 4 festgesetzte vergabespezifische Mindestlohn mit der Richtlinie
96/71/EG (Arbeitnehmerentsenderichtlinie) bzw. Artikel 56 AEUV (Recht
des freien Dienstleistungsverkehrs) vereinbar ist. Artikel 70 der Richt-
linie 2014/24/EU (EU-Vergaberichtlinie) sieht vor, dass o6ffentliche Auf-
traggeber besondere Bedingungen flr die Ausfiihrung eines Auftrags
festlegen konnen, sofern diese geman Artikel 67 Absatz 3 der Richtlinie
2014/24/EU mit dem Auftragsgegenstand in Verbindung stehen und im
Aufruf zum Wettbewerb oder in den Auftragsunterlagen angegeben wer-
den. Diese Bedingungen kénnen unter anderem soziale oder beschafti-
gungspolitische Belange umfassen. Laut Erwagungsgrund 98 der Richt-
linie 2014/24/EU sollten Anforderungen hinsichtlich der in der Richtlinie
96/71/EG geregelten grundlegenden Arbeitsbedingungen, wie Mindest-
I6hne, auf dem Niveau bleiben, das durch einzelstaatliche Rechtsvor-
schriften oder durch Tarifvertrage, die im Einklang mit dem Unionsrecht
im Kontext der genannten Richtlinie angewandt werden, festgelegt wur-
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de. Der Rechtsprechung des Gerichtshofs ist insoweit zu entnehmen,
dass die durch nationale Rechtsvorschriften Bietern und deren etwaigen
Nachunternehmern, die in einem Mitgliedstaat ansassig sind, bei dem
es sich nicht um den Staat handelt, dem der 6ffentliche Auftraggeber an-
gehdrt, und in dem die Mindestlohnsatze niedriger sind, auferlegte Ver-
pflichtung zur Zahlung eines Mindestentgelts eine zusatzliche wirtschaft-
liche Belastung darstellt, die geeignet ist, die Erbringung ihrer Leistungen
im Aufnahmemitgliedstaat zu unterbinden, zu behindern oder weniger
attraktiv zu machen. Eine Malinahme wie die, um die es im Ausgangs-
verfahren geht, kann daher eine Beschrankung im Sinne von Artikel 56
AEUV darstellen. Eine solche nationale Malinahme kann grundsatzlich
durch das Ziel des Arbeitnehmerschutzes gerechtfertigt sein (vergleiche
in diesem Sinne EuGH-Urteil Bundesdruckerei C-549/13, Rn. 30, 31 und
EuGH-Urteil RegioPost C-115/14, Rn. 69, 70). Ab dem 1. Januar 2019
betragt der bundesweite gesetzliche Mindestlohn 9,19 Euro und die Dif-
ferenz zum vergabespezifischen Mindestlohn 0,85 Euro. Unter ausdriick-
licher Bezugnahme auf die dargelegten landesspezifischen Besonder-
heiten fiir Thiringen ist die geringe Uberschreitung des bundesweiten
gesetzlichen Mindestlohns zur Erreichung des Ziels des Arbeitnehmer-
schutzes erforderlich und angemessen. Die Intensitat der Beeintrach-
tigung der Dienstleistungsfreiheit durch den vergabespezifischen Min-
destlohn in H6he von 10,04 Euro ist im Vergleich zum bundesweiten
gesetzlichen Mindestlohn in Héhe von 9,19 Euro nur als gering anzuse-
hen. Dem steht ein spirbarer Schutzgewinn fiir soziale und beschafti-
gungspolitische Belange gegeniiber, der die geringfligige Beeintrachti-
gung der Dienstleistungsfreiheit iberwiegt.

Zudem ist die vergabespezifische Mindestlohnregelung mit dem Grund-
recht auf Berufsfreiheit (Artikel 12 Absatz 1 des Grundgesetzes) verein-
bar. Der Grundrechtsbereich der Berufsfreiheit ist betroffen, da die Un-
ternehmen, die sich an einer Ausschreibung beteiligen wollen, zu einer
bestimmten Gestaltung ihrer Vertrage mit Dritten angehalten und damit
in ihrer unternehmerischen Vertragsfreiheit bertihrt sind. Da die Einfluss-
nahme auf die Entlohnung der Arbeitnehmer unmittelbarer Zweck der
Regelung ist, greift die Regelung auch in das Grundrecht der Berufsfrei-
heit ein. Gleichwohl liegt ein Grundrechtsverstol3 nicht vor, da der Ein-
griff in die Berufsfreiheit gerechtfertigt ist. Sinn und Zweck der Mindest-
lohnregelung ist, erstens, die Situation der Arbeitnehmer in Thiringen
aufgrund gegebener landesspezifischer struktureller Nachteile zu ver-
bessern (siehe hierzu die Ausfiihrungen zur Europarechtskonformitat der
vergaberechtlichen Mindestlohnregelung), zweitens, die Flucht der 6f-
fentlichen Auftraggeber in das Privatrecht zu verhindern, drittens, Wett-
bewerbsnachteile fiir die heimische Wirtschaft zu mildern und viertens,
einen Lohndruck im untersten Niedriglohnsektor zu vermeiden. Mittels
dieser Ziele soll der Schutz der Arbeitnehmer, die bei tarifgebundenen
Unternehmen arbeiten, vor Arbeitslosigkeit gestarkt, die Erhaltung als
wilnschenswert angesehener sozialer Standards verbessert und das Sys-
tem der sozialen Absicherung entlastet werden. Hierbei handelt es sich
um verfassungsrechtlich legitime Ziele. Die Verpflichtung der Bewerber
um einen 6ffentlichen Auftrag zur Zahlung eines bestimmten vergabe-
spezifischen Mindestlohns ist ein geeignetes Mittel zur Erreichung der
mit der Regelung verfolgten Ziele. Ein geeignetes Mittel ist bereits dann
gegeben, wenn mit seiner Hilfe der gewiinschte Erfolg geférdert werden
kann; es genugt bereits die Mdglichkeit der Zweckerreichung. Gemes-
sen hieran ist die Mindestlohnregelung grundséatzlich geeignet, die ge-
setzgeberischen Ziele zu erreichen. Die vergaberechtliche Mindestlohn-
regelung ist zur Erreichung der Ziele auch erforderlich. Ebenso wie bei
der Bewertung der Geeignetheit verfligt der Gesetzgeber auch bei der
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Frage der Zielerreichung Uber einen Beurteilungs- und Prognosespiel-
raum. Ausgehend von dieser Einschatzungsprarogative ist davon aus-
zugehen, dass die Einfihrung des vergabespezifischen Mindestlohns
erforderlich ist, um die beabsichtigen Ziele zu erreichen. Dieses Ergeb-
nis wird auch nicht durch die Verpflichtung zur Zahlung des gesetzlichen
Mindestlohns negiert. Denn mit der Festlegung eines Uber den allgemei-
nen gesetzlichen Mindestlohn hinausgehenden, sich an einer fir den
offentlichen Auftraggeber relevanten unteren Lohngruppe orientieren-
den Lohnstandards (vorliegend ist dies der unterste Tariflohn flr die ge-
werblichen Beschaftigten der Gebaudereinigung) kann der beabsichtigte
Zweck weitaus intensiver verfolgt werden als mit dem bestehenden allge-
meinen gesetzlichen Mindestlohn. SchlieBlich ist die mit der Einflihrung
des vergabespezifischen Mindestlohns einhergehende Beeintrachtigung
der Berufsfreiheit auch angemessen. Durch die Beschrankung der Ver-
pflichtung zur Zahlung eines bestimmten Mindestlohns lediglich auf die
Falle, die einer eigenen unternehmerischen Entscheidung zur Teilnahme
an einer offentlichen Auftragsvergabe unterliegen, ist das Gewicht des
Eingriffs stark gemindert und wiegt der Eingriff weniger schwer als die
rechtfertigenden Griinde, die der Regelung zugrunde liegen. Die Min-
destlohnregelung ist daher mit dem Grundrecht auf Berufsfreiheit (Arti-
kel 12 Abs. 1 des Grundgesetzes) vereinbar.

Satz 2 regelt die Berechnung des Mindeststundenentgelts bei zusatz-
lich Uber das regelmaRig gezahlte Grundgehalt hinaus gezahlten Ent-
geltbestandteilen. Danach kdénnen nur Leistungen in den Mindestlohn
einbezogen werden, die das Verhaltnis zwischen Leistung des Arbeit-
nehmers auf der einen und der Gegenleistung, die dieser dafur erhalt,
auf der anderen Seite nicht verandern. Entscheidend ist jeweils, inwie-
weit der Zweck der Leistung dem Zweck des Mindestlohns funktional
gleichwertig ist. Das Mindestentgelt entspricht somit dem regelmafig ge-
zahlten Grundgehalt. Dartiber hinaus gehende Entgeltbestandteile wie
Urlaubsgeld, Sonderzahlungen, Zulagen oder Zuschlage werden dabei
nur beriicksichtigt, wenn sie die in dem betreffenden Zeitraum erbrachte
tatsachliche Arbeitsleistung entgelten und nicht funktional etwas ande-
res (wie zum Beispiel eine bestimmte Erschwernis im Zusammenhang
mit der Arbeitsleistung) ausgleichen sollen (vergleiche Bundesarbeits-
gericht, Urteil vom 25. Mai 2016, 5 AZR 135/16).

Absatz 5 regelt den persdnlichen Anwendungsbereich der Vorschriften
Uber das vergabespezifische Mindestentgelt.

Satz 1 bestimmt zur Klarstellung diejenigen Personenkreise, die von
der Regelung ausgenommen sind. Diese Personenkreise sind im Sin-
ne des Arbeitsrechts nicht als Arbeitnehmer zu qualifizieren oder diesen
auch nicht durch Art und Umfang ihrer Tatigkeiten gleich einzustufen.

Durch Satz 2 und Satz 3 werden Leiharbeitnehmer in die Regelung ein-
bezogen, sofern keine Rechtsverordnung nach dem Arbeitnehmeriber-
lassungsgesetz zur Anwendung kommt. Zudem wird das Unternehmen
verpflichtet, sicherzustellen, dass im Anwendungsbereich des Absatzes 4
Satz 1 Leiharbeitnehmer, die bei der Ausfiihrung des Auftrags eingesetzt
werden, nach den Vorgaben des Arbeithehmertberlassungsgesetzes
mit den im Betrieb des Unternehmens beschaftigten vergleichbaren Ar-
beitnehmern gleichgestellt werden. Dadurch wird das Prinzip "gleicher
Lohn fir gleiche Arbeit" auch auf diesen Personenkreis erstreckt, bei
dem es angemessen und sachlich geboten ist. Mit Satz 3 wird eine "LU-
cke" aufgefangen. Fir den Fall, dass eine Rechtsverordnung im Sinne
des Arbeitnehmeriberlassungsgesetzes nicht (rechtswirksam) vorliegen
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sollte (zum Beispiel im Falle des Wegfalls oder der Unwirksamkeit der
Rechtsverordnung) und der Gleichstellungsgrundsatz nach dem Arbeit-
nehmeriberlassungsgesetz nicht zur Anwendung kommt (zum Beispiel
weil ein Auftragnehmer keine eigenen Arbeitnehmer mit Tatigkeiten be-
fasst, die denjenigen, die den eingesetzten Leiharbeitnehmern Ubertra-
gen werden, vergleichbar sind), hat der Auftragnehmer sicherzustellen,
dass den bei ihm bei der Auftragsdurchfiihrung eingesetzten Leiharbeit-
nehmern mindestens das vergabespezifische Mindest-Stundenentgelt
gezahlt wird. Die in § 10 Abs. 5 Satz 2 ThiirVgG-E getroffene Regelung
zum Grundsatz der Gleichstellung nach dem Arbeitnehmeriiberlassungs-
gesetz wird hiervon nicht berthrt.

Nach Satz 4 werden auch Arbeitnehmer, die bei Nachunternehmen be-
schaftigt sind und fir die Ausfiihrung des Auftrages eingesetzt werden,
vom vergabespezifischen Mindeststundenentgelt umfasst. Dies gilt nicht,
sofern fur diese ein Mindeststundenentgelt aufgrund eines nach dem Ta-
rifvertragsgesetz fur allgemeinverbindlich erklarten Tarifvertrages, eines
Tarifvertrages, dessen Geltung durch eine Rechtsverordnung nach dem
Arbeitnehmer-Entsendegesetz auf alle Arbeitgeber erstreckt wurde oder
einer Rechtsverordnung nach dem Arbeitnehmeriberlassungsgesetz ein
Mindeststundenentgelt vorsehen.

Absatz 6 begriindet zum einen eine regelmafige Verpflichtung zur An-
passung des vergabespezifischen Mindeststundenentgeltes, um mdg-
lichen Veranderungen der Lebensverhaltnisse und der tariflichen Kon-
ditionen Rechnung zu tragen. Zum anderen wird der Mafstab fur die
Anpassung festgelegt. Dieser orientiert sich an den zum Zeitpunkt der
Veroffentlichung zur Verfiigung stehenden Daten.

Absatz 7 erdffnet fir Kommunen und die sonstigen nichtstaatlichen Auf-
traggeber im Sinne des § 2 die Moglichkeit, die Vergabe o6ffentlicher Auf-
trage an die Erklarung der Verpflichtung nach Absatz 4 und 5 zu knipfen.
Die Anwendung der Regelungen zum vergabespezifischen Mindestent-
gelt ist fur sie fakultativ. Im Hinblick auf die derzeit nicht verifizierbaren
Auswirkungen des vergabespezifischen Mindestlohns auf die Lohnent-
wicklung im Niedriglohnsektor und auf das Preisniveau wurde von einer
verbindlichen Geltung der Absatze 4 und 5 auch flir die kommunalen Auf-
traggeber sowie die sonstigen Auftraggeber nach § 2, mit Ausnahme der
staatlichen Auftraggeber, abgesehen. Die diesbeziglichen Auswirkun-
gen sollen im Rahmen einer Evaluierung betrachtet und bewertet wer-
den. Siehe hierzu auch oben die Begriindung zu Absatz 4.

Absatz 8 wird aufgrund der Rechtsprechung des EuGH in der Rechtssa-
che C-549/13 ("Bundesdruckerei") neu eingefligt. Der EuGH hat entschie-
den, dass es mit der in Artikel 56 AEUV niedergelegten Dienstleistungs-
freiheit nicht vereinbar ist, wenn Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaates,
dem der offentliche Auftraggeber angehort, den Nachunternehmer eines
Bieters, der beabsichtigt, einen 6ffentlichen Auftrag ausschlief3lich durch
Inanspruchnahme von Arbeitnehmern auszufiihren, die bei einem Nach-
unternehmer mit Sitz in einem anderen Mitgliedstaat als dem, dem der
offentliche Auftraggeber angehdrt, beschaftigt sind, verpflichten, den ge-
nannten Arbeitnehmern ein mit diesen Rechtsvorschriften festgelegtes
Mindestentgelt zu zahlen (Diktion des EuGH). Um diesen Vorgaben des
EuGH-Urteils gerecht zu werden, wird bestimmt, dass die Pflicht der Un-
ternehmen und Nachunternehmen, eine entsprechende Verpflichtungs-
erklarung hinsichtlich des Mindestentgeltes bei der Vergabestelle vor-
zulegen, unter den Voraussetzungen der Regelung des Absatzes 8 gilt.
Unternehmen oder vorgesehene Nachunternehmen mit Sitz im EU-Aus-
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land haben eine Verpflichtungserklarung hinsichtlich des Mindestentgelts
vorzulegen, soweit sie beabsichtigen, die Leistung im Inland zu erbrin-
gen. Um den Bedirfnissen in der Praxis Rechnung zu tragen, werden
Unternehmen oder vorgesehene Nachunternehmen mit Sitz im Nicht-
EU-Ausland gleichgestellt.

Absatz 9 enthalt eine Klarstellung, die der sozialrechtlichen Zielsetzung
far anerkannte Werkstatten flr behinderte Menschen und anerkannte
Blindenwerkstatten Rechnung tragt. Es handelt hierbei gesetzestech-
nisch um eine dynamische Verweisung auf die genannten Vorschriften
des Neunten Buches Sozialgesetzbuch in ihrer jeweils geltenden Fas-
sung.

Zu Buchstabe e (Absatz 10)

Die Anderung der Absatz-Reihenfolge ist eine redaktionelle Folgean-
derung.

Die Streichung "bei Angebotsabgabe" ist eine Folgeanderung der Rege-
lung des Bestbieterprinzips (§ 12 a). Entgegen der friiheren Gesetzes-
fassung ist es nach der Neuregelung nicht mehr notwendig von den Bie-
tern bei der Abgabe des Angebotes eine schriftliche Erklarung tGber die
Einhaltung der Voraussetzungen zu fordern. Die Erfordernisse werden
durch die neu eingefiihrte Vorschrift des § 12 a ausreichend gewahrt.

Zu Nummer 9 (§ 10 a - Betreiberwechsel bei der Erbringung von
Personenverkehrsdiensten)

Die Regelung tbernimmt die aus Artikel 4 Abs. 5 der Verordnung (EG)
Nr. 1370/2007 sich ergebende Mdglichkeit zur Verpflichtung des aus-
gewahlten Betreibers zur Ubernahme der Arbeitnehmer des bisherigen
Betreibers zu den Arbeitsbedingungen, die diesen von dem bisherigen
Betreiber gewahrt wurden. Diese Regelung dient dem Schutz der Arbeit-
nehmer im Bereich der Erbringung von 6ffentlichen Personenverkehrs-
diensten auf Schiene und StralRe. Im Falle einer durch den Auftragge-
ber verlangten Weiterbeschéaftigung der Arbeithehmer des bisherigen
Betreibers hat der neue Betreiber auch die bisherigen Arbeitsbedingun-
gen dieser Arbeitnehmer zu Ubernehmen und ihnen zu gewahren. Die
arbeitsrechtliche Mdglichkeit einer Beschaftigung der Arbeitnehmer des
bisherigen Betreibers beim ausgewahlten, neuen Betreiber zu schlech-
teren Arbeitsbedingungen kann durch eine diesbezligliche Verpflichtung
des ausgewahlten, neuen Betreibers verhindert werden.

Der 6ffentliche Auftraggeber kann gegentiiber dem bisherigen Betreiber
die Zurverfligungstellung der in Satz 2 genannten Unterlagen oder die
Einsichtnahme in diese bereits in der Phase der Planung des Vergabe-
verfahrens fordern. Dies stellt sicher, dass der 6ffentliche Auftraggeber
bereits zu diesem Zeitpunkt Uber die ausschreibungsrelevanten Informa-
tionen verfligt, um seine Entscheidung hinsichtlich des Verlangens der
Personaliibernahme nach Satz 1 treffen und dieses in der Bekanntma-
chung oder in den Vergabeunterlagen angeben zu kénnen. Der 6ffentli-
che Auftraggeber hat in der Bekanntmachung oder in den Vergabeunter-
lagen anzugeben, dass er von dem ausgewahlten Betreiber verlangt, die
Arbeitnehmer des bisherigen Betreibers zu den Arbeitsbedingungen zu
Ubernehmen, die diesen von dem vorherigen Betreiber gewahrt wurden.

Dariliber hinaus wird in diesem Zusammenhang auf die fir den Ober-
schwellenbereich geltende und zu beachtende Regelung fiir den Eisen-
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bahnverkehr des § 131 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankun-
gen (GWB), insbesondere Absatz 3 hingewiesen.

Zu Nummer 10 (§ 11 ILO - Kernarbeitsnormen)

Die Streichung "bei Angebotsabgabe" in Absatz 2 ist eine Folgeédnde-
rung der Regelung des Bestbieterprinzips (§ 12 a). Entgegen der frii-
heren Gesetzesfassung ist es nach der Neuregelung nicht mehr not-
wendig von den Bietern bei der Abgabe des Angebotes eine schriftliche
Erklarung Uber die Einhaltung der Voraussetzungen zu fordern. Die Er-
fordernisse werden durch die neu eingeflihrte Vorschrift des § 12 a aus-
reichend gewahrt.

Die Streichung der Formvorgabe "schriftlich" macht das Gesetz zu-
kunftssicher im Hinblick auf die schrittweise Einfihrung der elektroni-
schen Kommunikation (E-Vergabe). Mit der Einfiihrung des § 12 a Abs. 1
Satz 2 wird die Form an die fur den Oberschwellenbereich geltenden
Regelungen des GWB, der Vergabe- und Vertragsordnung fir Bauleis-
tungen (VOB/A, Abschnitt 2) und der Vergabeverordnung sowie fiir den
Unterschwellenbereich geltenden Regelungen der Unterschwellenver-
gabeordnung und der Vergabe- und Vertragsordnung flr Bauleistungen
(VOB/A, Abschnitt 1) angepasst. Die anzuwendende Form wird im kon-
kreten Einzelfall und in der jeweiligen Einfiihrungsphase nach den je-
weils einschlagigen Vorschriften vom Auftraggeber bestimmt.

Zu Nummer 11 (§ 12 Nachunternehmereinsatz)
Zu Buchstabe a (Absatz 1)

Hinsichtlich der Streichung der Formvorgabe "schriftlich” wird auf die obi-
gen Ausfiuhrungen zu Nummer 8 Buchstabe b) aa) verwiesen.

Mit der Einfligung "in der fur Erklarungen des Auftragnehmers nach § 12 a
Abs. 1 Satz 2 bestimmten Form" wird die Form an die flr Bieter vorge-
gebene Form angeglichen und ein einheitlicher Kommunikationsstan-
dard im Vergabeverfahren erzielt. Die anzuwendende Form wird dabei
im konkreten Einzelfall und in der jeweiligen Einfihrungsphase nach den
jeweils einschlagigen Vorschriften vom Auftraggeber bestimmt.

Zu Buchstabe b (Absatz 3)

Durch die Aufnahme der Ausschlussgriinde in Absatz 3 wird darauf hin-
gewiesen, dass im Rahmen der Priifung der Geeignetheit eines Nachun-
ternehmers wie bisher zu priifen ist, ob Griinde fiir den Ausschluss des
Nachunternehmers vorliegen. Mit dem am 18. April 2016 in Kraft getrete-
nen novellierten Teil 4 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen
sind die Ausschlussgriinde (zwingende und fakultative Ausschlussgrin-
de) neu formuliert und detailliert geregelt worden, worauf die Bestimmun-
gen in der Vergabeverordnung verweisen. An diesen Regelungen orien-
tieren sich auch die Regelungen der Unterschwellenvergabeordnung und
der Vergabe- und Vertragsordnung fiir Bauleistungen (VOB/AAbschnitt 2;
VOB/A Abschnitt 1 enthalt hierzu unter anderem weniger detaillierte Re-
gelungen). Mit dem Hinweis auf die zu priifenden Ausschlussgriinde soll
die Aufmerksamkeit auf die Beachtung der Ausschlussgriinde nach den
einschlagigen Bestimmungen der im konkreten Einzelfall jeweils in Be-
tracht kommenden Verfahrensordnungen gelenkt werden.
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Zu Nummer 12 (§ 12 a Verfahrensanforderungen zu den Erklarun-
gen, Bestbieterprinzip)

Im Rahmen der im Jahre 2016 durchgeflhrten Evaluierung des Tharin-
ger Vergabegesetzes wurde von Vergabestellen und auch von Unter-
nehmen insbesondere die Vielzahl der nach dem Thiringer Vergabege-
setz verpflichtend vorzulegenden Erklarungen und Nachweise kritisiert,
die zu einem Mehraufwand auf beiden Seiten fuhren und gleichzeitig die
Fehleranfalligkeit erhéhen. Dies wurde im Evaluierungsgutachten ent-
sprechend dargestellt (siehe unter ™). Diesen Anforderungen, denen sich
sowohl die Bieter als auch die Vergabestellen ausgesetzt sehen, tragt
die Regelung des § 12 a Rechnung. Fir beide Gruppen wird das Ver-
gabeverfahren im Hinblick auf die nach dem Thiringer Vergabegesetz
verpflichtend vorzulegenden Erklarungen (Verpflichtungs- und Eigener-
klarungen) und Nachweise verschlankt. Die Einfuhrung des Bestbieter-
prinzips stellt eine effektive und sinnvolle Malnahme zum Burokratie-
abbau dar, das die bestehende Struktur und Regelungssystematik des
Gesetzes bertcksichtigt.

Absatz 1 normiert das neu eingefiihrte Bestbieterprinzip. Bestbieter im
Sinne des Gesetzes ist derjenige Bieter, dem nach Durchfiihrung der
Wertung der Angebote entsprechend den vier Prifungsschritten (vier
Wertungsstufen: formale Angebotswertung, Eignungsprufung, Prifung
der Angemessenheit des Preises, Auswahl des wirtschaftlichsten Ange-
bots anhand der vorgegebenen Zuschlagskriterien (bestes Preis-Leis-
tungsverhaltnis)) der Zuschlag erteilt werden soll. Aufgrund des Best-
bieterprinzips wird nunmehr nur derjenige Bieter, dem der Zuschlag
erteilt werden soll, verpflichtet, die nach dem Thiringer Vergabege-
setz verpflichtend vorzulegenden Erklarungen und Nachweise bei der
Vergabestelle vorzulegen. Dies betrifft die Erklarungen und Nachwei-
se nach §§ 10, 11, 12, 17 und umfasst auch die auf den Nachunterneh-
mer lautenden nach dem Thiringer Vergabegesetz verpflichtend vor-
zulegenden Erklarungen und Nachweise. Auf diese Art und Weise wird
nicht nur der Kreis der Bieter entlastet, sondern auch die Vergabestel-
len, die nicht mehr fir jeden einzelnen Bieter die Einhaltung der Vorga-
ben des Thiringer Vergabegesetzes tberprifen missen. Dadurch wird
der Aufwand an Burokratie fUr alle Beteiligten erheblich reduziert und
das Verfahren deutlich verschlankt. Dennoch wird gleichzeitig gewahr-
leistet, dass die vom Thiringer Vergabegesetz bezweckten Ziele weiter
eingehalten werden, da das fur den Zuschlag vorgesehene Unterneh-
men die Anforderungen des Thiringer Vergabegesetzes zu erflllen hat.
Hierzu verpflichtet sich der Bieter mit seiner Unterschrift unter die nach
dem Thiringer Vergabegesetz abzugebenden Verpflichtungserklarun-
gen. Zudem wird die Einhaltung dieser Verpflichtungen nach dem Thu-
ringer Vergabegesetz durch den Bieter durch die gesetzlichen Sanktio-
nen nach § 18 gewahrleistet.

Die Einfligung von Absatz 1 Satz 2 macht das Gesetz zukunftssicher im
Hinblick auf die schrittweise Einflihrung der elektronischen Kommunika-
tion (E-Vergabe). Die anzuwendende Form wird im konkreten Einzelfall
und in der jeweiligen Einfihrungsphase nach den jeweils einschlagigen
Vorschriften vom Auftraggeber bestimmt und in der Bekanntmachung
oder in den Vergabeunterlagen bekannt gemacht. Die Form wird hier-
durch an die fiir den Oberschwellenbereich geltenden Regelungen des
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen, der Vergabe- und Ver-
tragsordnung fiir Bauleistungen (VOB/A, Abschnitt 2) und der Vergabe-
verordnung sowie fur den Unterschwellenbereich geltenden Regelungen
der Unterschwellenvergabeordnung und der Vergabe- und Vertragsord-
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nung fir Bauleistungen (VOB/A, Abschnitt 1) angepasst. Die Vorschrift
berlicksichtigt, dass nach der zwingenden Umstellung auf die E-Vergabe
eine regelmafige Abforderung der der Schriftform entsprechenden qua-
lifizierten elektronischen Signatur als Wettbewerbsbeschrankung ange-
sehen werden kann, im begriindeten Einzelfall bleibt diese Formvorgabe
jedoch zulassig. Durch die Festlegung im Rahmen der Bekanntmachung
oder in den Vergabeunterlagen wird sichergestellt, dass Bieter bereits
frihzeitig Uber die zulassigen Kommunikationsmittel informiert sind.

Absatz 2 verpflichtet die Auftraggeber, in der Bekanntmachung oder in
den Vergabeunterlagen darauf hinzuweisen, dass der erfolgreiche Bieter
im Fall der beabsichtigten Zuschlagserteilung die nach dem Tharinger
Vergabegesetz verpflichtend vorzulegenden Erklarungen und Nachwei-
se nach Aufforderung innerhalb von mindestens drei Werktagen vorlegen
muss. So wird gewahrleistet, dass der Bieter bereits im Vorfeld tber sei-
ne mdglichen Pflichten informiert ist und diese Information auch bei sei-
ner Entscheidung Berlcksichtigung finden kann, insbesondere bei der
Frage, ob er Uberhaupt ein Angebot abgeben méchte. Der Auftraggeber
hat daher auch darauf hinzuweisen, dass bei nicht fristgerechter Vorla-
ge der nach dem Thuringer Vergabegesetz verpflichtend vorzulegenden
Erklarungen und Nachweise, dass heildt innerhalb der bestimmten Frist,
das Angebot von der Wertung auszuschliel3en ist. Die Rechtsfolge des
Wertungsausschlusses ist in Absatz 4 geregelt. Auf den Wertungsaus-
schluss hat der Auftraggeber in der Bekanntmachung oder in den Ver-
gabeunterlagen ausdrtcklich aufmerksam zu machen.

Absatz 3 bestimmt die Frist, innerhalb der die nach dem Thiringer Verga-
begesetz verpflichtend vorzulegenden Erklarungen und Nachweise ein-
zureichen sind. Diese betragt mindestens drei Werktage. Das tragt dem
Umstand Rechnung, dass das Vergabeverfahren mdglichst zligig abge-
schlossen und der Zuschlag nur nach Priifung aller erforderlichen Unter-
lagen erteilt werden kann. Eine zusatzliche Verzégerung des Vergabe-
verfahrens ist dadurch nicht zu erwarten, da es gleichzeitig aufseiten der
Bieter und der Vergabestellen wegen des Entfallens der Einreichung der
nach dem Thuringer Vergabegesetz verpflichtenden Unterlagen durch
alle Bieter und des Entfallens der Priifung der Unterlagen aller Bieter zu
zeitlichen Einsparungen kommen wird. Zudem ist eine kurze Frist zur Vor-
lage der nach dem Thuringer Vergabegesetz verpflichtend vorzulegen-
den Unterlagen ausreichend, da die Bieter durch die Bekanntmachung
oder die Vergabeunterlagen hinreichend darauf vorbereitet sind, dass
im Falle der beabsichtigten Zuschlagserteilung die Einreichung der nach
dem Thiringer Vergabegesetz verpflichtend vorzulegenden Unterlagen
fristgeman erfolgen muss, damit es tatsachlich zum Zuschlag und damit
zum Vertragsschluss kommen kann. Es ist daher davon auszugehen,
dass die Bieter aufgrund der Information in der Bekanntmachung oder
in den Vergabeunterlagen entsprechende Vorbereitungen und Vorkeh-
rungen im Rahmen ihres unternehmerischen Handelns treffen werden.

Absatz 3 ermoglicht es der Vergabestelle, die Frist von drei Werktagen
unter den Voraussetzungen zu verlangern, dass die nach dem Thiringer
Vergabegesetz verpflichtend vorzulegenden Erklarungen und Nachweise
nicht innerhalb des nach Satz 1 bestimmten Zeitraumes vorgelegt wer-
den kénnen oder dies im Hinblick auf Art und Umfang des Auftrages an-
gemessen erscheint. Diese beiden Voraussetzungen kdénnen alternativ
vorliegen. Hierdurch soll vor allem vermieden werden, dass ein erneutes
Vergabeverfahren stattfinden muss, weil zum Beispiel nur ein einziges
Angebot erfolgt ist, dem Bieter es allerdings aus tatsachlichen Griinden
nicht moglich ist, die erforderlichen Unterlagen innerhalb der Frist einzu-
reichen. Alternativ setzt die Fristverlangerung voraus, dass diese nach
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Art und Umfang des Auftrages angemessen erscheint. Dies vermeidet
eine beliebig lange Verlangerung der Frist, so dass eine mdglichst zu-
gige Vorlage der erforderlichen Unterlagen erfolgt und der Bieter sich
um deren schnelle Einreichung bemuht. Mit der Verlangerungsoption ist
auch der Fall abgedeckt, dass der Bieter um Verlangerung der Frist bit-
tet. Der Auftraggeber hat hierliber unter den genannten Voraussetzun-
gen nach pflichtgemaem Ermessen zu entscheiden.

Die Regelung erméglicht es dem Bieter, dem der Zuschlag erteilt wer-
den soll, nicht, sich von seinem Angebot ohne weiteres zu I6sen. Bereits
durch die Teilnahme an einem Vergabeverfahren wird zwischen dem Auf-
traggeber und dem Bieter ein Vertrauensverhaltnis nach den zivilrechtli-
chen Malstaben § 311 Abs. 2, § 241 Abs. 2 BGB begriindet (BGH NJW
2000, 661; OLG Koblenz ZfBR 2014, 505 f.; Wagner NZBau 2005, 436).
Der Bieter Ubernimmt durch die Abgabe eines Angebots die vorvertragli-
che Pflicht, die erforderlichen Unterlagen auch tatsachlich innerhalb des
ihm zur Verfligung stehenden Zeitraumes vorzulegen. Durch die deut-
lichen Hinweise in der Bekanntmachung oder in den Vergabeunterla-
gen weild der Bieter, dass ihn die Verpflichtung zur Vorlage der erforder-
lichen Unterlagen im Falle der beabsichtigten Zuschlagserteilung trifft.
Kommt der Bieter dieser Pflicht nicht nach, macht er sich gegebenen-
falls schadensersatzpflichtig.

Die Regelung des Wertungsausschlusses nach Absatz 4 ist als Spezi-
alregelung zum Nachfordern und zum Wertungsausschluss nach § 15
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 anzusehen. Die Regelung des § 15 Abs. 1 Satz 1
Nr. 2 kommt bei dem Verfahren nach § 12 a Abs. 1 bis 4 nicht zur An-
wendung. Absatz 4 bestimmt, dass das Angebot des Bieters, dem der
Zuschlag erteilt werden soll, von der Wertung auszuschlief3en ist, wenn
er nicht rechtzeitig innerhalb der nach Absatz 3 vom Auftraggeber be-
stimmten Frist die nach dem Thiringer Vergabegesetz erforderlichen
Verpflichtungserklarungen und Nachweise vorgelegt hat. Der bereits
im allgemeinen Vergaberecht nach den Verfahrensregelungen fiir den
Liefer- und Dienstleistungsbereich sowie flr den Baubereich bestehen-
de Rechtsgedanke der Nachforderung von Erklarungen und Nachwei-
sen wird auf das Bestbieterprinzip Ubertragen. Durch die Nachforderung
der Verpflichtungserklarungen und Nachweise wird der Ausschluss von
Angeboten von der Wertung und damit vom Vergabeverfahren vermie-
den. Dies erscheint insbesondere im Hinblick auf formale Grinde, wie
zum Beispiel die Nichtvorlage und unvollstandige Vorlage der Erklarun-
gen als unverhaltnismaRig. Zur Umsetzung dieses Regelungsgedan-
kens sind die nach dem Thiringer Vergabegesetz bestehenden jeweili-
gen Formblatter mit der Uberschrift "Erganzende Vertragsbedingungen"”
entsprechend anzupassen. Bei diesen Formblattern handelt es sich um
Erklarungen nach dem Thuringer Vergabegesetz, die verpflichtend vor-
zulegen sind. Bei den jeweiligen Formblattern werden die Uberschrift
"Erganzende Vertragsbedingungen" und die jeweiligen Hinweise zum
sofortigen Ausschluss des Angebotes vom Vergabeverfahren bei Nicht-
vorlage und unvollstandiger Vorlage mit Angebotsabgabe wegfallen. Im
Hinblick auf den dargestellten Regelungsgedanken ist ebenso die Thi-
ringer Verwaltungsvorschrift zur Vergabe 6ffentlicher Auftrage entspre-
chend zu andern.

Ist nach Absatz 4 Satz 1 das Angebot von der Wertung auszuschlie3en,
regelt Satz 2, dass das der Rangfolge nach nachste Angebot heranzu-
ziehen ist. Dementsprechend sind hierflr ebenfalls die Regelungen des
Bestbieterprinzips anzuwenden.
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In den in Absatz 5 geregelten Fallen ist eine Ausnahme vom Verfahren
des Bestbieterprinzips mdglich. Die Ausnahme vom Bestbieterprinzip
bedeutet, dass der Auftraggeber abweichend vom Regelfall des Verfah-
rens nach dem Bestbieterprinzip die nach dem Thiringer Vergabege-
setz verpflichtend vorzulegenden Erklarungen und Nachweise bereits mit
der Abgabe des Angebots von allen Bietern fordern darf. Diese Ausnah-
memoglichkeit soll dem Auftraggeber ermdglichen, das Vergabeverfah-
ren um die drei bis finf Werktage nach Absatz 2 zu straffen. Die objekti-
ve Dringlichkeit liegt vor, wenn die Notwendigkeit besteht, kurzfristig zu
handeln (zum Beispiel bei Gefahr im Verzug). Das Tatbestandsmerkmal
der objektiven Dringlichkeit muss auf objektiven Gegebenheiten beruhen
und darf nicht aus einer subjektiven Einschatzung folgen. Die Dringlich-
keit ist regelmafig nur bei unaufschiebbaren, nicht durch den Auftragge-
ber verursachten Ereignissen anzunehmen, bei denen eine Beeintrach-
tigung fiir die Aligemeinheit und die Aufgabenerfiillung der &ffentlichen
Hand droht, etwa durch einen schweren, nicht wieder gutzumachenden
Schaden. Die Feststellung der objektiven Dringlichkeit erfordert eine Ab-
wagung im Einzelfall, in die die grundsatzliche Pflicht des Auftraggebers
zur Durchfliihrung des Verfahrens nach dem Bestbieterprinzip einerseits
und die durch das zur Dringlichkeit fiihrende Ereignis bedrohten Rechts-
guter andererseits einzustellen sind. Um den Ausnahmecharakter des
Abweichens vom Verfahren des Bestbieterprinzips gegenliber dem Re-
gelfall des Verfahrens nach dem Bestbieterprinzip zu wahren, ist das Tat-
bestandsmerkmal der objektiven Dringlichkeit eng auszulegen.

Der Hinweis zur Geltung des § 15 bedeutet, dass im Fall des Absatzes 5
hinsichtlich des Nachforderns der nach dem Thuringer Vergabegesetz
verpflichtend vorzulegenden Erklarungen und Nachweise und des Wer-
tungsausschlusses die Regelung des § 15 anzuwenden ist. Fur die ver-
pflichtend vorzulegenden Erklarungen und Nachweise nach dem Thi-
ringer Vergabegesetz ist in § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 geregelt, dass die
verpflichtend vorzulegenden Erklarungen und Nachweise nach dem Th-
ringer Vergabegesetz nach den jeweils einschlagigen Bestimmungen
der Vergabeverordnung, der Vergabe- und Vertragsordnung fur Bau-
leistungen und der Unterschwellenvergabeordnung nachgefordert wer-
den kénnen beziehungsweise missen, sofern sie nicht mit der Abga-
be des Angebotes vorgelegt worden sind. Dies ergibt sich auch aus der
Formulierung in § 15 Absatz 1" ... nicht zum geforderten Zeitpunkt", die
eine Nachforderung der verpflichtend vorzulegenden Erklarungen nach
dem Thuringer Vergabegesetz erméglicht. Durch die Nachforderung der
Verpflichtungserklarungen und Nachweise wird der Ausschluss von An-
geboten von der Wertung und damit vom Vergabeverfahren, insbeson-
dere aus formalen Grinden, vermieden. Klarstellend wird darauf hinge-
wiesen, dass die Regelung des § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 zur Anwendung
kommt, wenn kein Verfahren nach § 12 a Abs. 1 bis 4 vorliegt. Die Be-
zugnahme auf § 15 bedeutet auch, dass die Bestimmungen des Nach-
forderns und des Wertungsausschlusses nach § 15 Absatz 2 auch fur
die auf den Nachunternehmer lautenden nach dem Thiringer Vergabe-
gesetz verpflichtend vorzulegenden Erklarungen und Nachweise gelten.
Durch den Hinweis bereits in der Bekanntmachung oder in den Vergabe-
unterlagen wird fur alle Bieter klargestellt, dass sie die nach dem Tharin-
ger Vergabegesetz verpflichtend vorzulegenden Erklarungen und Nach-
weise bereits mit der Abgabe des Angebotes vorzulegen haben. Dieser
ausdrickliche Hinweis dient der Rechtsklarheit sowie Rechtssicherheit
und es kdnnen Verfahrensverzégerungen durch ein eventuelles Nach-
fordern vermieden werden.
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Zu Nummer 13 (§ 13 Beriicksichtigung von sozialen oder umwelt-
bezogenen MaRnahmen bei gleichwertigen Angeboten)

Im Hinblick auf die Erganzung der Vorschrift um weitere MaRnahmen,
die fir eine Bevorzugung in Betracht kommen, wird die Uberschrift neu
formuliert und allgemeiner gefasst.

Um die Berticksichtigung sozialer und umweltbezogener Aspekte weiter
zu forcieren, wird die bereits in der derzeitigen Gesetzesfassung beste-
hende "Bonusregelung" der Bevorzugung von Bietern bei der Zuschlags-
erteilung, die bestimmte Kriterien erflllen unter der Voraussetzung des
Vorliegens gleichwertiger Angebote als verbindliche Regelung ausge-
staltet. Beim Vorliegen gleichwertiger Angebote ist bei der Entscheidung
Uber den Zuschlag auf ein Angebot das Angebot des Bieters zu bevor-
zugen, der in seinem Unternehmen gemessen an seiner Betriebsstruk-
tur mehr als ein anderer Bieter mit gleichwertigem Angebot soziale oder
umweltbezogene MalRnahmen durchfihrt. Die Regelung enthalt eine bei-
spielhafte, nicht abschlieRende Aufzahlung von sozialen und umweltbe-
zogenen MalRnahmen. Die nicht abschlielende Aufzahlung der sozia-
len und umweltbezogenen MalRnahmen erlaubt es den Auftraggebern,
jeweils auf den einzelnen konkreten Vergabefall bezogen auch weitere
soziale oder umweltbezogene MalRnahmen zu wéahlen und als Anforde-
rung an die Bieter fur die Zuschlagsentscheidung beim Vorliegen sonst
gleichwertiger Angebote zu stellen. Die hierfur zugrunde zu legende
MalRnahme oder die zugrunde zu legenden MalRnahmen nach Satz 1
sind in der Bekanntmachung oder in den Vergabeunterlagen anzuge-
ben. Die ersatzlose Streichung des Absatzes 3 dient der Vereinfachung
des Verfahrens. Zudem kénnen gerade kleine Unternehmen durch die
Bevorzugung belohnt werden, wenn sie sich sozial oder 6kologisch be-
sonders engagieren.

Zu Nummer 14 (§ 14 Wertung unangemessen niedriger Angebote)
Zu Buchstabe a (Absatz 1)

Die Anderung ist eine redaktionelle Folgeanderung zur Bestimmung der
Anwendbarkeit der Unterschwellenvergabeordnung nach § 1 Abs. 2.
Es wird die Bezeichnung der nunmehr fur die Vergabe von Liefer- und
Dienstleistungsauftragen im Unterschwellenbereich geltenden neuen
Verfahrensordnung aufgenommen. Zudem ist in die Aufzahlung die ab
dem 18. April 2016 geltende Vergabeverordnung aufzunehmen, in die
der fur den Oberschwellenbereich geltende Abschnitt 2 der Vergabe- und
Vertragsordnung fUr Leistungen integriert wurde. Des Weiteren dient die
Anderung der sprachlichen Vereinheitlichung der Terminologie innerhalb
dieses Gesetzes und ist lediglich redaktioneller Natur.

Zu Buchstabe b (Absatz 2)

Die Praxis hat gezeigt, dass die Aufgreifschwelle von zehn vom Hundert
zum nachsthéheren Angebot zu niedrig ist. Durch diese gesetzliche Vor-
gabe wird der Auftraggeber zur Uberpriifung der Kalkulation des Ange-
botes verpflichtet, obwohl tatsachlich kein ungewoéhnlich niedriger Preis
vorliegt; zehn Prozent Abweichungen sind nicht ungewoéhnlich und nicht
per se fragwurdig. Da nach der Rechtsprechung bei einer prozentualen
Abweichung zum nachst héheren Angebot auch von einer 20-Prozent-
Grenze ausgegangen werden kann, wurde die derzeit geltende 10-Pro-
zent-Grenze durch die Schwelle von 20 Prozent ersetzt. Die durch diese
Regelung normierte Aufgreifschwelle wird dem Auftraggeber die Gren-
ze vorgegeben, ab der sich der Auftraggeber die Kalkulation des Bieters
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vorlegen lassen und diese Uiberpriifen muss. Durch diese Anderung wird
die wie bisher weiter bestehende Pflicht des Auftraggebers, ungewdhn-
lich niedrig erscheinende Angebote zunachst durch verschiedene ande-
re MaRnahmen vom Bieter aufklaren zu lassen, nicht berihrt.

Zu Nummer 15 (§ 15 Wertungsausschluss)

Der gesamte Absatz 1 wurde inhaltlich gleichbleibend redaktionell neu
gefasst, da die Zuordnung der allgemeinen Aussagen zu den Nummern 1
bis 3 allein zu Nummer 3 unzutreffend war und sich richtigerweise auf
samtliche Nummern, dass heif3t auf die Nummern 1 bis 3 erstreckt. Eine
inhaltliche Anderung ist damit nicht verbunden.

Die Erganzung der Paragraphenangaben dient der Vervollstandigung
der Aufzahlung der bereits bislang nach dem Thiringer Vergabegesetz
vorzulegenden Erklarungen zu den §§ 12 und 17.

Die weitere Anderung ist eine redaktionelle Folgednderung zur Bestim-
mung der Anwendbarkeit der Unterschwellenvergabeordnung nach § 1
Abs. 2. Es wird die Bezeichnung der nunmehr fiir die Vergabe von Lie-
fer- und Dienstleistungsauftragen im Unterschwellenbereich geltenden
neuen Verfahrensordnung aufgenommen. Zudem ist in die Aufzahlung
die ab dem 18. April 2016 geltende Vergabeverordnung aufzunehmen,
in die der fiir den Oberschwellenbereich geltende Abschnitt 2 der Verga-
be- und Vertragsordnung fiir Leistungen integriert wurde.

Zu Nummer 16 (§ 17 Kontrollen)
Zu Buchstabe a (Absatz 1)

Die Verweisung in Absatz 1 Satz 2 wird redaktionell angepasst, da § 15
Abs. 1 in zwei Satze untergliedert ist. Eine inhaltliche Anderung ist da-
mit nicht verbunden.

Zu Buchstabe b (Absatz 1)

Die europaische Datenschutz-Grundverordnung ist als Verordnung in
Thiringen unmittelbar geltendes Recht. Soweit datenschutzrechtliche
Bestimmungen zu beachten sind, ist diese daher in Satz 3 neben dem
Tharinger Datenschutzgesetz zu zitieren.

Zu Nummer 17 (§ 18 Sanktionen)
Zu Buchstabe a (Absatz 1)

Die Verweisung in Absatz 1 Satz 1 wird redaktionell angepasst, da sich
die Verweisung nicht auf die neu aufgenommene Regelung des § 10 a
erstreckt. Eine inhaltliche Anderung ist damit nicht verbunden.

Daruber hinaus dient die Umformulierung in Satz 1 der Klarstellung. Eine
am bisherigen Wortlaut der Regelung orientierte Fehlinterpretation da-
hingehend, dass nach zwanzig Verst6Ren 100 Prozent des Auftragswer-
tes erreicht sind, soll vermieden werden. Der geltende Regelungsgehalt,
dass eine Deckelung der prozentualen Hohe flr die einzelne Vertrags-
strafe als auch fir die Summe der Vertragsstrafen jeweils bei finf vom
Hundert des Auftragswertes (netto) gewollt ist, wird nunmehr durch den
klarstellenden Wortlaut eindeutig zum Ausdruck gebracht.
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Zu Buchstabe b (Absatz 3)
Zu Doppelbuchstabe aa

Die Verweisung in Absatz 3 Satz 1 wird redaktionell angepasst, da sich
die Verweisung nicht auf die neu aufgenommene Regelung des § 10 a
erstreckt. Eine inhaltliche Anderung ist damit nicht verbunden.

Zu Doppelbuchstabe bb

Die Anderung in Satz 4 wird in Anbetracht dessen vorgenommen, dass
der Grund des Ausschlusses weggefallen ist und fiir die Wiederzulas-
sung eines ausgeschlossenen Unternehmens die Uber die eigentliche
Auftragssperre hinausgehende weitere Sanktionierung durch eine Min-
destausschlussdauer nicht gerechtfertigt erscheint. Die Sanktionierung
von VerstoRRen gegen die malgeblichen Verpflichtungen nach Absatz 3
erfolgt bereits durch die Verhangung der Auftragssperre selbst. Fiir den
Fall des Wegfalls des Ausschlussgrundes, dass Unternehmen Schluss-
folgerungen aus ihrem Fehlverhalten gezogen haben (zum Beispiel durch
personelle Veranderungen oder Prozessanpassungen), muss ein Ver-
zicht auf einen Ausschluss méglich sein. Bei einem Wegfall des Aus-
schlussgrundes kdnnte das Festhalten an der Mindestsperre von sechs
Monaten fir Unternehmen, insbesondere fiir kleine und mittlere Unter-
nehmen, gegebenenfalls existenzbedrohend sein, wenn sie sich in die-
ser Zeit nicht an der Vergabe offentlicher Auftrage beteiligen kénnen.
Zudem entspricht das Nichtaufrechterhalten des Mindestausschlusses
von sechs Monaten, obwohl kein Ausschlussgrund mehr besteht, im
Grundsatz dem System der SelbstreinigungsmaRnahmen zur Vermei-
dung eines Ausschlusses vom Vergabeverfahren nach den geltenden
neuen Regelungen des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen
fir den Oberschwellenbereich und der Unterschwellenvergabeordnung
fir den Unterschwellenbereich. Diese durch die Anderung bewirkte An-
passung dient somit auch der Harmonisierung und Vereinheitlichung
von Vergabevorschriften und Vergabeverfahren.

Zu Nummer 18 (§ 19 Information der Bieter, Nachpriifung des Ver-
gabeverfahrens unterhalb der Schwellenwerte, Unwirksamkeit von
offentlichen Auftragen)

Zu Buchstabe a

In der Uberschrift der Vorschrift soll die neu aufgenommene Regelung
zur Unwirksamkeit eines 6ffentlichen Auftrages zum Ausdruck kommen.
Daher wird die Uberschrift um diesen neuen Tatbestand ergénzt.

Zu Buchstabe b (Absatz 1)

Zu Doppelbuchstabe aa

Zu Dreifachbuchstabe aaa

Die Normverweisung ist veraltet und daher an die nunmehr geltende
Regelung der Schwellenwerte im Gesetz gegen Wettbewerbsbeschran-

kungen (GWB) redaktionell anzupassen. Eine inhaltliche Anderung ist
damit nicht verbunden.
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Zu Dreifachbuchstabe bbb

Im Sinne einer effektiven Nutzung und Wirkung der Beanstandungsmdg-
lichkeit durch den Bieter vor Ablauf der Sieben-Tages-Frist nach § 19
Abs.2 Satz 1 ThirVgG hat der Auftraggeber den nicht bertcksichtigten
Bietern im Rahmen der von ihm zu erteilenden Informationen auch den
frihestmdglichen Zeitpunkt der Zuschlagserteilung mitzuteilen. Dies er-
hdéht die Transparenz des Vergabeverfahrens und starkt die Akzeptanz
hinsichtlich der Durchflihrung eines fairen und wettbewerbsgleichen Ver-
gabeverfahrens.

Zu Doppelbuchstabe bb

Hinsichtlich der Streichung der Formvorgabe "schriftlich” und der Einfu-
gung "in der nach § 12 a Abs. 1 Satz 2 bestimmten Form" wird auf die
obigen Ausfiihrungen zu Nummer 8 Buchstabe b) aa) verwiesen.

Mit der Einfligung "in der nach § 12 a Abs. 1 Satz 2 bestimmten Form"
wird die Form an die fiir Bieter vorgegebene Form angeglichen und ein
einheitlicher Kommunikationsstandard im Vergabeverfahren erzielt. Die
anzuwendende Form wird dabei im konkreten Einzelfall und in der je-
weiligen Einfiihrungsphase nach den jeweils einschlagigen Vorschriften
vom Auftraggeber bestimmt.

Zu Buchstabe c (Absatz 2)
Zu Doppelbuchstabe aa

Hinsichtlich der Streichung der Formvorgabe "schriftlich” und der Einfu-
gung "in der nach § 12 a Abs. 1 Satz 2 bestimmten Form" wird auf die
obigen Ausfiihrungen zu Nummer 8 Buchstabe b) aa) verwiesen.

Mit der Einfligung "in der nach § 12 a Abs. 1 Satz 2 bestimmten Form"
wird die Form an die fiir Bieter vorgegebene Form angeglichen und ein
einheitlicher Kommunikationsstandard im Vergabeverfahren erzielt. Die
anzuwendende Form wird dabei im konkreten Einzelfall und in der je-
weiligen Einfiihrungsphase nach den jeweils einschlagigen Vorschriften
vom Auftraggeber bestimmt.

Die Aufnahme der Voraussetzung - Verletzung seiner Rechte - dient der
effektiven und effizienten Durchfihrung des Beanstandungs- und Nach-
prifungsverfahrens. Im Rahmen der Nachpriifung kann nunmehr die
Rulge eines Bieters daraufhin Gberpriift werden, ob diese eine Auswirkung
auf die Rangfolge des Bieters hat, die ihm gegebenenfalls eine Chan-
ce auf die Auftragserteilung vermittelt. Ergibt das Ergebnis der Priifung,
dass durch die Ruge die Position des Bieters nicht entscheidend veran-
dert wird und er unter keinem Gesichtspunkt eine Chance hat, den Auf-
trag zu erhalten, dann ist der Bieter nicht in seinen Rechten verletzt. Die
Maoglichkeit, das Nachprifungsverfahren bereits in einem friihen Stadi-
um zu beenden, weil der Bieter nicht in seinen Rechten verletzt ist, be-
stand bislang nicht. Auch wenn zu Beginn der Priifung feststand, dass
die Riige keine Auswirkung auf die Rangfolge des Bieters hat und die-
ser Uberhaupt keine Chance auf die Erteilung des Auftrages hat, konnte
die Nachpriifung deshalb nicht beendet, sondern musste weiter fortge-
setzt werden. In diesem Fall ist es aus Grinden der Verwaltungsoko-
nomie angezeigt, die Nachprifung nicht weiter fortzufiihren. Stellt sich
also bei der Prifung heraus, dass der Bieter durch die Ruge keine Aus-
sicht auf die Erteilung des Zuschlages hat und er somit nicht in seinen
Rechten verletzt ist, dann ist es nicht effektiv und nicht effizient, die
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Nachpriifung umfassend weiter zu betreiben. Durch die Feststellung,
dass der Bieter nicht in seinen Rechten verletzt ist, kann die Nachpru-
fung im Ergebnis friihzeitiger beendet und damit auch das Vergabever-
fahren schneller abgeschlossen und der Auftrag erteilt werden. In der
Aufnahme dieser Voraussetzung sind keine Verkiirzung der Nachpri-
fungsmaoglichkeit und keine Erschwernis des Bieters zu sehen. Die ef-
fektive Nachpriifungsmoglichkeit der Bieter ist weiterhin gewahrleistet
und wird hierdurch nicht eingeschrankt. Im Hinblick auf die Folge einer
erhobenen Beanstandung und Nachpriifung, das Aussetzen des Verga-
beverfahrens und der Auftragsdurchfiihrung ist die Voraussetzung der
Verletzung in seinen Rechten ein sachgerechtes Korrektiv, um eine ge-
gebenenfalls missbrauchliche Inanspruchnahme der Beanstandungs-
und Nachprifungsméglichkeit zu vermeiden.

Zu Doppelbuchstabe bb

Der Vergabekammer wird die Mdglichkeit eréffnet, ausnahmsweise die
Frist von 14 Kalendertagen, innerhalb der sie die Entscheidung zur Be-
anstandung eines Bieters zu treffen hat, einmalig um weitere sieben Ka-
lendertage zu verlangern. Derartige Ausnahmesituationen kdnnen zum
Beispiel gesehen werden beim Vorliegen umfangreicher, komplexer
Sachverhalte, der Bewertung schwieriger, komplexer Rechtsfragen oder
bei einer zeitlich gehauften Vielzahl eingehender Verfahren, insbeson-
dere vor den Schulferien oder der Weihnachts- und Osterzeit. Gerade
bei einer Vielzahl gehauft eingehender Verfahren bereitet es der Verga-
bekammer erhebliche Probleme, diese innerhalb der Frist von 14 Kalen-
dertagen zu entscheiden, wenn dann auch noch personelle Engpasse
zum Beispiel durch Krankheit und Urlaub diese Situation verscharfen.

Zu Buchstabe d (Absatz 2 a)

Zur Gewahrleistung und Sicherstellung der bestehenden Beanstan-
dungs- und Nachprifungsmadglichkeit der Bieter ist es erforderlich,
Rechtsfolgen fiir den Fall zu regeln, dass der Auftraggeber die gesetzli-
chen Vorgaben nicht einhalt und unter Verletzung der gesetzlichen An-
forderungen den Zuschlag bereits "vorzeitig" erteilt. Durch diese Rege-
lung wird eine Gesetzesliicke geschlossen. Die Sanktionierung eines
VerstolRes gegen landesrechtliche, im Unterschwellenbereich geltende
Vergabevorschriften mittels einer zivilrechtlichen Folge (Unwirksamkeit
des Vertrages) soll diesen Vergabevorschriften zu einer gréReren Ver-
bindlichkeit und Durchsetzbarkeit verhelfen. Daher ist die Festlegung der
zivilrechtlichen Folge des Verstolies als Annexregelung zu den landes-
rechtlichen, fir den Unterschwellenbereich geltende Vergabevorschrif-
ten zu sehen, die ihrer Rechtsnatur nach zum Haushaltsrecht gehéren.

Die Regelung ist an die Regelung der Unwirksamkeitim § 135 GWB an-
gelehnt. Der Lauf der Frist, innerhalb der ein Bieter die Unwirksamkeit
des Vertrages wegen der genannten Versté3e nach Nummer 1 oder 2
durch die Vergabekammer feststellen lassen kann, setzt eine Informa-
tion der betroffenen Bieter durch den Auftraggeber tUber den Abschluss
des Vertrages voraus. Eine anderweitige Kenntniserlangung des Ver-
stolRes durch den Bieter ist als fristausldsendes Ereignis zu unbestimmt.
Zum Beispiel wirde ein Abstellen auf die Kenntnis des Verstoltes durch
den Bieter im Nachprifungsverfahren zu Schwierigkeiten hinsichtlich
der Nachvollziehbarkeit und Beweisbarkeit fuhren. Der Auftraggeber
selbst kann den Zeitraum der drohenden Unwirksamkeit des Vertrages
nach Absatz 2a von langstens drei Monaten durch die Information der
betroffenen Bieter Uber den Abschluss des Vertrags reduzieren auf 30
Kalendertage (nach Information der Bieter (iber den Abschluss des Ver-
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trages). Im Unterschied zum Oberschwellenbereich erscheint flir den Un-
terschwellenbereich eine Begrenzung der Frist zur Geltendmachung der
Unwirksamkeit des Vertrages in den Fallen des Absatzes 2 a durch den
Bieter bis spatestens drei Monate nach Vertragsschluss als ausreichend.

Zu Buchstabe e (Absatz 4)

Die Verweisung auf den neu eingefligten Absatz 2 a dient der Klarstel-
lung, dass auch der Absatz 2 a keine Anwendung findet, wenn die in Ab-
satz 4 festgelegten Nachprifungswertgrenzen nicht Giberschritten werden.

Zu Nummer 19 (§ 20 Evaluierung)

Acht Jahre nach Inkrafttreten des Gesetzes zur Anderung des Thiirin-
ger Vergabegesetzes und anderer haushaltsrechtlicher Vorschriften wird
das Tharinger Vergabegesetz erneut einer Evaluierung unterzogen. Vor
dem Hintergrund der in der jlingsten Zeit erfolgten mehrfachen und viel-
faltigen Anderungen des Vergaberechtes ist es wichtig, der Praxis ein
Signal der Bestandigkeit zu geben. Die Praxis braucht Zeit, sich mit den
neuen Regelungen vertraut zu machen, Erfahrungen und Routine zu
sammeln, um diese korrekt anwenden zu kdnnen. Bei einer gewissen
Routine und Erfahrung im Umgang mit neuen gesetzlichen Regelungen
lassen sich aussagekraftige Ergebnisse erwarten. Aus den genannten
Griinden wird ein Zeitraum von acht Jahren flr eine erneute Evaluierung
als sachdienlich erachtet.

Ziel des vergabespezifischen Mindestlohns ist, die Einkommenssituati-
on der Beschéftigten im Niedriglohnsektor zu verbessern. Ob die in § 10
Abs. 4 bis 8 getroffene Regelung zur Erreichung dieses Zieles geeignet
und ausreichend ist, soll gemal der Vorgabe des Absatzes 2 zeitnah,
jedoch nach Ablauf eines ausreichenden Erfahrungszeitraumes Uber-
pruft werden. Ein Erfahrungszeitraum von vier Jahren erscheint ausrei-
chend und angemessen.

Zu Nummer 20 (§ 22 Ubergangsregelung)
Zu Buchstabe a (Absatz 1)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeanderung aufgrund der An-
fligung des Absatzes 2. Die bisherige Ubergangsregelung, die sich auf
das urspriingliche Inkrafttreten des Stammgesetzes vom 18. April 2011
bezieht, wird formal Absatz 1.

Zu Buchstabe b (Absatz 2)

Die Vorschrift bestimmt, dass fiir die unter Geltung des urspriinglichen
Stammgesetzes vom 18. April 2011 bereits begonnenen Vergabever-
fahren die Regelungen des nunmehrigen Anderungsgesetzes keine An-
wendung finden.

Zu Artikel 2 (Anderung der Thiiringer Landeshaushaltsordnung)

Dies stellt eine Folgeadnderung zur verbindlichen Einfiihrung und An-
wendung der Verfahrensordnung fiir die Unterschwellenvergabeord-
nung (UVgO) dar. Da sich die Unterschwellenvergabeordnung struk-
turell und in Teilen inhaltlich an der fiir 6ffentliche Auftrage oberhalb
der EU-Schwellenwerte geltenden Vergabeverordnung vom 12. April
2016 (BGBI. | S. 624) in der jeweils geltenden Fassung orientiert, erfor-
dert die Einfiihrung der Unterschwellenvergabeordnung in Landesrecht
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eine Anpassung der bisherigen Regelung des § 55 ThirLHO. Die Un-
terschwellenvergabeordnung sieht, wie die Vergabeverordnung fiir den
Oberschwellenbereich, die Gleichrangigkeit von Offentlicher Ausschrei-
bung und Beschrankter Ausschreibung mit Teilnahmewettbewerb bei der
Vergabe von o6ffentlichen Liefer- und Dienstleistungsauftragen vor. Die
haushaltsrechtliche Regelung des § 55 ThirLHO sieht bislang im Un-
terschwellenbereich nur die Offentliche Ausschreibung als vorrangiges
Regelverfahren vor. Um die Gleichrangigkeit von Offentlicher Ausschrei-
bung und Beschrankter Ausschreibung mit 6ffentlichem Teilnahmewett-
bewerb im Haushaltsrecht zu etablieren, muss das Haushaltsrecht ge-
andert werden.

Die Anderung des § 55 ThiirLHO entspricht vollumfanglich der vom Bun-
destag am 14. August 2017 beschlossenen wortgleichen Anderung des
§ 55 der Bundeshaushaltsordnung durch das Gesetz zur Neuregelung
des bundesstaatlichen Finanzausgleichssystems ab dem Jahr 2020 und
zur Anderung haushaltsrechtlicher Vorschriften (BGBI. | S. 3122). Die-
ser Anderung hat auch der Bundesrat zugestimmt.

Mit der Anderung werden die haushaltsrechtlichen und vergaberechtli-
chen Voraussetzungen fur die Einfihrung der Unterschwellenvergabe-
ordnung im Land harmonisiert. Gleichzeitig wird auch ein Beitrag zur
Vereinheitlichung der Verfahren im Ober- und Unterschwellenbereich
geleistet.

Zu Artikel 3 (Anderung der Thiiringer Gemeindehaushaltsverord-
nung)

Die Anderung in den Absatzen 1 und 2 stellt eine Folgeénderung zur
verbindlichen Einfiihrung und Anwendung der Unterschwellenvergabe-
ordnung dar. Auf die Begriindung zu Artikel 2 wird verwiesen.

In Absatz 2 wird fur Bauleistungen die gulltige Bezeichnung der Verga-
be- und Vertragsordnung verwendet. Dartber hinaus wird darauf hinge-
wiesen, dass die Regelungen der Verdingungsordnung fir freiberufliche
Leistungen in der Vergabeverordnung aufgegangen sind.

Zu Artikel 4 (Anderung der Thiiringer Gemeindehaushaltsverord-
nung Doppik)

Auf die Begriindung zu Artikel 3 insgesamt wird verwiesen.
Zu Artikel 5 (Neubekanntmachung)

Die Regelung erméglicht die Neubekanntmachung des durch Artikel 1
geanderten Gesetzes.

Zu Artikel 6 (Inkrafttreten)

Die Bestimmung regelt das Inkrafttreten. Insbesondere fiir die Kommu-
nen ist ein zeitlich versetztes Inkrafttreten sachgerecht, um gegebenen-
falls erforderliche Anpassungen an die neue Rechtslage zur Durchfih-
rung rechtskonformer Vergabeverfahren vornehmen zu kénnen.

80



	Gesetz zur Änderung des Thüringer Vergabegesetzes und anderer haushaltsrechtlicher Vorschriften
	A. Problem und Regelungsbedürfnis
	B. Lösung
	C. Alternativen
	D. Kosten
	E. Zuständigkeit

	Gesetz zur Änderung des Thüringer Vergabegesetzes  und anderer haushaltsrechtlicher Vorschriften
	Artikel 1 Änderung des Thüringer Vergabegesetzes
	1. § 1 erhält folgende Fassung:
	2. § 2 wird wie folgt geändert:
	3. § 3 wird wie folgt geändert:
	4. § 4 wird wie folgt geändert:
	5. § 6 Abs. 1 erhält folgende Fassung:
	6. § 7 wird wie folgt geändert:
	7. § 8 wird wie folgt geändert:
	8. § 10 wird wie folgt geändert:
	9. Nach § 10 wird folgender neue § 10 a eingefügt:
	10. In § 11 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte "bei Angebots-abgabe schriftlich" gestrichen.
	11. § 12 wird wie folgt geändert:
	12. Nach § 12 wird folgender neue § 12 a eingefügt:
	13. § 13 erhält folgende Fassung:
	14. § 14 wird wie folgt geändert:
	15. § 15 Abs. 1 erhält folgende Fassung:
	16. § 17 Abs. 1 wird wie folgt geändert:
	17. § 18 wird wie folgt geändert:
	18. § 19 wird wie folgt geändert:
	19. § 20 erhält folgende Fassung:
	20. § 22 wird wie folgt geändert:

	Artikel 2 Änderung der Thüringer Landeshaushaltsordnung
	Artikel 3 Änderung der Thüringer  Gemeindehaushaltsverordnung
	Artikel 4 Änderung der Thüringer  Gemeindehaushaltsverordnung-Doppik
	Artikel 5 Neubekanntmachung
	Artikel 6 Inkrafttreten

	Begründung:
	A. Allgemeines
	I. Grundsätzliches
	II. Wesentliche Inhalte des Gesetzes
	III. Erfüllungsaufwand

	B. Zu den einzelnen Bestimmungen
	Zu Artikel 1 (Änderung des Thüringer Vergabegesetzes)
	Zu Artikel 2 (Änderung der Thüringer Landeshaushaltsordnung)
	Zu Artikel 3 (Änderung der Thüringer Gemeindehaushaltsverord-nung)
	Zu Artikel 4 (Änderung der Thüringer Gemeindehaushaltsverord-nung Doppik)
	Zu Artikel 5 (Neubekanntmachung)
	Zu Artikel 6 (Inkrafttreten)



